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Vorwort zur vierten Auflage.

s war eine schöne Ausgabe, die sich der verstorbene Amtsgerichtsrat Christiani gestellt 
und die er auch mit Erfolg erfüllt hat. Drei Auflagen seines Buches haben dafür ge­

sorgt, daß in weiteren Kreisen die Kenntnis des Rechts, das den Einzelnen im täglichen
Leben am nächsten berührt, des bürgerlichen Rechts, gefördert worden ist — sicherlich 
zum größten Nutzen der davon Betroffenen. Denn je vielgestaltiger das wirtschaftliche, 
kaufmännische und soziale Leben wird, um so größer werden auch die rechtlichen Schwierig­
keiten, denen der Einzelne jeden Tag ausgesetzt sein kann und denen er mit einer gewissen 
Sachkenntnis begegnen muß. Dazu verhilft ihm dieses Buch, ohne natürlich den Weg zum 
Rechtsanwalt zu ersetzen; in manchen einfach liegenden Fällen wird dies zwar die Folge 
der Lektüre des betreffenden Artikels dieses Buches sein, in vielen anderen Fällen wird 
es gerade dazu dienen, daß der Betreffende mit Hilfe des Anwalts sein Recht sucht, 
dessen Bestehen ihm durch dieses Buch deutlich gemacht worden ist. Insbesondere aber 
wird es geeignet sein, den Leser seinerseits vor Schaden zu bewahren, da er die Kennt­
nis der Rechtssätze sich leicht verschaffen kann, die er vor dem Abschluß eines Rechts­
geschäfts oder vor der Fassung eines sonstigen Entschlusses zu wissen nötig hat. Auch 
dem jungen Juristen wird dieses Buch als Repetitorium des Zivilrechts vor dem Examen 
sehr dienlich sein können.

Die letzterschienene Auslage dieses Buches liegt schon ziemlich lange zurück. Da­
mals war das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB.) verhältnismäßig neu. Heute durfte 
manches kürzer dargestellt werden, um den Raum für die inzwischen eingetretenen Er­
gänzungen zu gewinnen. Aus weite Strecken konnte das, was Amtsgerichtsrat Christiani 
gearbeitet hat, übernommen werden, denn seine Arbeit war gut, war mit Liebe zum Stoffe 
gemacht, traf den Ton der Belehrung des Nichtjuristen ganz vorzüglich. Wo man an 
Grenzen kommt, an denen die erste Rechtsbelehrung der Nichtjuristen naturgemäß zu 
Ende sein muß, oder wo spezielle Fragen mit schwierigeren Antworten auftauchen, da ist 
in diesem Buch jetzt auf die betreffenden erläuterten Textausgaben der Gesetze in der 
Guttentagschen Sammlung hingewiesen bzw. auf die Artikel in dem großen sechs­
bändigen, das gesamte deutsche Recht behandelnden Handwörterbuch der Rechts­
wissenschaft herausgegeben von Stier-Somlo und Elster.

So möge auch die neue Auflage dem Ziele dienen, die Rechtskenntnis der All­
gemeinheit zu steigern und dadurch Verständnis für die Rechtspflege zu wecken, zum 
Nutzen derer, die dieses Buch gebrauchen.

Die Bearbeiter.



Mr die Genntzung dieses Guches.
Die Paragraphen des Bürgerlichen Gesetzbuches sind nur mit den 

entsprechenden Ziffern (in Klammern) aufgeführt. Wo es er­
forderlich schien, das Bürgerliche Gesetzbuch besonders zu nennen, ist es 
wie üblich mit BGB. abgekürzt.

HGB. bedeutet Handelsgesetzbuch, GO. oder GewO. = Gewerbe­
ordnung, GBO. = Grundbuchordnung, ZPO. = Zivilprozeßordnung, 
EGBGB. = Einführungsgesetz zum BGB., KO. = Konkursordnung usw. 
AG. = Ausführungsgesetz. Andere Gesetze sind so abgekürzt, daß es ohne 
weiteres verständlich ist.

s. = siehe; s. d. = siehe dies oder siehe dort; vgl. = vergleiche, 
Art. = Artikel (Stichwort); G. ob. Ges. = Gesetz; Vo. = Verordnung. 

RG. bedeutet, daß die mitgeteilte Auffassung (Rechtssatz) auf eine 
Entscheidung des Reichsgerichts zurückgeht.

Da nicht alle Einzelheiten in diesem Werk, namentlich auch nicht 
die besonderen juristischen Schwierigkeiten, dargestellt oder besprochen wer­
den konnten, so ist, wo eine Ergänzung durch Zurückgreifen auf andere 
Bücher erforderlich erscheinen könnte, die Nummer der betreffenden er­
läuternden Gesetzesausgabe in der Guttentagschen Sammlung (Gutt. Slg.) 
bzw. der Artikel im Handwörterbuch der Rechtswissenschaft (HdR.) ge­
nannt worden.



A.

Abdruck von Werken s. Urheberrecht.
Abfallen von Früchten aus ein Nachbargrund­

stück s. Grundeigentum 2f; vgl. auch Früchte.
Abfindung eines wegen einer Verletzung Er­

werbsunfähigen s. Schadensersatz wegen unerlaub­
ter Handlung 6; eines unehelichen Kindes s. Un­
eheliche Kinder 2; einer geschiedenen Frau s. Ehe­
scheidung 3.

Abfindungen aus Gutsübergabeverträgen s. 
Gutsübergabe.

Abgaben, öffentliche, Verjährung derselben s. 
Verjährung 1.

Abhaltung s. Verhinderung.
Abhanden gekommene Jnhaberpapiere, s. Han­

delsgeschäfte 2; Sachen, Ersitzung an solchen, s. Er­
sitzung 1. Eigentumserwerb an solchen s. Beweg­
liche Sachen, Eigentum an; Wertpapiere s. Schuld­
verschreibungen auf den Inhaber I 2; Zins-, Ren­
ten-, Diviüendenscheine s. Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber 2; Papiere, Urkunden usw. s. 
Kraftloserklärung; Hypothekenbriefe s. Hypothek 3 
a. Schl.

Abhanden gekommene Sachen. Das Gesetz 
spricht an verschiedenen Stellen von „abhanden 
gekommenen" (beweglichen) Sachen, meist im Zu­
sammenhänge mit gestohlenen und verloren ge­
gangenen Sachen, z. B. BGB. 935. Es sind unter 
abhanden gekommenen Sachen solche zu verstehen, 
die ohne den rechtsbeständigen Willen des Besitzers 
aus seinem Besitze gekommen sind; es hat z. B. ein 
Dienstbote eine der Herrschaft gehörige Sache ver­
schenkt oder es haben Kinder die Sachen verbracht; 
s. auch „Bewegliche Sachen".

Abholen einer Schuld s. Bringschuld und Hol­
schuld.

Abkömmlinge sind diejenigen Personen, die von 
einer anderen ab stamm en, mithin Kinder, Groß­
kinder (Enkel), Urgroßkinder (Urenkel) usw. „Ge­
meinschaftliche" Abkömmlinge (1482,1483) sind auch 
das durch nachfolgende Ehe legitimierte Kind (1719) 
und das von einem Ehepaar gemeinschaftlich an­
genommene Kind (1757). Abkömmlinge sind vor 
den Verwandten der aussteigenden Linie unterhalts­
pflichtig.

Abkömmlinge als gesetzliche Erben s. Gesetzliche 
Erben; als Pslichterben s. Pflichtteil.

Ablehnung der Leistung eines Schuldners s. Lei­
stungen 8; einer Zahlung oder Leistung s. Verzug 2; 
der Übernahme einer Vormundschaft oder Pflegschaft 
s. Vormundschaft 2.

Ablieferung gefundener Sachen s. Gefundene 
Sachen.

Ablösung von Teilen eines Gebäudes s. Gebäude­
einsturz; einer Rentenschuld s. Rentenschuld.

Ablösnngsrecht eines Gläubigers s. Leistungen 
usw. 4 und Hypothek 2.

Abmarkung von Grenzen s. Grundeigentum 2 i.
Ehristiani, RechlSlexlkon. IV. Ausl.

Abnahme einer gekauften Sache s. Kauf 5; einer 
Arbeit, eines Baues usw. s. Werkvertrag 5.

Abneigung, unüberwindliche, Ehescheidung we­
gen? s. Ehescheidung 1.

Abortsanlagen s. Grundeigentum 2ä u. 3.
Abrechnung s. Schuldversprechen und Schuld­

anerkenntnis. Vgl. auch Erlaß einer Schuld.
Absatz eines Geschäfts, falsche Angaben über 

den, s. Schwindelhafte Reklame 1.
Abschlagszahlungen (Abschlagsleistungen) s. 

Leistungen 3; unterbrechen die Verjährung s. Ver­
jährung 3; Verkauf gegen Abschlagszahlungen s. 
Abzahlung, Verkauf gegen.

Abschlagsverteilungen s. Konkurs 3.
Abschluß (Bilanz) s. Handelsbücher.
Abschrift einer Vollmacht s. Vollmacht 3; aus 

dem Grundbuch s. Grundbuch 2; aus dem Handels­
register s. Handelsregister 1; eines Testaments s. 
Testamentserössnung; beglaubigte s. Form der Rechts­
geschäfte 4.

Abstammung, eheliche, s. Eheliche Kinder. S. 
auch Verwandtschaft.

Abstand einer Anlage von der Grenze s. Grund­
eigentum 3.

Abtretung einer Forderung. (398—413.) 
1. Wer als Gläubiger eine Forderung besitzt, sei es 
eine bedingte, betagte oder gar zukünftige (z. B. 
Mietzinsforderung), kann sie ohne Einwilligung des 
Schuldners und unbekümmert um seine etwaige 
eigene geschuldete Leistung auf einen anderen über­
tragen (an ihn abtreten, zedieren), so daß le­
diglich dieser andere Inhaber der Forderung wird. 
Unerheblich ist der Grund für die Übertragung. 
Meist liegt ihr wohl ein Kauf zugrunde (wenn dies 
auch nicht ausdrücklich unter den Beteiligten aus­
gesprochen wird), indem der bisherige Gläubiger dem 
neuen Gläubiger die Forderung gegen Zahlung ihres 
Wertes (der Valuta) äbtritt. Die Abtretung kann 
aber auch aus irgendeinem anderen Rechtsgrunde 
geschehen; der bisherige Gläubiger kann beispiels­
weise die Forderung schenkweise oder zur Be­
gleichung einer Schuld oder zur Bestellung einer 
Mitgift u. dgl. übertragen. Die Erklärungen des­
jenigen, der die Forderung abtritt, und des­
jenigen, der sich die Forderung abtreten läßt, bilden 
den Abtretungsvertrag. Dieser Vertrag ist un­
abhängig von den ihm zugrunde liegenden Bezie­
hungen der Parteien. Er kann besonders abgeschlos­
sen werden, nachdem bereits der Rechtsgrund, wes­
halb der Abtretungsvertrag erfolgen soll, vertraglich 
sestgelegt ist. In den meisten Fällen werden jedoch 
bei den Verträgen, also der obligatorische, verpflich­
tende und der dingliche, den Übergang der Forderung 
bewirkende, zeitlich zusammenfallen, ja es wird so­
gar in dem aus Zweckmäßigkeitsgründen wohl stets 
schriftlichen Abtretungsvertrag der Grund der Ab­
tretung, der vorab mündlich getätigte Abtretungs- 
verpslichtungsvertrag, gar nicht ausdrücklich erwähnt 
werden. Der Abtretungsvertrag ist, gesetzlich von 
Ausnahmen abgesehen (z. B. Hypothekenforderungen,
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2 Abtretung.

siehe diesen Artikel), an keine Form gebunden, je­
doch kann vom neuen Gläubiger öffentlich be­
glaubigte Schriftform gefordert werden (siehe unten 
am Schluß dieser Nummer). Zulässig ist auch eine 
Abtretung lediglich zu Sicherungszwecken mit der 
Abrede, daß nach Fortfall des Schuldgrundes Rück­
übertragung zu erfolgen hat, sodaß wirtschaftlich 
betrachtet eher eine Verpfändung als Übereignung 
vorliegt (Sicherungsübereignung), sowie auch eine 
Abtretung mit dem Zwecke, im Falle eines Prozesses 
den ersten Gläubiger als Zeugen hören zu können. 
Hier beginnt die Grenze der Scheinabtretung, welchen 
Einwand der hieraus sich berufende Schuldner klar­
zulegen hat. Unsittlich und daher nichtig ist jeden­
falls eine Abtretung, die lediglich erfolgt, um die 
Durchsetzung des Anspruchs durch den mittellosen 
neuen Gläubiger im sogenannten Armenrecht errei­
chen zu können. Gegenstand der Abtretung können 
Forderungen jeder Art sein, soweit nicht das Gesetz 
für einzelne bestimmte Forderungen die Unüber­
tragbarkeit (Nichtabtretbarkeit) besonders festgesetzt 
hat (worüber in den betreffenden Artikeln das Nö­
tige gesagt ist). Allgemein kann eine Forderung 
nicht abgetreten werden, wenn die Leistung an einen 
andern als den ursprünglichen Gläubiger nicht ohne 
Veränderung ihres Inhaltes erfolgenkann 
(399). Hat z. B. jemand vertragsmäßig das Recht, 
von einem anderen freien lebenslänglichen Unterhalt 
zu verlangen, so kann er dieses Recht nicht an einen 
beliebigen anderen abtreten; denn die dem Schuld­
ner obliegende Leistung würde durch einen solchen 
Wechsel in der Person des Berechtigten wesentlich 
verändert werden. Außerdem kann die Übertrag­
barkeit einer Forderung auch durch besondere Ver­
einbarung zwischen dem Gläubiger und dem 
Schuldner ausgeschlossen sein, sowohl bei Begrün­
dung der Forderung, als auch später. Wenn es 
auch bei manchen Forderungen, insbesondere bei 
Geldforderungen, dem Schuldner gleichgültig sein 
kann, wer der Berechtigte ist, so hat doch bei anderen 
der Schuldner ein berechtigtes Interesse daran, es 
nur mit dem ursprünglichen Gläubiger und nicht 
mit irgend einem anderen zu tun zu haben. Insbe­
sondere wird in Versicherungsverträgen vielfach die 
Abtretung der dem Versicherten zustehenden Forde­
rung verboten; auch pflegen Rücksahr-, Rundreise- 
und Abonnementskarten der öffentlichen Verkehrs­
mittel, Depotscheine der Reichsbank u. dgl. für un­
übertragbar erklärt zu werden. Endlich bestimmt das 
Gesetz (400), daß alle Forderungen, welche gesetz­
lich der Pfändung nicht unterworfen sind 
(s. „Pfändung ist der Zwangsvollstreckung 2") auch 
nicht abgetreten werden können. (Durch landesgesetz­
liche Vorschriften können noch weitergehende Vor­
schriften dahin getroffen werden, daß oder über 
welches Maß hinaus Ansprüche der Beamten, Geist­
lichen und Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanstalten 
und deren Hinterbliebenen auf Besoldung, Warte­
geld, Ruhegehalt (Pension), Witwen- und Waisen­
geld nicht abgetreten werden können; BGB. 81.) 

Mit der abgetretenen Forderung gehen von 
selbst auch die Hypotheken und Pfandrechte, 
die mit ihr verbunden sind, sowie die Rechte aus 
einer für die Forderung etwa geleisteten Bürg­
schaft aus den neuen Gläubiger über. Ein mit der 
abgetretenen Forderung etwa verbundenes Vor­
zugsrecht (für den Fall der Zwangsvollstreckung 
oder des Konkurses) kann auch der neue Gläubiger 
geltend machen (401). Ob mit der abgetretenen For­
derung auch der Anspruch auf Früchte, Zinsen 
und Strafen aus den neuen Gläubiger ohne wei­

teres übergeht, darüber enthält das Gesetz keine 
Bestimmung; es kommt hier auf die Erforschung )es 
Willens der Beteiligten im einzelnen Falle an.

2. Nachweis der erfolgten Abtretung. 
Infolge der Abtretung ist der bisherige Gläubiger 
verpflichtet, so viel an ihm liegt, dem neuen Gläu­
biger alle Mittel an die Hand zu geben, damit dieser 
möglichst ohne Schwierigkeiten die abgetretene For­
derung gegen den Schuldner geltend machen kann; 
er muh ihm jede hierzu nötige Auskunft erteilen 
(402). Die Schuldurkunde, sowie sonstige zum 
Beweise der Forderung dienende Urkunden, soweit sie 
sich in seinem Besitze befinden, muß er ihm aus­
liefern. Obwohl die Abtretung einer Forderung auch 
dann rechtsgültig ist, wenn sie bloß mündlich erfolgt 
ist, so kann doch der neue Gläubiger zwecks Nach­
weises seiner Forderung jederzeit die Ausstellung 
einer öffentlich beglaubigten Abtretungsurkunde 
(Zessionsurkunde) verlangen (403). Die Kosten 
hierfür hat der neue Gläubiger zu tragen und sie 
auf Verlangen vorzuschießen. Anderweitige Ver­
einbarung unter den Beteiligten ist selbstverständ­
lich zulässig; insbesondere können die Kosten, wie 
namentlich bei Abtretung von Hypotheksorderungen 
häufig geschieht, auch vom Schuldner übernom­
men werden.

3. Verhältnis des neuen Gläubigers 
zum Schuldner, sowie des Schuldners zum al­
ten Gläubiger. Es entspricht der Billigkeit, daß 
die Forderung nur so, wie sie zur Zeit der Ab­
tretung bestand, also mit allen damals etwa vor­
handenen Mängeln, auf den neuen Gläubiger über­
gehen kann. Der Schuldner kann daher dem neuen 
Gläubiger alle Einwendungen entgegensetzen, die 
zur Zeit der Abtretung ihm gegen den alten Gläu­
biger zustanden, z. B. daß die Forderung zum Teil 
erlassen sei, daß ihm, dem Schuldner, Frist erteilt 
worden, daß die Forderung nur bedingungsweise 
bestehe u. dgl. in. (404).

Ob die abgetretene Forderung rechtsgültig ist, 
insbesondere ob sie wirklich besteht und nicht etwa 
bloß eine Scheinforderunz ist, das zu prüfen ist 
Sache dessen, der sich die Forderung abtreten läßt. 
Nur verbriefte Forderungen entbinden von einer 
eingehenden Prüfungspslicht. Hat daher jemand eine 
Schuldurkunde nur zum Schein ausgestellt, so kann 
er sich, wenn diese angebliche Forderung unter Vor­
legung dieser Urkunde abgetreten ist, dem neuen 
Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß die 
Eingehung oder Anerkennung des Schuldverhält­
nisses durch ihn nur zum Schein erfolgt sei, wenn 
nicht der neue Gläubiger bei der Abtretung den 
Sachverhalt gekannt hat oder bei genügender Sorg­
falt hätte erkennen müssen (405). Ebensowenig kann 
der Schuldner, wenn er eine Schuldurkunde aus­
gestellt hat und diese bei der Abtretung vorgelegt 
ist, sich daraus berufen, daß er mit dem früheren 
Gläubiger mündlich vereinbart habe, daß die Forde­
rung nicht an andere abgetreten werden könne, es sei 
denn, daß auch hier der neue Gläubiger den Sach­
verhalt gekannt hat oder hätte erkennen müssen. 
Derartige Abmachungen (über die Nichtabtretbarkeit) 
müssen also, um auf alle Fälle wirksam zu sein, in 
die Schuldurkunde mit ausgenommen werden.

Hatte der Schuldner der abgetretenen Forderung 
gegen den bisherigen Gläubiger auch seinerseits eine 
Forderung, mit der er gegen die jetzt abgetretene 
Forderung aufrechnen durfte (s. „Ausrechnung"), 
so kann er auch jetzt noch, trotz der Abtretung, dem 
neuen Gläubiger gegenüber mit der Forderung auf­
rechnen; dieses Recht wird ihm durch die Abtretung
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nicht verkümmert (406). Voraussetzung für das 
Recht der Aufrechnung ist aber, daß die Gegenforde­
rung, mit welcher der Schuldner aufrechnen will, 
schon bestanden hat zu der Zeit, als der Schuldner 
von der erfolgten Abtretung Kenntnis erlangte 
(einerlei, auf welche Weise er diese Kenntnis erlangt 
hat), und daß sie nicht erst nach der Erlangung die­
ser Kenntnis und später als die abgetretene Forde­
rung fällig geworden ist. Darauf, ob der neue 
Gläubiger von solcher Schuld des abtretenden Gläu­
bigers, mit welcher der Schuldner jetzt aufrechnet, 
Kenntnis gehabt hat, kommt es für das Recht des 
Schuldners, aufzurechnen, nicht an. Inwiefern der 
bisherige Gläubiger den neuen wegen solcher Ge­
genforderung, mit welcher der Schuldner aufrechnet, 
schadlos zu halten hat, das hängt von dem zwischen 
beiden bestehenden Rechtsverhältnis cib; hat der 
neue Gläubiger die Forderung vom alten gekauft, 
so haftet der Verkäufer jedenfalls dafür, wenn dem 
Käufer der Geldwert der abgetretenen Forderung 
ganz oder teilweise durch Aufrechnung entzogen ist.

Solange der Schuldner von der ge­
schehenen Abtretung der Forderung keine 
sichere Kenntnis hat, kann er sich mit dem bis­
herigen Gläubiger gültig einlassen, an ihn zahlen, 
ihm die Zahlung anbieten, mit ihm Rechtsgeschäfte 
über die Forderung abschließen, ihm kündigen usw.; 
nach erlangter Kenntnis von der Abtretung sind 
solche Rechtshandlungen mit dem bisherigen Gläu­
biger unverbindlich; der Schuldner hat, wenn er 
weiß, daß die Forderung abgetreten ist, es nur noch 
mit dem neuen Gläubiger zu tun (407). Der 
Schuldner muß aber die Abtretung wirklich kennen. 
Es genügt nicht die Mitteilung des angeblichen 
neuen Gläubigers, selbst dann nicht, wenn die Ab­
tretung nach den Umständen wahrscheinlich ist. 
Der Schuldner ist seinerseits nicht verpflichtet (RG.), 
eine Aufklärung des Sachverhalts vorzunehmen; 
vielmehr ist es Sache des neuen Gläubigers, dem 
Schuldner den Nachweis des Erwerbs der Forde­
rung zu liefern (siehe weiter unten), und bis dahin 
ist dieser, wenn er nicht etwa aus anderem 
Wege sichere Kenntnis von der Abtretung erlangt 
hat, nach wie vor befugt, an den alten Gläubiger 
zu zahlen. — Der Schuldner kann sich dem neuen 
Gläubiger gegenüber auch auf ein rechtskräftiges Ur­
teil berufen, das in einem Prozesse ergangen ist, 
welcher erst nach der Abtretung anhängig gemacht 
war, wenn er zur Zeit, als der Prozeß anhängig 
wurde, von der erfolgten Abtretung noch keine 
Kenntnis gehabt hat.

Die ebengedachten Vorschriften (407) finden auch 
dann entsprechende Anwendung, wenn die abge­
tretene Forderung von dem bisherigen Gläubiger 
nochmals an einen anderen abgetreten ist oder 
wenn die bereits abgetretene Forderung durch ge­
richtlichen Beschluß (z. B. durch einen Psän- 
dungs- und Überweisungsbeschluß in einer Zwangs­
vollstreckung gegen den Schuldner) einem Dritten 
üb erwiesen ist oder wenn der bisherige Gläubiger 
einem Dritten gegenüber anerkannt hat, daß die be­
reits abgetretene Forderung kraft Gesetzes auf einen 
Dritten übergegangen sei (408).

Zeigt ein Gläubiger seinem Schuldner an, sei 
es durch eine öffentliche Urkunde, schriftlich oder auch 
nur mündlich, daß er die ihm zustehende Forderung 
einem andern abgetreten habe, so muß er dies gegen 
sich gelten lassen, wenn auch die Abtretung in 
Wirklichkeit gar nicht oder nicht gültig erfolgt ist; 
der Schuldner kann sich also gültig mit dem neuen 
Gläubiger einlassen (409). Dasselbe gilt, wenn der 

Gläubiger eine Urkunde darüber ausgestellt hat, daß 
er dem andern die Forderung abgetreten habe, und 
nun der in dieser Urkunde als neuer Gläubiger 
Bezeichnete dem Schuldner die Urkunde vorlegt. Be­
deutungsvoll und leicht zu Schwierigkeiten führend, 
so daß bei Abgabe der Erklärung sorgfältig verfahren 
werden muß, ist, daß die Anzeige über die ge­
schehene Abtretung der Forderung (auch die in der 
Ausstellung einer Abtretungsurkunde liegende) nur 
mit Zustimmung desjenigen zurückgenommen werden 
kann, der als der neue Gläubiger bezeichnet wor­
den ist.

Zahlung an den neuen Gläubiger. Wird 
ein Schuldner von jemandem zur Zahlung aufge­
fordert, der behauptet, daß ihm jetzt die Forderung 
zustehe, weil sie ihm von dem bisherigen Gläubiger 
abgetreten sei, so ist zu unterscheiden, ob der bis­
herige Gläubiger die Abtretung dem Schuldner 
schriftlich angezeigt hat oder nicht. Ist dies der 
Fall (eine mündliche Anzeige braucht der Schuldner 
nicht zu beachten), so muß der Schuldner an den 
neuen Gläubiger zahlen. Vorlegung einer beson­
deren Abtretungsurkunde kann er nicht verlangen. 
Ist dagegen dem Schuldner eine solche Anzeige von 
dem bisherigen Gläubiger nicht gemacht, so kann er 
von dem angeblichen neuen Gläubiger Vorlegung 
einer schriftlichen Abtretungserklärung (Abtre­
tungsurkunde, Zessionsurkunde) fordern. Er 
braucht nur gegen Aushändigung einer solchen 
Urkunde Zahlung zu leisten (410). Daß die vorzu­
legende Abtretungsurkunde beglaubigt sei, wird 
vom Gesetz nicht schlechthin gefordert. Hegt aber der 
Schuldner begründeten Zweifel an der Echtheit der 
Urkunde, so wird ihm der neue Gläubiger die Echt­
heit nachzuweisen haben (zu welchem Zwecke er ja 
von dem abtretenden Gläubiger die Ausstellung einer 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Abtretungs­
urkunde verlangen kann; siehe oben unter 1 am 
Schluß). Mahnt der angebliche neue Gläubiger 
an die Zahlung oder kündigt er dem Schuldner die 
Forderung ohne Vorlegung der Abtretungsurkunde, 
so muß der Schuldner (falls ihm nicht etwa die 
Abtretung von dem bisherigen Gläubiger schriftlich 
mitgeteilt ist) die Mahnung (Kündigung) unverzüg­
lich aus dem Grunde, weil eine Abtretungs­
urkunde nicht vorgelegt sei, zurückweisen, an­
dernfalls diese als zu Recht erfolgt angesehen wird. 

Durch den Besitz der Abtretungsurkunde oder der 
schriftlichen Anzeige des bisherigen Gläubigers über 
die Abtretung und die Quittung des neuen Gläu­
bigers ist der Schuldner gegen etwaige spätere An­
sprüche des früheren Gläubigers ausreichend ge­
schützt. Kann ohne Verschulden des Schuldners dieser 
sich keine Gewißheit darüber verschaffen, wer der 
Forderungsberechtigte ist, so steht es ihm frei, den 
Schuldbetrag zu hinterlegen (s. „Hinterlegung 
von Geld usw.").

Tritt eine Militärperson, ein Beamter, ein Geist­
licher oder ein Lehrer an einer öffentlichen Unter­
richtsanstalt den übertragbaren Teil des Dienstein­
kommens, des Wartegeldes oder des Ruhegehalts ab, 
so ist die auszahlende Kasse durch Aushändigung 
einer von dem bisherigen Gläubiger ausgestellten, 
öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung 
zu benachrichtigen (411). Bis zur Benachrichtigung 
gilt die Abtretung als der Kasse nicht bekannt.

Das vorstehend Mitgeteilte findet im wesentlichen 
auch auf solche Fälle Anwendung, wo es sich nicht 
um eine vertragsmäßige Abtretung einer Forderung, 
sondern um die Übertragung einer Forderung 
kraft Gesetzes handelt, sowie wo nicht die Über-
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tragung von Forderungen, sondern die Übertragung 
anderer Rechte in Frage steht, soweit nicht das 
Gesetz etwas anderes vorschreibt, (412, 413).

Abtretung einer Anweisung s. Anweisungen 5; 
einer Hypothek s. Hypothek 3; von Ansprüchen bei 
einer Schadensersatzleistung s. Schadensersatz usw.; 
von Forderungen durch einen Vormund s. Vormund 
6; durch einen Vater s. Verwaltung und Nutzung des 
Kindesvermögens usw. 1; von Rechten s. Abtretung 
einer Forderung 1; eines Anspruchs auf Auf­
lassung j. Auflassung 2 a. Schl.; von Miet- und 
Pachtzinsen vor einem Verkauf s. Miete 10.

Abwehr eines rechtswidrigen Angriffs s. Selbst­
verteidigung 1.

Abwesend. Willenserklärung unter Abwesenden. 
1. Regelmäßig gehört es zur Rechtswirksamkeit 
einer Willenserklärung, daß sie einem anderen 
(einem Beteiligten) gegenüber abgegeben wird 
(z. B. Anerkennung einer Schuld, Mahnung, Kündi­
gung, Rücktrittserklärung usw.); insbesondere ist bei 
allen Verträgen (als zweiseitigen Rechtsgeschäf­
ten) erforderlich, daß die Erklärung der einen Partei 
der andern gegenüber abgegeben wird. Es fragt 
sich, wann die Willenserklärung nun als abgegeben 
gilt, wenn der andere Teil abwesend ist, d. h. 
sich an einem anderen Orte befindet, wie der Er­
klärende. Das Gesetz (130) bestimmt darüber: Eine 
Willenserklärung, die einem anderen gegenüber ab­
zugeben ist, wird, wenn sie in dessen Abwesenheit 
abgegeben wird, in dem Zeitpunkte wirksam, in 
welchem sie ihm zugeht. Sie wird nicht wirksam, 
wenn dem anderen vorher oder gleichzeitig ein 
Widerruf zugeht. Auf die Wirksamkeit der Willens­
erklärung ist es ohne Einfluß, wenn der Erklärende 
nach der Abgabe stirbt oder geschäftsunfähig wird. 
Diese Vorschriften finden auch dann Anwendung, 
wenn die Willenserklärung einer Behörde gegen­
über abzugeben ist. Wird die Willenserklärung 
einem Geschäftsunfähigen (s. d.), z. B. einem 
Kinde unter sieben Jahren, einem wegen Geistes­
krankheit Entmündigten, gegenüber abgegeben, so 
wird sie nicht wirksam, bevor sie dem gesetzlichen 
Vertreter (Vater,Vormund usw.) zugeht. Das gleiche 
gilt, wenn die Willenserklärung einer in der Ge­
schäftsfähigkeit beschränkten Person (anderen, 
als wegen Geisteskrankheit Entmündigten; Minder­
jährigen über sieben Jahren usw.) gegenüber abge­
geben wird. Bringt die Erklärung jedoch der in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkten Person lediglich einen 
rechtlichen Vorteil oder hat der gesetzliche Vertreter 
seine Einwilligung erteilt, so wird die Erklärung 
in dem Zeitpunkte wirksam, in welchem sie ihm 
zugeht (131). Die vorstehenden Bestimmungen über 
Willenserklärungen, die einer geschäftsunfähigen oder 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkten Person gegen­
über abzugeben sind, sind nicht ohne weiteres auf 
den Fall zu übertragen, wo die Erklärung in An­
wesenheit des Betreffenden abgegeben wird. Das 
Gesetz enthält für diesen Fall keine ausdrücklichen 
Bestimmungen; die Frage ist also nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen zu beurteilen. — Die Willens­
erklärung ist dem anderen zugegangen, wenn der 
Brief, das Telegramm usw., welches sie enthält, ihm 
übergeben oder in seiner Wohnung abgeliefert, ins­
besondere, sei es ihm persönlich oder seinem Haus­
genossen usw. nach den postalischen Bestimmungen ord­
nungsmäßig ausgehändigt ist oder wenn der gesandte 
Bote die Bestellung ihm oder seinen Angehörigen, 
Dienstleuten usw. ausgerichtet hat, bei Einwurf in 
den Hausbriefkasten, sobald mit dessen Leerung zu 

rechnen ist (RG.); ob der Empfänger Kenntnis von 
der Willenserklärung erhalten hat, ist gleichgültig.

Eine an das Kontor eines Kaufmanns in seiner 
Abwesenheit ergehende telephonische Erklärung 
geht ihm in der Regel in dem Zeitpunkte zu, in 
dem sie von einem dazu Befugten, als welcher in 
der Regel jeder kaufmännische Angestellte des Kon­
tors anzusehen ist, entgegengenommen wird (RG.).

2. Wer einem anderen eine rechtswirksame Wil­
lenserklärung (Kündigung, Mahnung, Annahme­
erklärung usw.) zugehen lassen und sich einenBeweis 
darüber sichern will, kann sich der Vermittlung eines 
Gerichtsvollziehers bedienen (132). Er über­
gibt diesem eine die betreffende Willenserklärung 
enthaltende Schrift (ich kündige hiermit Herrn X. 
die mir vermietete Wohnung auf den 1. Januar 
n. I."; „ich fordere hierdurch Herrn I. auf, mir 
die Restschuld von 2000 M. für das am 25. Sep­
tember v. I. von mir gekaufte Grundstück innerhalb 
einer Woche zu entrichten" usw.), die vom Gerichts­
vollzieher dem Gegner nach den Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung zugestellt wird. Der Auftrag­
geber erhält darüber eine Zustellungsurkunde, die 
ihm als Beweismittel über die Zustellung der Er­
klärung dient. Für den Fall, daß sich der Er­
klärende über die Person oder den Aufenthaltsort 
des Gegners in Unkenntnis befindet, enthält der 
§ 132 des Gesetzbuchs im Absatz 2 besondere Be­
stimmungen.

Abwesende, Vertrag unter, s. Vertrag, Ver­
tragsannahme 2; Pflegschaft über, s. Pflegschaft le.

Abwesenheit, lange, begründet Antrag auf Todes­
erklärung, s. Todeserklärung; eines Vaters, s. Eltern 
und Kinder 7 u. Verwaltung usw. des Kindesver­
mögens 1.

Abwesenheitspslegschast s. Pflegschaft le.
Abzahlung, Verkäufe aus (Abzahlungsgeschäfte). 

AbzGes. v. 16. 5. 94, Gutt. Slg. Nr. 34.) Während 
die Abzahlungsgeschäfte heute allgemein üblich sind 
und auch ohne Rücksicht auf die Vermögenslage des 
Käufers abgeschlossen werden, bedurfte es bereits 
vor Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches einer 
gesetzlichen Regelung, um die damals im wesentlichen 
vermögenslosen Volksschichten, die allein als Käu­
fer in Frage kommen, vor Ausbeutung zu schützen. 
Das Gesetz betreffend die Abzahlungsgeschäfte befaßt 
sich dementsprechend nur mit dem Erwerb von be­
weglichen Sachen — nicht also Grundstücken — und 
nimmt, als nicht eines gesetzlichen Schutzes bedürftig, 
im Handelsregister eingetragene Kaufleute (s. u.) 
von seinen Vorschriften aus. Hauptbestandteil des 
Gesetzes ist die Vorschrift, daß bei einer ratenweisen 
Tilgung des Kaufpreises die Ausübung eines ver­
traglichen Rücktrittsrechtes für beide Teile, d. h. 
Käufer sowie Verkäufer die Verpflichtung nach sich 
zieht, dem anderen Teile das Empfangene zurück­
zugeben. Nehmen wir an: A. hat von B. ein Fahr­
rad für 300 M. gegen monatliche Abzahlung von 
10 M. mit der Verabredung gekauft, daß bei nicht 
pünktlicher Innehaltung der Teilzahlungen oder bei 
sonstigem vertragswidrigen Handeln des Käufers B. 
von dem Verkaufe zurücktreten könne, so muß aller­
dings, wenn der Verkäufer z. B. wegen Ausbleibens 
einer Zahlung von dem Vertrage zurücktritt, A. 
ihm das Rad zurückgeben, aber auch B. muß die 
bereits empfangenen Teilzahlungen zurückgeben, 
soweit er nicht etwa mit Gegenforderungen 
(siehe unten) aufrechnen kann. Eine Vertrags­
bestimmung, wonach A. im Falle der Zahlungs­
säumnis oder einer sonstigen Nichterfüllung seiner 
Vertragspflichten das Rad zurückgeben müßte.
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aber die bereits geleisteten Zahlungen nicht zurück­
fordern könnte (sie verwirkt hätte; sog. Verfall­
klausel), ist rechtsungültig. (Ob bei Verkäufen auf 
Abzahlung das Eigentum an den dem Käufer über­
gebenen Sachen auf diesen übergeht oder ob es bis 
zur völligen Abtragung des Kaufpreises, wie wohl 
meistens vom Verkäufer ausgemacht werden wird 
und im Zweifel anzunehmen ist, bei diesem verbleibt, 
hängt von der Vereinbarung der Beteiligten ab.) 
Der Verkäufer kann nun aber im Falle des berech­
tigten Rücktrittes vom Vertrage unter Umständen 
Schadensersatzforderungen gegen den Käufer 
geltend machen; er kann Ersatz verlangen für die 
Aufwendungen, die er infolge des Vertrages ge­
macht hat, z. B. Fracht- und Portoauslagen, Stem­
pel und Montagekosten, und für Beschädigungen, 
die die Sache etwa durch Verschulden des Käufers 
oder durch einen sonstigen Umstand, den der Käufer 
vertreten muß (s. „Vertretung von Vorsatz usw."), 
erlitten hat. Ferner muß auch der Käufer dafür, 
daß er die Sache bis zur Rückgabe an den Verkäufer 
gebraucht oder benutzt hat, dem letzteren eine dem 
Werte dieser Nutzung entsprechende Vergütung 
zahlen, bei deren Berechnung selbstverständlich auf 
eine inzwischen eingetretene Wertminderung der 
Sache Rücksicht zu nehmen ist. Hat beispielsweise der 
Verkäufer dem Käufer eine Wohnungseinrichtung 
für 1000 RM. auf Abzahlung geliefert, geht der 
Kauf aber zurück, weil der Käufer schon nach zwei 
Monaten die Ratenzahlungen nicht mehr innehalten 
kann, so hat der Käufer nicht bloß die übliche Miete 
für diese Gegenstände für die Zeit seiner Benutzung 
der Sachen zu zahlen, sondern er muß den Ver­
käufer auch dafür entschädigen, daß die Möbel jetzt 
weniger wert sind, weil sie, wenn sie auch nur kurze 
Zeit und vielleicht sehr schonend benutzt sind, jetzt 
eben „gebrauchte" Möbel sind. Alle diese Beträge 
kann der Verkäufer von den an den Käufer zurückzu­
zahlenden Ratenzahlungen absetzen. Eine etwaige 
Vereinbarung zwischen den Beteiligten, wonach der 
Käufer im Falle des Rückganges des Kaufes dem 
Verkäufer eine höhere Entschädigung als die eben 
besprochene zu zahlen hat, ist rechtsungültig; der 
Käufer braucht nicht mehr zu zahlen, als wozu er 
nach dem Gesetze verpflichtet ist, insbesondere braucht 
er auch eine für den Fall des Rücktritts des Ver­
käufers vereinbarte Vertragsstrafe (Konventional­
strafe) nicht zu zahlen. Dagegen können sich die 
Beteiligten nach erfolgtem Rücktritt des Verkäufers 
von dem Vertrage über die dem Verkäufer zu­
kommende Entschädigung gültig, ohne Rücksicht aus 
die gesetzlichen Bestimmungen, einigen. Über die 
Höhe der nach dem obigen dem Verkäufer zustehen­
den Vergütung hat im Prozeßsalle das Gericht unter 
Würdigung aller Umstände nach freier Überzeugung 
zu entscheiden. Die Rückgabe der gekauften Sache 
und die Rückzahlung der empfangenen Teilzahlungen 
(soweit diese nicht etwa durch die besprochenen Ge­
genforderungen des Verkäufers aufgezehrt werden) 
müssen „Zug um Zug" erfolgen, d. h. keiner der 
Beteiligten kann die Leistung von dem anderen ver­
langen, wenn er nicht seinerseits das von ihm Ge­
schuldete anbietet.

Vertragsstrafen (Konventionalstrafen). 
Fälligkertsklausel. Es ist oben gesagt, daß der 
Käufer eine etwa für den Fall des Rücktritts 
des Verkäufers vom Vertrage vereinbarte Ver­
tragsstrafe (Konventionalstrafe) nicht zu be­
zahlen, sondern nur das gesetzlich ihm obliegende zu 
erfüllen braucht. Es kann aber eine solche Strafe 
vertragsmäßig auch für den Fall festgesetzt sein, daß 

der Käufer eine Vertragsverpflichtung nicht erfüllt, 
z. B. einen Zahlungstermin nicht innehält, ohne daß 
der Verkäufer deshalb von dem Vertrage zurückzu­
treten berechtigt ist, oder daß der Verkäufer von 
dem ihm in solchem Falle vertragsmäßig oder ge­
setzlich zustehenden Rücktrittsrecht keinen Gebrauch 
macht. Dann kann der Verkäufer allerdings die 
Vertragsstrafe fordern; aber es kommt dann die all­
gemeine gesetzliche Bestimmung zur Anwendung, wo­
nach eine unverhältnismäßig hohe Vertragsstrafe auf 

-Antrag des Schuldners durch gerichtliches Urteil 
(wenn die Beteiligten sich nicht gütlich einigen) auf 
einen angemessenen Betrag herabgesetzt werden 
kann. Hat der Käufer die Strafe schon gezahlt, so 
kann er eine gerichtliche Herabsetzung nicht mehr ver­
langen. Ist einmal eine Vertragsstrafe vom Käufer 
verwirkt, so bleibt er zu deren Zahlung auch dann 
verpflichtet, wenn später der Verkäufer auf Grund 
einer neuen Vertragsverletzung des Käufers vom 
Vertrage zurücktritt. — Ist unter den Beteiligten 
verabredet, daß, wenn der Käufer eine Ratenzahlung 
nicht rechtzeitig leiste oder sonst eine ihm vertrags­
mäßig obliegende Verpflichtung nicht erfülle, der 
ganze Restkaufpreis sofort fällig sein solle 
(sog. Fälligkeilsklausel), so ist diese Verein­
barung nur für den Fall gültig, daß der Käufer mit 
mindestens zwei aufeinander folgenden Teil­
zahlungen ganz oder teilweise „im Verzüge" ist (s. 
„Verzug des Schuldners") und der Betrag, mit 
dessen Zahlung er im Verzüge ist, mindestens dem 
zehnten Teile des Kaufpreises der übergebenen 
Ware (also z. B. bei einem verkauften, in Lieferun­
gen erscheinenden Werke der bereits gelieferten 
Hefte) gleichkommt.

Nimmt der Verkäufer in dem Falle, daß er sich 
vertragsmäßig das Eigentum an den dem Käufer 
übergebenen Sachen bis zur vollständigen Zahlung 
des Kaufpreises 'Vorbehalten hat, auf Grund dieses 
Vorbehalts die dem Käufer übergebenen Sachen wie­
der an sich, oder betreibt er zwecks Wiedererlangung 
Zwangsvollstreckung in diese, so gilt dies nach dem 
Gesetze als Ausübung des Rücktrittsrechts. Der Ver­
käufer kann also nicht die Sache zurücknehmen, ohne 
vom Vertrage zurückzutreten.

2. Mietverträge. Verbot gewisser Ab­
zahlungsgeschäfte. Es ist bisher nur von Käu­
fen (Verkäufen) aus Abzahlung die Rede gewesen. 
Abzahlungsgeschäfte werden aber vielfach auch in 
anderer Form gemacht, z. B. in Form eines Miet­
vertrages, und meist mit der Beredung, daß der 
Mieter nach gewisser Zeit, wenn er alle Vertrags­
bedingungen erfüllt habe, das Eigentum an den ge­
mieteten Sachen erwerben solle. Es sind dies ver­
schleierte Kaufgeschäfte. Auch auf diese Ge­
schäfte finden die vorstehend unter 1 mitgeteilten; 
gesetzlichen Bestimmungen entsprechende Anwendung, 
gleichviel ob dem Empfänger der Sachen ein Recht, 
später deren Eigentum zu erwerben, eingeräumt ist 
oder nicht.

Nicht im Wege des Abzahlungsgeschäftes dürfen 
vertrieben werden: Lotterielose, Jnhaberpa- 
piere mit Prämien und Bezugs- oder An­
teilsscheine auf solche Lose oder Jnhaberpapiere. 
Wer dergleichen Papiere gegen Teilzahlungen ver­
kauft oder durch sonstige, auf die gleichen Zwecke 
abzielende Verträge veräußert, macht sich straf­
bar (Geldstrafe bis zu 500 RM., an deren Stelle 
im Unvermögcnsfalle Freiheitsstrafe tritt).

Achtzehn Jahre, Personen unter, Haftung für 
Vorsatz und Fahrlässigkeit, s. Vertretung von Vor-



6 Adliger Name. — Aktiengesellschaft.

satz usw. u. Schadensersatz wegen unerlaubter Hand­
lung.

Adliger Name s. Name 1.
Adoption (Adoptiveltern, Adoptivkinder) s. An­

nahme an Kindes Statt.
Adoptierte Kinder, Name derselben, s. Name 1; 

sind Verwandte, s. Verwandtschaft.
Asterbürge s. Bürgschaft 1 a. Schl.
Astermieter s. Miete 5.
Agent s. Handlungsagenten u. Versicherungs­

agenten.
Akkord s. Konkurs 4.
Akkordvertrag s. Arbeits- u. Dienstvertrag 3.
Akkreditiv. Kreditbrief. Im Interesse einer 

jederzeitigen leichten Geldbeschaffung an auswärti­
gen Plätzen hat sich im Verkehr der Banken mit 
ihren Kunden das sogenannte „Akkreditiv" ent­
wickelt. Es bedeutet die Empfehlung eines einem 
Bankier bekannten Kunden an einen dritten Ban­
kier mit der Maßgabe, daß der Kunde — in der 
Regel ein Privatmann — von diesem Dritten. 
Gelder erhält, ohne diesem gegenüber zu einer Rück­
zahlung verpflichtet zu sein. Es handelt sich so­
mit um eine Anweisung, an der der Anweisende, 
der Angewiesene und der Anweisungsempfänger be­
teiligt sind, und spielt sich in folgenden Formen ab: 
Der Kunde eines Bankiers, der auf Reisen nicht 
unnötiges Geld mit sich führen will, vielleicht auch 
nicht weiß, wieviel Geld er an den einzelnen Plä­
tzen gebraucht, läßt sich ein Empfehlungsschrei­
ben, den Akkreditivbrief, von seinem Bankier aus­
stellen, welchen er natürlich nur erhält, wenn er 
bei seinem Bankier ein Guthaben hat oder dieser 
ihm Kredit gewähren will. Der Akkreditivbrief lau­
tet auf einen oder mehrere dritte Bankiers und 
enthält die Anweisung, dem Vorzeiger desselben Gel­
der bis zu einem bestimmten Betrage auszuzahlen. 
Der Inhaber des Kreditbriefes tritt zu dem Drit­
ten in keinerlei Rechtsbeziehungen, da grundsätzlich 
eine Verpflichtung des Bezogenen zur Auszahlung 
dem Anweisungsempfänger gegenüber nicht besteht. 
Der Bezogene zahlt für Rechnung des Anweisen­
den und rechnet lediglich mit diesem ab. Die je­
weils ausgezahtte Summe wird aus dem Kreditbrief 
vermerkt, dessen Wert sich um den jeweils ausge­
zahlten Betrag verringert.

Häufiger ist im geschäftlichen Leben das soge­
nannte Waren- oder Dokumenten-Akkreditiv. Es 
stellt sich als eine Sicherstellung der Parteien eines 
Kaufvertrages dar, wenn — gewöhnlich beim 
Versendungskauf — vereinbart wird, daß die Liefe­
rung gegen Stellung eines unwiderruflichen Ak­
kreditivs zu erfolgen hat.

Das Akkreditiv wird bei einem Bankier bei 
Kaufabschluß oder später, jedenfalls noch vor Liefe­
rung gestellt und der Bankier ist unwiderruflich er­
mächtigt, gegen Vorlage und Aushändigung be­
stimmter Dokumente — im allgemeinen der Fracht­
briefe — zu zahlen. Erreicht wird hierdurch die 
Sicherung für den Käufer, der nicht im Voraus zu­
zahlen verpflichtet ist, und andererseits auch für den 
Verkäufer, der Gewähr dafür hat, daß nach Absen­
dung der Ware er ohne weiteres lediglich durch Vor­
lage der diesbezüglichen Papiere Zahlung erhält. 
Die Stellung eines vereinbarten Akkreditivs stellt 
sich als eine Vorleistungspflicht und Hauptver­
pflichtung des Käufers dar, so daß bei Nichtstellung 
dem Verkäufer das Recht des Rücktritts zusteht.

Auf die Rechtsbeziehungen zwischen dem Käu­
fer und der Bank sowie andererseits der Bank und 
dem Verkäufer kann hier im einzelnen nicht ein­

gegangen werden- cs wird verwiesen auf Hand­
wörterbuch der Rechtswissenschaft Band I Seite 88. 

Aktien, Kauf, Verkauf von solchen, s. Kauf 2; 
Pfandrecht an, s. Pfandrecht an Rechten usw. - Ver­
wahrung durch einen Bankier usw., s. Depots, kauf­
männische.

Aktiengesellschaft (HGB. 178—319). 1. Aktien­
gesellschaften sind Handelsgesellschaften; es gel­
ten daher für sie die im Handelsgesetzbuche für Kauf­
leute, und zwar für Vollkaufleute, gegebenen Vor­
schriften, und zwar auch dann, wenn die Aktienge­
sellschaft zu anderen Zwecken als zum Betriebe von 
Handelsgeschäften, z. B. zu Zwecken einer Frei­
maurerloge oder zur Erbauung eines Korpshauses, 
gegründet ist. Das Handelsgesetzbuch enthält um­
fangreiche Bestimmungen über die Aktiengesellschaft, 
von denen hier mit die wichtigsten mitgeteilt werden 
können.

Einer staatlichen Genehmigung (Konzession), 
bedürfen (abgesehen von Genehmigungen des Be­
triebes als solchen aus polizeilichen Gründen; GO. 
16 ff.) nur Hypothekenbanken und Versicherungsge­
sellschaften; andere Aktiengesellschaften nicht. Die 
Aktiengesellschaft als solche hat selbständig ihre 
Rechte und Pflichten (sie ist eine sog. juristische 
Person), sie kann Eigentum und andere dingliche 
Rechte an Grundstücken (z. B. Hypotheken) aus ihren 
Namen erwerben (vgl. jedoch wegen landesgesehlicher 
Erwerbsbeschränkungen „Juristische Personen 2"). 
Die Aktiengesellschaft hat ihre Firma, unter der sie 
ihre Geschäfte betreibt; die Firma muß stets den 
Zusatz „Aktiengesellschaft" führen (bei Firmen, die 
vor dem 1. 1. 1900 schon eingetragen waren, ist dies 
nur unter besonderen Voraussetzungen nötig; vgl. 
im übrigen wegen der Wahl der Firma den Artikel 
„Firma").

Die Mitglieder der Gesellschaft, die Aktionäre, 
beteiligen sich an dem Geschäft, mithin an dem 
Risiko, nur mit einer bestimmten Summe, dem 
Betrage einer oder mehrerer unteilbarer Aktien, und 
zwar derart, daß die Gesamtanzahl der Aktien das 
Grundkapital der Gesellschaft ergibt. Ausnahms­
weise kann im Gesellschaftsvertrage (dem Statut) den 
Aktionären unter gewissen Voraussetzungen auch eine 
Verpflichtung zu wiederkehrenden, nicht in Gelde 
bestehenden Leistungen auferlegt werden (212), z. B. 
bei Rübenzuckerfabriken dahingehend, daß die Aktio­
näre verpflichtet sind, eine bestimmte Bodensläche 
mit Rüben zu bebauen und diese der Gesellschaft 
käuflich zu überlassen. Diese Verpflichtung bedarf 
ihrem gesamten Umfange nach Ausnahme in den 
Text der in diesem Falle unübertragbaren Aktien; 
ihre Erfüllung kann durch Vertragsstrafen erzwun­
gen werden. Nach sch üsse braucht ein Aktionär, 
falls er nicht in Kenntnis eines Verstoßes gegen 
zwingende Gesetzesvorschriften (z. B. unter Ver­
letzung des Reservefonds) Zahlungen empfangen hat, 

: nicht zu leisten und er haftet nicht persönlich (mit 
: seinem sonstigen Vermögen) für die Verbindlichkeiten 
! der Gesellschaft.
i In der Regel sind bei den Aktiengesellschaften die 
! Rechte der Aktionäre auch auf den etwaigen Gesell­

schaftsgewinn (die Dividende) gleich. Es kann aber 
im Statut etwas anderes bestimmt werden; es kön­
nen zwei verschiedene Arten von Aktien gebildet 
werden, nämlich Stammaktien und Prioritäts­
aktien (Vorzugsaktien), dann pflegen die Inhaber 
der letzteren vor den Stammaktionären bis zu einem 
bestimmten Prozentsätze bei der Verteilung des Ge­
winnes bevorzugt zu werden, allgemein ein mehr­
faches Stimmrecht, im Falle einer Kapitalerhöhung



größeres Bezugsrecht oder sonstige satzungsgemäß 
festgelegte Vorrechte zu genießen. Diese Aktien sind 
nicht zu verwechseln mit Prioritätsobligationen; 
die Inhaber der letzteren (Obligationäre) sind ledig­
lich Gläubiger der Aktiengesellschaft; sie sind an 
deren Gewinn oder Verlust nicht unmittelbar be­
teiligt; sie haben keine Dividende, sondern nur die 
vereinbarungsmäßigen Zinsen zu fordern. Sie 
können freilich, wenn das Unternehmen sehlgeht, 
auch ihr Geld verlieren, aber erst nach den Aktio­
nären.)

2. Gründung der Aktiengesellschaft. Ein­
tragung in das Handelsregister. Zur Grün­
dung einer Aktiengesellschaft ist zunächst die Ab­
fassung eines Gesellschastsvertrages (Statuts) 
mit gerichtlicher oder notarieller Beurkundung (s. 
„Form der Rechtsgeschäfte 2") durch mindestens 
fünf „Gründer", von denen jeder mindestens eine 
Aktie zeichnet, erforderlich (182). Die Aktien kön­
nen, falls ihr Nennbetrag oder ihr Ausgabepreis 
voll eingezahlt ist — was die Regel ist —, auf den 
Inhaber, sonst nur auf Namen lauten. Sie 
müssen auf einen Betrag von mindestens 100 RM. 
gestellt werden. Jedoch kann für ein gemeinnütziges 
Unternehmen im Falle eines besonderen örtlichen 
Bedürfnisses der Reichsrat die Ausgabe von Namen­
aktien zum Betrage von mindestens 20 RM. zu­
lassen. Die gleiche.Genehmigung kann erteilt wer­
den, wenn das Reich, ein Land, ein Kommunal­
verband oder eine sonstige öffentliche Körperschaft aus 
die Aktien einen bestimmten Ertrag bedingungslos 
und ohne Zeitbeschränkung gewährleistet hat. End­
lich dürfen Namenaktien, deren Übertragung an die 
Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist, auf ge­
ringere Beträge, jedoch nicht unter 20 RM., ge­
stellt werden (180). Zum Zustandekommen der Ge­
sellschaft ist nötig, daß alle Aktien, die nach dem 
Statut zusammen das Aktienkapital (das Grund­
kapital), bilden sollen, gezeichnet werden. Dies 
erfolgt inten die Gründer sämtliche Aktien über­
nehmen (Simultan-Gründung) oder indem die nicht 
übernommenen Aktien später durch schriftliche Er­
klärung „gezeichnet" werden (Sukzessiv-Gründung) 
und in der sodann herbeigeführten Generalversamm­
lung über die Errichtung der Gesellschaft von den 
Beteiligten mit qualifizierter Mehrheit über die Er­
richtung beschlossen wird. Über die erfolgte Grün­
dung ist von den Gründern sowie dem Vorstand 
und dem Aussichtsrat Bericht zu erstatten; auch ist 
unter Umständen der Gründungshergang durch ge­
richtlich bestellte Revisoren nachzuprüfen. Als Grün­
der gelten diejenigen Aktionäre, welche den Gesell- 
schastsvertrag festgestellt haben oder den Wert ihrer 
Aktien nicht in bar, sondern durch Sacheinlagen 
beglichen haben. Gründer, Vorstand und Aufsichts­
ratsmitglieder sind der Gesellschaft für einen ord­
nungsmäßigen Hergang bei der Gründung voll ver­
antwortlich.

Die Aktiengesellschaft als solche besteht erst zu 
Recht, wenn sie in das Handelsregister einge­
tragen ist (200). Die Anmeldung zur Eintra­
gung muß von sämtlichen Gründern und Mitglie­
dern des Vorstandes und des Aufsichtsrats bei dem 
Gerichte, in dessen Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz 
hat, bewirkt werden. Die näheren Vorschriften hier­
über enthalten die §§ 195 ff. des Gesetzes. Auch 
späterhin sind wichtigere Vorgänge in der Gesell­
schaft, z. B. Änderungen im Vorstande, Statut­
änderungen, Erhöhungen oder Herabsetzungen des 
Grundkapitals, die Auflösung der Gesellschaft, die 
Ernennung von Liquidatoren, zur Eintragung in 

das Handelsregister anzumelden; zum Teil kann der 
Vorstand zu solchen Anmeldungen, sowie zu ge­
wissen gesetzlich vorgeschriebenen Einreichungen 
von Schriftstücken, wie: beglaubigten Abschriften der 
Generalversammlungsprotokolle (259), der Zeitungs­
belege über die Bekanntmachung der Bilanzen, so­
wie der Gewinn- und Verlustrechnungen (265), des 
Geschäftsberichts (260, 265) vom Gericht durch Ord­
nungsstrafe!^ angehalteu werden (319). Ände­
rungen in den Personen der Aufsichtsratsmit­
glieder sind nicht zur Eintragung in das Handels­
register anzumelden; aber die in den Gesellschafts­
blättern erfolgte Bekanntmachung der Wahl ist 
zum Handelsregister einzureichen (244).

3. Verwaltung und Vertretung der Ak­
tiengesellschaft. Rechte der Aktionäre. Wer 
Aktien erwirbt, gibt insoweit sein Geld fremder Ver­
waltung preis; er kann aber andererseits nicht mehr 
einbüßen, als er für die Aktien gegeben hat. An 
der Verwaltung dec Aktiengesellschaft hat der Aktio­
när zwar gesetzlich einen gewissen Anteil, d. h. 
er kann seine diesbezüglichen Rechte, in General­
versammlungen usw. geltend machen (siehe weiter 
unten); tatsächlich werden diese Rechte aber von 
den meisten Aktionären nicht ausgeübt; sie geben ihr 
Geld auf gut Glück.

Die geschäftliche Verwaltung des Aktienunter­
nehmens liegt ebenso wie die Vertretung der Ge­
sellschaft nach außen, vor Gericht usw. im wesent­
lichen dem Vorstande ob (231 ff.). Der Vor­
stand kann aus einer oder mehreren Personen be­
stehen, worüber das Statut entscheidet; Aktionäre 
brauchen die Vorstandsmitglieder nicht zu sein. Die 
Vorstandsmitglieder sind regelmäßig Angestellte 
der Gesellschaft und beziehen ein Gehalt oder Tan­
tiemen oder beides; sie können ihr Amt aber auch 
unentgeltlich versehen. Es besteht für sie ein ge­
setzliches Wcttbewerbsverbot, da sie weder ein Han­
delsgewerbe betreiben dürfen, noch in dem Handels- 
zweige der Gesellschaft einzelne Geschäfte machen 
dürfen. Auch eine Beteiligung als persönlich haf­
tender Gesellschafter bei einer anderen Gesellschaft 
ist ihnen untersagt. Ihre besondere Pflicht ist es für 
ordnungsgemäße Buchführung zu sorgen sowie bei 
Verlust des halben Aktienkapitals eine Generalver­
sammlung zu berufen und bei Zahlungsunfähigkeit 
unverzüglich Konkurseröffnung zu beantragen. Für 
jedwede Pflichtverletzung sind sie der Gesellschaft 
haftbar (241). Ferner muß die Aktiengesellschaft 
einen Aufsichtsrat haben, der aus wenigstens drei 
Personen besteht (243 ff.), die auch nicht Aktionäre 
zu sein brauchen. Aufgabe des Aufsichtsrats, der 
von der Generalversammlung der Aktionäre gewählt 
wird, und in den ein bis zwei Betriebsratsmitglie!- 
der zu entsenden sind, ist es, den Vorstand in der 
ganzen Geschäftsführung zu überwachen, ungeeignete 
Vorstandsmitglieder zu entfernen usw. Der Aus­
sichtsrat kann jederzeit vom Vorstande Berichterstat­
tung über den Stand des Unternehmens und über­
einzelne Angelegenheiten verlangen; er kann selbst 
oder durch einzelne, von ihm zu bestimmende Mit­
glieder die Bücher und Schriften der Gesellschaft ein­
sehen und den Bestand der Gesellschaftskasse und die 
Bestände an Wertpapieren und Waren untersuchen 
(246). Er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen 
und die Vorschläge zur Gewinnverteilung zu prü­
fen und darüber der Generalversammlung Bericht 
zu erstatten. Er muß eine Generalversammlung 
berufen, wenn solches im Interesse der Gesellschaft 
nötig ist. Weitere Obliegenheiten des Aufsichtsrats 
können durch den Gesellschaftsvertrag (das Statut)



bestimmt werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
haben bei der Erfüllung ihrer Obliegenheiten die 
Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzu­
wenden; sie haften der Gesellschaft aus einer Ver­
letzung ihrer Pflichten für den daraus entstehenden 
Schaden zugleich mit den etwa schuldigen Vor­
standsmitgliedern, und zwar mit diesen und unter 
sich als Gesamtschuldner (249). Schadensersatzan­
sprüche gegen sie verjähren in 5 Jahren von der 
Entstehung des Schadens an.

Rechte der Aktionäre. Generalversamm­
lung. Wenn somit nach dem Vorstehenden die lau­
sende Verwaltung durch den Vorstand unter der 
Kontrolle des Aufsichtsrats geführt wird, so ist es 
Sache der Aktionäre, die Rechte, die ihnen in den 
Angelegenheiten der Gesellschaft, insbesondere in be­
zug auf die Führung der Geschäfte, zustehen, durch 
Beschlußfassung in der Generalversammlung 
auszuüben. Die Generalversammlung steht über 
dem Vorstande und dem Aussichtsrat; sie kann 
über alle Gegenstände gültig beschließen, die ihrer 
Beschlußfassung nicht durch das Statut entzogen 
sind. Über die Berufung der Generalversammlungen, 
über das Stimmrecht in denselben, über die Aus­
führung der gefaßten Beschlüsse usw. enthalten die 
§§ 251 ff. des Gesetzes nähere Bestimmungen, auf die 
.hier verwiesen werden muß.

4. Strafvorschriften. Die §§ 312 ff. des 
Gesetzes enthalten eine Reihe von Strafvorschristen 
gegen Gründer, gegen Mitglieder des Vorstandes 
oder des Aufsichtsrats und gegen Liquidatoren 
wegen absichtlichen Handelns zum Nachteil der Gesell­
schaft (312), wegen falscher Angaben zum Zwecke einer 
Eintragung in das Handelsregister oder bei öffent­
licher Ankündigung der Aktien (313), wegen fal­
scher Angaben in Darstellungen, Vermögensübei> 
sichten und Generalversammlungsvorträgen und we­
gen sonstiger Verfehlungen (314, 315), sowie einige 
Strafbestimmungen gegen Ausstellung oder Be­
nutzung falscher Bescheinigungen behufs Nachweises 
eines Stimmrechts (316), gegen Stimmenverkauf 
(317) und gegen Stimmenerschleichung (318).

Aktiva, Übergang derselben auf einen Geschäfts­
nachfolger s. Firma 3 und Geschäftsübernahme. 

Alimentationspflicht s. Unterhaltspflicht.
Alimente, Nichtpfändbarkeit, s. Pfändung in der 

Zwangsvollstreckung 2; für ein uneheliches Kind s. 
Uneheliche Kinder 2. S. auch: Unterhaltspflicht.

Alimentenforderungen, Bevorzugung bei der 
Pfändung, s. Arbeits- oder Dienstlohn, Pfändung 
von, unter 2b und c.

Allgemeine Ermächtigung des Vormundes zum 
Abschluß gewisser Rechtsgeschäfte s. Vormund 6.

Allgemeine Gütergemeinschaft unter Ehegatten 
s. Gütergemeinschaft usw.

Altenteil. Wenn bei Überlassung eines Guts, 
eines Hofes oder eines sonstigen Grundstücks, wie 
es häufig vorkommt, ein Altenteils- (Leib­
zuchts-, Leibgedings-, Auszugs-)Vertrag 
abgeschlossen wird, so werden meist über dieses 
Schuldverhältnis (zwischen dem Guts- usw. Anneh­
mer und dem Altenteiler, Leibzüchter usw.) beson­
dere Vereinbarungen getroffen werden. Wenn und 
soweit das nicht geschehen ist, muß das Verhältnis 
zwischen den Beteiligten an sich nach den allgemei­
nen Rechtsgrundsätzen (vgl. insbesondere den Art. 
„Leibrente") beurteilt werden, wobei aber auf die 
Anschauungen, Sitten und Gebräuche der Bevölke­
rung und auf die besonderen Umstände des ein­
zelnen Falles gebührende Rücksicht zu nehmen ist. 
Das Bürgerliche Gesetzbuch gestattet aber, daß diese 

Verhältnisse durch Landesgesetze näher geregelt 
werden (EGBGB. 96). Eine Reihe von Len­
dern hat von dieser Befugnis Gebrauch gemacht; 
so Preußen (AGBGB. (Pr.) 15), Bayern AG. 
BGB. (B.) 33ff.), Sachsen (AGBGB. (S.) 31), 
Baden (AGBGB. (Bad.) 9), Hessen (AGBGL. 
(Hess.) 37—66), Lübeck (AGBGB. (Lüb.) 28 bis 
43).

Das Altenteil ist seiner juristischen Natur nach 
teils Reallast (Geldleistung, Naturalleistungen), teils 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit (Wohnungsreckt), 
teils Nießbrauch (Nutzung von Äckern, Wiesen und 
dergleichen). Es wird im Grundbuch unter der Ge­
samtbezeichnung Altenteil oder Leibgedinge, Leib­
zucht, Auszug im Grundbuche eingetragen (§ 50 
GBO.). Der Antrag dazu muß, wenn er nicht schon 
in dem notariellen Übergabevertrage ausgenommen 
ist, in gerichtlich oder notarieller Form vom Über­
nehmer gestellt werden. Das Altenteil erlisch! 
mit dem Tode des Berechtigten. Rückstände können 
die Erben nachfordern. Die einzelnen Leistungen 
verjähren in 4 Jahren, gerechnet vom Schlüsse des 
Jahres ab, in dem der Anspruch entstanden ist (§ 197 
BGB.). Im Grundbuch gelöscht wird das Alten­
teil auf Antrag des Eigentümers des belasteten 
Grundstücks auf Vorlegung der Sterbeurkunde des 
Berechtigten ein Jahr nach dessen Tode, vorher nur 
mit Zustimmung seiner Erben, wenn nicht im Grund­
buche eingetragen ist, daß zur Löschung der Nach­
weis des Todes des Berechtigten genügen soll (§ 23 
GBO.). Das Altenteil ist als ganzes abtretbar 
und übertragbar, soweit nicht einzelne Leistungen 
gesetzlich von der Übertragbarkeit ausgeschlossen sind, 
z. B. das Wohnungsrecht, die Leistungen, die sich 
nach dem Bedürfnis des Berechtigten bestimmen: wie 
freies Essen und Trinken am Tische des Überneh­
mers, freie ärztliche Behandlung. Sind dem Be­
rechtigten bestimmte Räume als Wohnung ange­
wiesen, so darf er darin auch die nächsten Angehöri­
gen und Personen, die zu seiner Pflege nötig sind, 
aufnehmen. Sind die Leistungen nach den persön­
lichen Verhältnissen des Berechtigten zugemessen, so 
wird die Abtretung des Altenteils im ganzen als 
ungültig anzusehen sein. Soweit das Altenteil ab­
tretbar ist, ist es auch pfändbar, es kann somit 
auch ein Nießbrauch daran bestellt werden (§ 1073 
BGB.)

Altenteile sind, soweit es sich um Geldleistungen 
handelt, auswertbar (§ 31 AwG.). Auswertungs­
anträge sind an das Amtsgericht zu richten, das 

i das belastete Grundbuch führt.
I Atter. Das Alter spielt im Rechtsleben eine 

große Rolle. Handlungsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit, 
! Heiratsfähigkeit, Wahlfähigkeit, Deliktssähigkeit 

(Strafmündigkeit) hängen vom Alter ebenso ab wie 
, ii. U. die Zulassung zu Ämtern, Arbeiten, Vergnü­

gungsstätten; Fürsorge knüpft sich an noch nicht 
, erreichte oder schon überschrittene Altersjahre (Ju- 
I gendfürsorge, Altersrente). Die Einzelheiten, soweit 

sie das Bürgerliche Recht betreffen, sind in diesem 
Buche unter den Stichworten: „Eltern und Kinder", 
„Volljährigkeit", „Minderjährige", „Geschäftsfähig­
keit", „Ehehindernisse", „Vormundschaft", „Annahme 
au Kindes Statt" mitgeteilt. Eine übersichtliche Dar­
stellung aller verschiedenen Altersbeschränkungen, 
auch derjenigen straf- und ösfentlichrechtlicher Na- 

! tur, findet sich im Art. „Alter und Recht" im HdN. 
j I 107 ff. Die Eidesmündigkeit im Prozeß beginnt 
I mit dem vollendeten 16. Lebensjahre, ebenso die

Fähigkeit zur Errichtung eines Testaments. Die 
! Jmpfpflicht (im 1. u. 12. Lebensjahr), die Schul-



Pflicht, die Wahlberechtigung (aktiv vom vollendeten 
20. Lebensjahr, passiv vom 25. Lebensjahr an) ge­
hören dem öffentlichen Recht an, ebenso wie die Be­
schränkungen der Jugendlichen für die Arbeit in 
gewerblichen Betrieben, für den Besuch von Schau­
stellungen und Aufführungen u. dgl.

Alter, Berechnung des, s. Fristen und Termine; 
Alter eines Geschäfts, falsche Angaben über, s. 
Schwindelhafte Reklame 1.

Altersrente, Unpfändbarkeit, s. Pfändung i. d. 
Zwangsv. 2.

Amortisation s. Kraftloserklärung usw.
Amtliche Verwahrung eines Testaments s. Testa­

ment 2 a. Schl.; eines Erbvertrages s. Erbvertrag 
1 a. Schl.

Amtsgericht als Vormundschaftsgericht s. Vor­
mundschaftsgericht; als Nachlaßgericht s. Nachlaß­
gericht; als Handelsgericht s. Handelsregister.

Amtspflicht, Verletzung der, Haftbarkeit wegen, 
s. Beamte.

Amtsoormundschast, Anstalts-, Dereinsvormund- 
fchaft. Diese besonderen Ausbildungen der Vor­
mundschaft sind jetzt durch das Reichsgesetz für 
Jugendwohlfahrt vom 9. 7. 1922 (RGBl. I 
633), in der Fassung der Verordnung vom 14. 2. 
1924 (RGBl. I 110), in Kraft getreten am 1. 4. 
1924, geregelt. Nach diesem Gesetze haben die Ge­
meinden Jugendämter als Gemeindeeinrichtungen 
zu bilden oder die den Jugendämtern obliegenden 
Aufgaben einer anderen Amtsstelle der Selbstver­
waltung zu übertragen. Diese Ämter führen die 
Vormundschaft (gesetzliche Amtsvormundschaft) 
über sämtliche unehelichen Kinder, die seit dem 
1. 4. 1924 in ihrem Bezirke geboren sind und ge­
boren werden (§ 33 a. a. £).). Die Vormundschaft 
beginnt mit der Geburt des Kindes ohne Mitwir­
kung des Vormundschaftsgerichtes. Dieses letztere 
hat lediglich eine Bescheinigung über die einge­
tretene Vormundschaft zu erteilen. Die Benachrichti­
gung der Standesämter über die Geburt eines un­
ehelichen Kindes geht daher an das zuständige Ju­
gendamt. Das Jugendamt kann die Ausübung der 
vormundschaftlichen Obliegenheiten, also nicht die 
Vormundschaft selbst auf einzelne seiner Beamten 
oder Mitglieder übertragen, die dann zur gesetzlichen 
Vertretung der Mündel, z. B. Einklagung der Un­
terhaltsgelder, befugt sind (§ 32 a. a. O.). Das 
Jugendamt hat die Stellung eines befreiten Vor­
mundes (s. dort), ein Gegenvormund kann nicht be­
stellt werden. Auch sonst ist das Jugendamt weit­
gehend von der Aufsicht des Vormundschaftsgerichts 
befreit (§ 33 a. a. O.). Auch in vermögensrechtlicher 
Hinsicht kann die Landesgesetzgebung die Aufsicht 
des Vormundschastsgerichts mit Ausnahme der Prü­
fung der Schlußrechnung und der Vermittlung ihrer 
Abnahme durch das Vormundschaftsgericht aus­
schließen (§ 34 a. a. O.). Hiervon haben jedoch 
die Landesgesetze, insbesondere auch Preußen, keinen 
Gebrauch gemacht. Mündelgeld kann das Jugend­
amt auch bei dem eigenen Kommunalverband an­
legen, sonst gelten für die Anlegung von Mündel­
geld die allgemeinen Vorschriften. Aus das reli­
giöse Bekenntnis des Mündels oder seiner Familie 
ist bei etwaiger Unterbringung des Mündels Rück­
sicht zu nehmen, jedoch kann Gleichartigkeit des Be­
kenntnisses mit dem des Beamten, dem die Aus­
übung der vormundschaftlichen Obliegenheiten über­
tragen ist, nicht gefordert werden. Auf Antrag des 
Jugendamts kann auch ein Einzelvormund vom 
Vormundschaftsgericht bestellt werden, auf dessen 
Amt dann die allgemeinen Vorschriften Anwendung 

finden. Die bisherigen Sammel- und Amtsvor­
mundschaften über uneheliche Kinder sind mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den Übergangs­
vorschriften der einzelnen Länder in die gesetzliche 
Amtsvormundschaft der Jugendämter übergegangen. 
Die bestellte Vormundschaft kann aus Zweck­
mäßigkeitsgründen sowohl über uneheliche Personen, 
soweit nicht die gesetzliche Vormundschaft eintritt, als 
auch über eheliche vomVormundschaftsgerichtmitZu- 
stimmung des Jugendamts eingeleitet werden,nament­
lich wenn ein geeigneter andererVormund nicht vor­
handen ist (§ 41 a. a. O.). Vormund ist das Jugend­
amt. Die Bestellung erfolgt durch schriftlich« 
Verfügung des Vormundschaftsgerichts. Die Aus­
fertigung dieser Verfügung gilt als Ausweis. An­
stalts- und Vereinsvormundschaften: Vor­
stände von Anstalten, die unter Verwaltung des 
Staates oder einer öffentlichen Körperschaft stehen, 
sowie Vorstände solcher privaten Anstalten, die vom 
Landesjugendamt für geeignet erklärt worden sind, 
können auf ihren Antrag zu Vormündern, auch Pfle­
gern und Beiständen bestellt werden. Die Bestellung 
erfolgt auch hier durch schriftliche Verfügung.des 
Vormundschaftsgerichts (§ 47 a. a. O.). Auch für 
diese Vormundschaften gelten die Befreiungen wie 
für die Amtsvormundschaften, nur ist die Bestellung 
eines Gegenvormundes zulässig. Auch hier kann im 
Interesse des Mündels eine Einzelvormundschaft an­
geordnet werden. In den Ländern, in denen vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die gesetzliche Vor­
mundschaft für die Vorstände solcher Anstalten oder 
Sammelvormundschasten bestanden, z. B. in Preu­
ßen, Bayern, Sachsen, Hamburg und anderen, sind 
diese Vormundschaften in Anstalts- und Vereinsvor­
mundschaften dieses Gesetzes durch die Landesgesetze 
übergesührt worden.

Aneignung, widerrechtliche, von Geschäfts- usw. 
Geheimnissen s. Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
usw.

Aneignung herrenloser Sachen. 1. Unter „An­
eignung im Sinne des Gesetzes versteht man eine 
besondere Art von Eigentumserwerb, nämlich den 
Eigentumserwerb an herrenlosen Sachen. Die 
gesetzlichen Vorschriften hierüber sind verschieden, je 
nachdem es sich um unbewegliche Sachen (Grund­
stücke, Häuser usw.) oder bewegliche Sachen handelt. 
Alle Grundstücke und deren Eigentümer müssen im 
Grundbuch (s. dort) eingetragen sein. Der Grund­
eigentümer, der seines Eigentums aus irgendwelchem 
Grunde überdrüssig geworden ist (z. B. das Grund­
stück wirft keinen Ertrag ab und erfordert dauernd 
Zuschüsse oder es ist durch Krieg oder elementare 
Ereignisse derart verwüstet, daß die Wiederherstel­
lung sich nicht verlohnt, auch kein Käufer sich fin­
det), kann sich seines Eigentums nicht einfach da­
durch entledigen, daß er das Grundstück aufgibt, es 
unbenutzt und unbeschützt liegen läßt usw.; er bleibt 
Eigentümer und hat die Pflichten und Lasten des 
Grundstücks, insbesondere auch die Grundsteuern, 
weiter zu tragen. Zur rechtswirksamen Aufgabe be­
darf es eines vor dem Amtsgericht oder dem Notar 
erklärten Verzichts auf das Eigentum und der Ein­
tragung des Verzichts im Grundbuche. Erst dadurch 
erlischt das Eigentum (928). Etwaige persönliche 
Haftung des bisherigen Eigentümers für eingetra­
gene Hypotheken oder andere Rechte bleiben bestehen. 
Es kann aber nicht jedermann das nun herrenlose 
Grundstück sich aneignen; dies Recht steht vielmehr 
nur dem Fiskus des Landes zu, in dessen Gebiet 
das Grundstück liegt. Der Fiskus erwirbt das Eigen­
tum dadurch, daß er sich als Eigentümer im Grund-



10 Aneignung herrenloser Sachen.

buch eintragen läßt; er kann das Aneignungsrecht auch 
abtreten. Auf Grund der Abtretungsurkunde wird 
dann der Erwerber als Eigentümer eingetragen. 
Durch Landesgesetz kann freilich bestimmt werden, 
daß gewissen anderen Personen oder Anstalten das 
Recht, sich ein herrenlos gewordenes Grundstück an­
zueignen, zustehen soll, z. B. der betreffenden Orts­
gemeinde, einer gemeinnützigen Anstalt oder auch 
einer bestimmten Privatperson (EGBGB. 129). 
Ob der zum Erwerb Berechtigte von der Befugnis, 
sich als Eigentümer eintragen zu lassen, Gebrauch 
machen will, steht in seinem Belieben; er hat zu 
ermessen, ob etwa auf dem Grundstück ruhende 
Lasten (Hypotheken, Grundschulden, Reallasten 
usw.), die selbstverständlich darauf verbleiben, den 
Wert des Grundstückes erreichen oder gar übersteigen. 
Solange ein neuer Eigentümer noch nicht einge­
tragen ist, hat ein vom Gericht zu ernennender Ver­
treter die Rechte und Verpflichtungen des fehlenden 
Grundstückseigentümers wahrzunehmen, wenn Rechte 
im Wege der Klage oder Zwangsvollstreckung, z. B. 
durch einen Hypothekengläubiger geltend gemacht 
werden sollen (ZPO. 58, 787).

2. Andere Vorschriften enthält das Gesetz für 
bewegliche Sachen. Solche können bisher herrenlos 
gewesen sein (noch keinen Eigentümer gehabt ha­
ben, z. B. die Lust, die fließende Welle, wilde Tiere) 
oder herrenlos geworden sein. Eine bewegliche, 
Sache wird dadurch herrenlos, daß der Eigentümer 
in der Absicht, auf das Eigentum zu verzichten, 
den Besitz der Sache aufgibt, z. B. seinen Stock 
oder Schirm im Gasthause stehen läßt, sein altes 
Portemonnaie sortwirft u. dgl. (selbstverständlich 
aber nicht dadurch, daß der Eigentümer die Sache 
verliert oder aus Versehen seinen Schirm usw, 
stehen läßt). Jedermann kann sich solche herrenlos 
gewordene Sache dadurch aneignen, daß er die Sache 
mit dem Willen, sie nun „als eigene'* zu besitzen, 
hinnimmt (958). Erwerb des Eigentums durch An­
eignung tritt dann nicht ein, wenn die Aneignung 
gesetzlich verboten ist, oder nur dem Staat oder 
gewissen Personen zusteht. Die Aneignung durch 
einen Unberechtigten bleibt dann unwirksam und die 
Sache herrenlos.

Tiere. Über die Aneignung wilder Tiere gilt 
folgendes (960). Wilde Tiere (im Gegensatz zu 
Haustieren), sind herrenlos, solange sie in der na­
türlichen Freiheit sind. Sie sind nicht mehr herren­
los, sobald sie sich in irgendeiner Weise in der Ge­
walt eines Menschen befinden, einerlei, ob die Ge­
fangenschaft eine engere (in einem Käfig, an der 
Kette usw.) oder weitere ist; wilde Tiere, die in 
Tiergärten gehalten werden, Fische in Teichen oder 
anderen geschlossenen Privatgewässern sind nicht 
mehr herrenlos; wilde Tiere auch dann nicht mehr, 
wenn sie frei umherlausen, aber so gezähmt sind, 
daß sie zu ihren Eigentümern zurückkehren. Erlangt 
ein gefangenes wildes Tier die Freiheit wieder, so 
wird es nicht ohne weiteres herrenlos; es bleibt 
Eigentum des Besitzers, wenn dieser unverzüglich 
Anstalten zum Wiedereinfangen trifft und solange er 
die Verfolgung sortsetzt; erst wenn er die Verfolgung 
tatsächlich aufgibt oder wenn er überhaupt von 
vornherein die Verfolgung unterläßt, wird das ent­
sprungene (entflogene) Tier wieder herrenlos. Ge­
zähmte wilde Tiere werden wieder herrenlos, wenn 
sie die Gewohnheit ablegen, an den für sie be­
stimmten Ort zurückzukehren. Anders bei zahmen 
(Haus-) Tieren; diese werden nicht dadurch herren­
los, daß sie entlaufen (entfliegen); selbst dann nicht, 
wenn sie vollständig verwildern, es müßte denn der

Eigentümer auf sein Eigentum an ihnen verzicht^ 
haben. Wenn und solange hiernach Tiere als herrer.- 
los anzusehen sind, kann sie jedermann durch Besitze 
ergreifung sich aneigncn. Die Aneignung jagd­
barer Tiere steht aber nur dem Jagdberechtigtcn 
zu; die Vorschriften darüber, welche Tiere jagdbar- 
sind, richtet sich nach dem Landesrecht (EGBGB. 
69) und örtlichen Normen. Jedenfalls sind diejeni­
gen Tiere als jagdbar anzusehen, die nach den Ge­
setzen über die Schonzeiten des Wildes mit der Jaxd- 
zeitweise zu verschonen sind; Nichtberücksichtigurg 
in den Schongesetzen begründet aber noch keinen 
Rückschluß auf die Nichtjagdbarkeit eines Tieres. An 
jagdbaren Tieren in freier Wildbahn steht den Jagd­
berechtigten ein ausschließliches Aneignungsrecht zu. 
Das Jagdrecht ist in Preußen Ausfluß des Grund­
eigentums, Jagdpolizeigesetz vom 7. 3. 50 (§§ 2 u. 3). 
Der Selbstbetrieb der Jagd ist aber an das Eigen­
tum von mindestens 300 Morgen land- oder sorst- 
wirtschaftlich genutzten Flächenraumes geknüpft. 
Grundstücke der Eigentümer, die hiernach selbst die 
Jagd nicht ausüben dürfen, bilden, und zwar in ber 
Regel gemeindeweise Jagdbezirke, so daß diese Eigen­
tümer von den betreffenden Gemeindebehörden ver­
treten werden. Die Jagd in diesen Bezirken kann,, 
je nach dem Beschluß der Behörde entweder ruhen,, 
oder durch einen Jäger von Fach beschossen werden 
oder verpachtet werden, jedoch höchstens an drei Per­
sonen und mindestens auf 3, höchstens 12Jahre. Der 
Gewinn wird unter die Grundbesitzer verhältnismäßig 
geteilt. Aneignung nützlicher und seltener Vögel ist 
durch die Vogelschutzgesetze verboten. Über die An­
eignung zahmer Tauben enthält das Bürgerliche- 
Gesetzbuch keine Vorschriften (EGBGB. 130). Es 
bleiben daher die Landesgesetze über die Aneignung! 
im Freien betroffener zahmer Tauben in Kraft. 
In Preußen ist, soweit nicht besondere örtliche Be­
stimmungen bestehen, das Recht, Tauben zu halten, 
nur den Besitzern der Feldmark nach Verhältnis- 
ihrcs Ackers gestattet. Tauben, die danach ohne 
Recht gehalten werden, unterliegen nach der Preußi­
schen Feldpolizeiordnung vom 1. 11. 47 dem freien 
Tierfang. Auch kann während der Saat und Ernte­
zeit auch das Einfängen von rechtmäßig gehaltenen 
Tauben freigegeben werden, wenn sie sich außerhalb- 
des Gehöftes des Besitzers befinden.

Bienenschwärme (961—964). Zieht ein Bie­
nenschwarm aus, so wird er herrenlos, unterliegt 
also der freien Aneignung (vorstehend 1), wenn nicht 

| der Eigentümer ihn unverzüglich verfolgt oder wenn 
l der Eigentümer die Verfolgung aufgibt. Der Eigen- 
I tümer des Bienenschwarms darf bei der Verfolgung 
I fremde Grundstücke betreten. Ist der Schwarm in 
! eine fremde nicht besetzte Bienenwoh-nung einge­

zogen, so darf der Eigentümer des Schwarmes zum 
Zwecke des Einfangens die Wohnung öffnen und 
die Waben herausnehmen oder Herausbrechen. Er 
hat den entstehenden Schaden zu ersetzen. Vereinigen 
sich ausgezogene Bienenschwärme mehrerer Eigen­
tümer, so werden die Eigentümer, welche ihre 
Schwärme verfolgt haben, Miteigentümer des einge­
fangenen Gesamtschwarmes; die Anteile bestimmen 
sich nach der Zahl der verfolgten Schwärme. Ist ein 
Bienenschwarm in eine fremde besetzte Bienenwoh­
nung eingezogen, so erstrecken sich das Eigentum 
und die sonstigen Rechte an den Bienen, mit denen 
die Wohnung besetzt war, auf den eingezogenen 

i Schwarm. Das Eigentum und die sonstigen Rechte 
' an dem eingezogenen Schwarm erlöschen, 
j Fischerei im offenen Meere ist frei, die Fischerei 
' an der deutschen Meeresküste ist für deutsche Staats-



angehörige in der Regel frei. Die Binnenfischerei 
ist nicht frei. Sie ist durch Landesrecht geregelt (EG. 
BGB. 69). In Preußen ist, soweit an Gewässern 
früher der Fischfang frei war, ober den Mitgliedern 
der Gemeinde zustand, die Fischereiberechtigung der 
politischen Gemeinde durch das Fifchereigefetz vom 
30. 4. 74 (Gutt. Slg. Nr. 62) zugeteilt worden, 
sonst ist tue Fischerei Ausfluß des Eigentums, stehl 
also bei öffentlichen Gewässern dem Staate, bei Pri­
vatgewässern den Uferbesitzern, jedem bis zur Mitte 
des Gewässers zu, häufig bestehen bei öffentlichen 
Gewässern jedoch vom Landesherrn verliehene Privi­
legien für Fischereigenossenschaften, bei privaten Ge­
wässern Fischereigerechtigkeiten.

Bernsteingewinnung und Perlfischerei ist in meh­
reren preußischen Jöanbe»teilen Regal. Diese lan­
desgesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt (EG. 
BGB. 73).

Aneignungsrecht an Strandgut besteht nicht mehr. 
(S. dort.)

Beuterecht und Prisenrecht im Kriege gehören 
dem öffentlichen Recht an und sind daher durch 
das BGB. nicht geregelt.

Anerbenrecht. Es ist dies das Recht eines ein­
zelnen Erben eines bäuerlichen Besitzers in die 
ungeteilte Nachfolge des Grundbesitzes unter 
Ausschluß der Miterben. Es dient dazu, einer Zer­
splitterung des bäuerlichen Grundbesitzes vorzubeu­
gen und hat sich in einigen Ländern Norddentsch- 
lands ausgebildet. Das BGB. hat die Regelung 
des Anerbenrechts der land es rechtlich en Gesetz­
gebung überlassen und nur einschränkend bestimmt, 
daß durch das Anerbenrecht das Recht des Erblassers 
von Todes wegen über das Grundstück zu ver­
fügen, nicht beschränkt werden dürfe (EGBGB. 
64). Die Ausgestaltung, die das Recht in den ver­
schiedenen Ländern und Teilen von Ländern ge­
sunden hat, ist so verschieden, daß sich allgemeine 
Regeln nicht aufstellen lassen. Es ist teils als 
Alleinerbfolge des Anerben nach dem Erblasser mit 
Abfindungsverpflichtung an die Miterben, teils als 
Sondernachfolge in den Grundbesitz, teils als Vor­
zugsrecht bei der Nachlaßteilung ausgestaltet. Als 
Anerben kommt immer nur ein Familienangehöriger 
aus dem Kreise der Abkömmlinge, Ehegatten und 
manchmal auch Eltern in Betracht. Die Miterben 
haben häufig Anspruch auf Abfindungs-, Unter­
haltsrenten und Vorkaufsrecht, die im Grundbuche 
oinzutragen sind. Die Anerbeneigenschaft des Gutes 
muß in einem öffentlichen Buche eingetragen werden, 
hierzu dient in einigen Gegenden, z. B. den Pro­
vinzen Hannover, Brandenburg, Schlesien die Land­
güterrolle ober Höferolle, in anberen, z. B. in der 
Provinz Westfalen (Ges. v. 2. 7. 98 GS. 139) das 
Grundbuch. Eine besondere Regelung hat das An­
erbenrecht bei Renten- und Ansiedlungsgütern ge­
sunden (Ges. v. 8. 6. 96 GS. 124).

Anerbietungen zum Kauf, Verkauf usw. s. Ver­
trag, Vertragsantrag usw. 2.

Anerkenntnis einer Schuld s. Schuldversprechen 
usw. ; ' ■*?;

Anerkennung der Ehelichkeit eines Kindes s. Ehe­
lichkeit eines Kindes 2; der Vaterschaft zu einem 
ehelichen Kinde, s. Legitimation unehelicher Kin­
der 1 u. Uneheliche Kinder 4; des Nichtbestehens 
einer Schuld s. Erlaß einer Schuld; einer öffentlichen 
Urkunde s. Form der Rechtsgeschäfte 2.

Anerkennungsschreiben, gefälschte, s. Schwindel­
hafte Reklame 1.

Anfall einer Erbschaft, eines Vermächtnisses s. 
Erbschaft 2 und Vermächtnis 2.

Anfang eines Monats s. Fristen und Termine.
Anfechtbarkeit einer Ehe s. Ehehindernisse.
Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuld­

ners. Schuldner, die in Vermögensversall ge­
raten, sind erfahrungsmäßig leicht geneigt, Teile 
ihres Vermögens ihren Angehörigen oder einzelnen 
andrängenden Gläubigern zuzuwenden, um diese vor 
den übrigen Gläubigern zu begünstigen. Das Ge­
setz tritt diesem ungerechtfertigten Bestreben durch 
Bestimmungen entgegen, wonach unter gewissen Vor­
aussetzungen Rechtshandlungen eines Schuldners 
(Schenkungen, Verkäufe, Zahlungen, Abtretungen, 
Verpfändungen usw.) zugunsten der dadurch benach­
teiligten Gläubiger als rechtsunwirksam angefochten 
werden können. Der Schuldner, der nicht mehr im­
stande ist, seinen Verpflichtungen zu genügen, soll 
nicht nach Gunst und Willkür einzelne Gläubiger 
bevorzugen, die anderen leer ausgehen lassen. Die 
bezüglichen Vorschriften sind verschieden, je nachdem 
es sich um Handlungen eines Schuldners handelt, 
der nachher in Konkurs geraten ist, ober eines 
solchen, über den ein Konkursverfahren noch nicht 
eröffnet ist.

A. Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb eines Kon­
kurses (AnsG. v. 20. 5. 98, Gutt. Slg. Nr. 13).

Berechtigt zur Anfechtung ist nur ein Gläubi­
ger, der einen vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hat 
und dessen Forderung an den Schuldner fällig ist, 
dann, wenn die von ihm betriebene Zwangsvoll­
streckung in das Vermögen des Schuldners nicht 
zu feiner vollständigen Befriedigung geführt hat ober 
anzunehmen ist, daß sie nicht dazu führen würde. 
Anfechtbar sind:

1. Rechtshandlungen, die der Schuldner in der 
dem andern Teile bekannten Absicht, seine 
Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen hat (§ 3). 
— Die Gläubiger werden durch jede Handlung des 
Schuldners benachteiligt, durch die ein Stück seines 
Vermögens ihrer Befriedigung entzogen wird. Neh­
men wir an, daß ein Schuldner kurz vor der Flucht 
seine Waren zu Gelde macht und der Käufer um 
die Absicht des Schuldners, das Geld mitzunehmen, 
gewußt hat, so ist der Kauf der Waren selbst dann 
anfechtbar, wenn sie zum vollen Werte bezahlt sind, 
weil ja durch den Verkauf der Schuldner die Mög­
lichkeit erlangt hat, den Erlös seinen Gläubigern 
zu entziehen. — Daß der andere, mit dem der 
Schuldner den Vertrag geschlossen hat, von dessen 
betrügerischen Absicht Kenntnis gehabt hat, muß der 
anfechtende Gläubiger beweisen.

2. Gewisse Verträge des Schuldners mit 
nahen Angehörigen, nämlich: die in dem letz­
ten Jahre vor der Anfechtung geschlossenen ent­
geltlichen Verträge des Schuldners mit seinem 
Ehegatten (vor oder während der Ehe), mit seinen 
oder seines Ehegatten Verwandten in auf- und 
absteigender Linie, mit seinen oder seines Ehegatten 
voll- und halbbürtigen Geschwistern oder mit 
dem Ehegatten einer dieser Personen, sofern durch 
den Abschluß des Vertrages die Gläubiger des 
Schuldners benachteiligt werden und der andere Teil 
nicht beweist, daß ihm zur Zeit des Vertragsab­
schlusses eine Absicht des Schuldners, die Gläubiger 
zu benachteiligen, nicht bekannt war. — Voraus­
setzung der Anfechtbarkeit ist hier wieder, daß die 
Gläubiger durch den Vertrag benachteiligt sind: 
es braucht aber hier der anfechtende Gläubiger nicht 
zu beweisen, daß der Ehegatte oder Verwandte usw., 
mit dem der Schuldner den Vertrag geschlossen hat, 
die betrügerische Absicht des Schuldners kannte (wie



vorstehend unter 1), sondern der Ehegatte, der Ver­
wandte usw. muß seinerseits beweisen, daß ihm 
solche betrügerische Absicht des Schuldners nicht be­
kannt gewesen ist, ein Beweis, der unter Umständen 
schwer zu führen ist. Kann der Beweis nicht ge­
führt werden, so unterliegt der Vertrag der Anfech­
tung, sofern er nicht länger als ein Jahr vor der 
Anfechtungsklage zurückliegt (§ 3).

3. Schenkungen (unentgeltliche Verfügungen), 
nämlich: die in dem letzen Jahre vor der An­
fechtung von dem Schuldner vorgenommenen un­
entgeltlichen Verfügungen, sofern es sich nicht 
um gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke handelt. 
Was Schenkungen sind, darüber siehe den Artikel 
„Schenkungen". Schenkungen, die länger als ein 
Jahr vor der Anfechtungsklage zurückliegen, unter­
liegen der Anfechtung nicht (§ 3).

4. Die in den letzten zwei Jahren vor der 
Anfechtung von dem Schuldner vorgenommenen un­
entgeltlichen Verfügungen zugunsten seines Ehe­
gatten (§ 3).

In die unter 2, 3 u. 4 genannten Fristen wird die 
Zeit nicht eingerechnet, während der ein Verfahren 
auf Herbeiführung eines Vergleichs zum Zwecke der 
Abwendung des Konkursverfahrens anhängig war 
(RG. v. 5. 7. 1927 (RGBl. 139) § 98, (Statt. Slg. 
Nr. 13).

Das unter 1 vorstehend besprochene Anfechtungs­
recht verjährt übrigens in zehn Jahren seit dem Zeit­
punkte, mit welchem der Gläubiger den vollstreck­
baren Schuldtitel erlangt hatte und seine Forderung 
fällig war; wenn aber die Rechtshandlung nach die­
sem Zeitpunkte vorgenommen ist, erst seit der Vor­
nahme der Handlung (§ 12), sie ist ausgeschlossen, 
wenn 30 Jahre seit der Vornahme der Rechtshand­
lung verstrichen sind. Der Anspruch des anfechten­
den Gläubigers geht dahin, daß dasjenige, was 
durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen 
des Schuldners veräußert, weggeben oder aufgegeben 
ist, als noch zu demselben gehörig vom Empfänger zu­
rückgewährt wird, so daß der Anfechtende dar­
aus Befriedigung im Wege der Zwangsvollstreckung 
suchen kann. Gutgläubige Empfänger einer unent­
geltlichen Leistung haben diese nur soweit zurückzu­
geben, als sie dadurch noch bereichert sind. Die An­
fechtung kann auch gegen die Erben des Empfängers 
durchgeführt werden. Im übrigen wird auf das 
Gesetz verwiesen.

B. Anfechtung von Rechtshandlungen des 
Gemeinschuldners im Konkurse (KO. §§ 29— 
42). Nach der Konkurseröffnung kann der Gemein­
schuldner über sein in die Konkursmasse fallendes 
Vermögen nicht mehr verfügen (vgl. „Konkurs"). 
Vermögensteile, die er vor der Konkurseröffnung, 
in ungerechtfertigter Weise der Masse entzogen hat, 
muß der Konkursverwalter durch Anfechtung der 
betreffenden Rechtshandlungen des Schuldners zur 
Masse wieder heranziehen.

Anfechtbar sind: 1. Unbedingt alle betrügeri­
schen Handlungen des Gemeinschuldners, d. h. alle 
solche Handlungen, die er in der dem anderen 
Teile bekannten Absicht, seine Gläubiger zu be­
nachteiligen, vorgenommen hat, mögen sie sein, wel­
cher Art sie wollen, und mögen sie noch so weit vor 
der Konkurseröffnung zurückliegen (§ 31).

Anfechtbar sind ferner unter nachbezeichneten 
Voraussetzungen:

2. Verträge des Gemeinschuldners mit 
nahen Verwandten usw. Entgeltliche (im Gegen­
satz zu unentgeltlichen oder freigebigen) Verträge, die 
der Schuldner im letzten Jahre vor der Konkurs­

eröffnung mit seinem Ehegatten, vor oder wäh­
rend der Ehe, oder mit seinen oder seines Ehegatten 
Verwandten in auf- und absteigender Linie, mit 
seinen oder seines Ehegatten voll- und halbbürtigen 
Geschwistern oder mit dem Ehegatten einer 
dieser Personen abgeschlossen hat, können ange­
fochten werden, wenn durch den Abschluß des Ver­
trages die Konkursgläubiger benachteiligt sind, falls 
nicht der andere Teil (der Ehegatte usw.) beweisen 
kann, daß ihm zur Zeit des Vertragsabschlusses eine 
Absicht des Gemeinschuldners, die Gläubiger zu be­
nachteiligen, nicht bekannt gewesen ist (§ 31).

3. Freigebige Verfügungen (Schenkun­
gen) des Gemeinschuldners. Anfechtbar sind ohne 
Unterschied alle vom Schuldner im letzten Jahre 
vor der Konkurseröffnung vorgenommenen freige­
bigen (unentgeltlichen) Verfügungen, einerlei, 
ob der Schuldner oder der Beschenkte die Absicht 
oder das Bewußtsein hatten, die Gläubiger zu ver­
kürzen. Nur die gebräuchlichen Gelegenheitsge- 
schenke sind von der Anfechtung ausgenommen. 
Der gutgläubige Beschenkte braucht übrigens nur 
das herauszugeben, was er von dem Geschenkten 
noch besitzt. Freigebige Verfügungen des Schuldners 
zugunsten seines Ehegatten können aber auch 
dann angefochten werden, wenn sie in den letzten 
zwei Jahren vor der Konkurseröffnung vorgenom­
men sind (§ 32). Die Rückgewähr und Sicherstellung 
des eingebrachten Gutes der Ehefrau ist nur an­
fechtbar, wenn die Tatbestände der §§ 30, 3 Nr. 1 
u. 2 und 32 erfüllt sind.

4. Rechtshandlungen des Gemeinschuld­
ners, die nach der Zahlungseinstellung oder 
dem Anträge auf Konkurseröffnung oder 
doch in den letzten zehn Tagen vor diesen 
Zeitpunkten vorgenommen sind. Hierüber gilt 
folgendes: Anfechtbar sind (§ 30):

a) Die nach der Zahlungseinstellung oder dem 
Anträge aus Konkurseröffnung vom Gemeinschuldner 
eingegangenen Rechtsgeschäfte, durch welche die Kon­
kursgläubiger benachteiligt sind, wenn dem ande­
ren Teile zu der Zeit, als er das Geschäft einging, 
die Zahlungseinstellung oder der Erössnungsantrag 
bekannt war. — Der Grund der Anfechtbarkeit ist 
die Benachteiligung der Gläubiger. Wer die Lage 
eines vor dem Konkurse stehenden Schuldners für 
sich ausbeutet, z. B. Warenbestände unter dem 
Werte an sich bringt, begeht eine Unredlichkeit gegen 
dessen Gläubiger und ist diesen daher für den Scha­
den verhaftet. Wer dagegen ein redliches Geschäft 
abschließt, z. B. den Schuldner, um ihn zu stützen, 
Waren zu angemessenem Preise abnimmt, kann von 
den Gläubigern nicht in Anspruch genommen wer­
den.

b) Die nach der Zahlungseinstellung oder dem 
Erössnungsantrage erfolgten Rechtshandlungen, die 
einem einzelnen Gläubiger Sicherung oder Be­
friedigung gewähren, wenn dem Empfänger zu 
der Zeit, als die Handlung erfolgte, die Zahlungs­
einstellung oder der Erössnungsantrag bekannt war. 
— Es kann hiernach jede Zahlung, die ein Gläu­
biger vom Gemeinschuldner empfängt, nachdem ihm 
von der Zahlungseinstellung des Schuldners oder der 
Stellung eines Antrages auf Konkurseröffnung 
Kunde geworden, sowie jede Sicherheit, die er 
sich vom Schuldner für eine Forderung geben läßt, 
z. B. durch Bestellung einer Hypothek, Verpfändung 
von Waren oder Wertpapieren usw., nachdem er 
von der Zahlungseinstellung usw. Kunde erhalten, 
zugunsten der Gläubiger angefochten werden; er 
muß das Empfangene, wenn er es auch rechtmäßig



zu fordern hatte, an die Konkursmasse wieder her­
auszahlen bzw. die Sicherheit bleibt ohne Wirkung 
den übrigen Gläubigern gegenüber. Hat dagegen 
der Gläubiger vor erlangter Kenntnis von der Zah­
lungseinstellung usw. Befriedigung erhalten oder 
eine Hypothek u. dgl. erlangt, so ist er einer An- 
fechtungsklage nicht ausgesetzt, wenn auch der 
Schuldner damals schon zahlungsunfähig gewesen ist.

c) Die nach der Zahlungseinstellung oder dem 
Anträge auf Konkurseröffnung oder in den letzten 
zehn Tagen vor diesen Ereignissen erfolgten Rechts­
handlungen (auch Zwangsvollstreckungen, z. B. 
Pfändungen), die einem Gläubiger eine Siche­
rung oder Befriedigung gewähren, die er über­
haupt nicht oder die er nicht in der Art oder zu 
der Zeit zu beanspruchen hatte, sosern er nicht 
beweist, daß ihm zur Zeit der Handlung weder 
die Zahlungseinstellung und der Erössnungsantrag, 
noch eine-Absicht des Schuldners, ihn vor den 
übrigen Gläubigern zu begünstigen, bekannt war. 
— Es handelt sich hier um die Fälle, wo der Ge­
meinschuldner kurz vor oder nach der Zah­
lungseinstellung usw. einen oder einzelne seiner 
Gläubiger in unredlicher Weise dadurch vor den an­
deren zu begünstigen sucht, daß er ihnen eine 
Zuwendung aus seinem Vermögen macht oder eine 
Sicherheit gewährt, die sie überhaupt oder in dieser 
Weise rechtlich nicht fordern konnten; z. B. der 
Schuldner gibt dem Gläubiger, der eine Geldsorde- 
rung hat, anstatt des Geldes Waren oder überträgt 
ihm ein Grundstück zu Eigentum; oder er über­
gibt ihm Wertobjekte als Pfand; oder er zahlt dem 
Gläubiger vor der Verfallzeit u. dgl. m. (der Gläu­
biger hatte hierauf keinen Anspruch, konnte viel­
mehr nur eine Geldzahlung bzw. diese nur nach er­
reichter Fälligkeit verlangen). Diese Vermögenszu­
wendungen oder Sicherheitsbestellungen nun sind 
nicht unter allen Umständen ungültig; aber 
sie können dann angefochten werden, wenn der Gläu­
biger wußte, daß er begünstigt werden sollte, 
oder wenn ihm die Zahlungseinstellung oder die 
Stellung des Konkurserösfnungsantrages bekannt 
war. Das Gesetz nimmt aber zugunsten der übrigen 
Gläubiger bei solchen kurz vor oder nach der Zah­
lungseinstellung usw. vorgenommenen „Regulierun­
gen" an, daß der Gläubiger darum gewußt 
habe; er muß daher, damit das Geschäft nicht an­
gefochten werden kann, beweisen, daß er nicht darum 
gewußt hat.

Das Anfechtungsrecht verjährt in einem Jahre 
seit der Eröffnung des Konkursverfahrens (§ 41). 
Einredeweise kann der Anfechtungsanspruch aber 
auch nach Ablauf dieser Frist noch geltend gemacht 
werden, wenn der Anfechtungsgegner auf Leistung 
aus einem anfechtbaren Rechtsgeschäfte klagt.

Rechtshandlungen, die früher als sechs Mo­
nate vor der Konkurseröffnung erfolgt sind, können 
aus dem Grunde einer Kenntnis der Zahlungsein­
stellung nicht angefochten werden (§ 33). Über An­
fechtung von Wechselzahlungen des Gemein­
schuldners enthält § 34 besondere Bestimmungen. 
Die gegen einen Erblasser begründete Anfechtung 
findet auch gegen seine Erben statt, gegen andere 
Rechtsnachfolger nur unter besonderen Voraus­
setzungen (§ 40 KO.).

Im Nachlaßkonkurse (s. dort) sind alle Lei­
stungen anfechtbar, die der Erbe vor der Eröff­
nung des Konkursverfahrens in Erfüllung von 
Pslichtteilsansprüchen, Vermächtnissen oder Auflagen 
gemacht hat, wie unentgeltliche Verfügungen (KO. 
§ 222).

Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irr­
tums, Drohung und arglistiger Täuschung. Wenn 
ein geschäftsfähiger Mensch eine Willenserklärung 
abgegeben hat, so ist er regelmäßig an diese Er­
klärung gebunden und muß die rechtlichen Folgen 
derselben aus sich nehmen. Unter gewissen Voraus­
setzungen kann er jedoch ausnahmsweise solche Er­
klärungen hinterher anfechten und dadurch ihre 
Unwirksamkeit herbeisühren. Das ist der Fall:

1. wenn er sich bei Abgabe der Willenserklä­
rung in einem wesentlichen Irrtum (119ff.) über 
den Inhalt der Erklärung befunden hat. Diesem 
Irrtum ist gleichgestellt der Fall, daß jemand eine 
Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben 
wollte, z. B. wenn jemand in einem Schuldschein 
1000 RM. statt 100 RM. schreibt, ferner ein Irr­
tum über solche Eigenschaften der Person oder der 
Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen wer­
den und schließlich die unrichtige Übermittlung einer 
Willenserklärung durch eine zur Übermittlung ver­
wandte Person oder Anstalt, z. B. der Telegraphen­
beamte übermittelt statt einer Bestellung von 100 
Zentnern Kartosseln solche von 200 Zentnern (BGB. 
119, 120). Das Nähere s. unter „Irrtum". Nicht 
unter diese Bestimmungeil fällt der Irrtum 
im Beweggründe, z. B. Mietung einer Ehewohnung, 
wenn die Ehe nicht zustande kommt. In solchem 
Falle muß die Anfechtung (s. unten) unverzüg^ 
lich, d. h. ohne schuldhafte Verzögerung erfolgen, 
nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Irr­
tum oder der falschen Übermittlung seiner Willens­
erklärung Kenntnis erlangt hat. (Eine acht Tage 
nach erlangter Kenntnis erfolgte Anfechtung ist vom 
Reichsgericht als rechtzeitig angesehen und dabei zu­
gleich bemerkt, daß es dem Ansechtenden unbenom­
men sein müsse, sich vor der Anfechtung mit einem 
Anwälte zu beraten.) Die Anfechtung ist ausgeschlos­
sen, wenn seit der Abgabe der Willenserklärung 
dreißig Jahre verflossen sind.

2. wenn er durch arglistige Täuschungen 
oder widerrechtlich durch Drohungen zur Ab­
gabe der Willenserklärung veranlaßt ist (BGB. 123). 
Die Drohung muß widerrechtlich sein. Die Wider­
rechtlichkeit kann in der Unerlaubtheit des ange­
drohten Mittels sowohl als auch in dem Man­
gel des Rechtsanspruchs aus die geforderte Willens­
erklärung liegen. Ist das Mittel rechtlich erlaubt 
und der Anspruch aus die Willenserklärung berech­
tigt, so liegt der Tatbestand dieser Bestimmung 
nicht vor, z. B. wenn jemand seinen Schuldner 
durch die Drohung mit der Klage zur Zahlung ver­
anlaßt, anders, wenn jemand mit der Androhung 
der Anzeige eines Verbrechens Schweigegelder er­
preßt. Die Täuschung braucht nicht den Tat­
bestand des strafbaren Betruges zu enthalten. Das 
Nähere über Täuschung s. dort. Die Gewalt (vis 
absoluta) kommt hier nicht in Betracht, weil bei 
ihr überhaupt keine Erklärung vorliegt; siehe das 
Nähere hierüber unter „Täuschungen usw/'. Die 
Anfechtung kann in diesem Fall nur binnen Jahres­
frist erfolgen. Die Frist beginnt im Falle der arg­
listigen Täuschung mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Anfechtungsberechtigte die Täuschung entdeckt, im 
Falle der Drohung mit dem Zeitpunkt, in dem die 
Zwangslage aufhört. Auf ben Lauf der Frist finden 
die für die Verjährung (s. das) geltenden Vor­
schriften im allgemeinen entsprechende Anwendung. 
Übrigens kann der Verletzte auch von der Anfechtung 
Abstand nehmen und anstatt dessen einen Schadens­
ersatzanspruch aus unerlaubter Handlung (siehe 
„Schadensersatz wegen unerlaubter Handlung") gel-
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tend machen; geeignetenfalls kann er beides, um zu 
seinem Rechte zu gelangen.

Folgen der Anfechtung. Ein Rechtsgeschäft, 
das aus einem der vorbezeichneten Gründe angefoch­
ten werden kann, ist nicht ohne weiteres rechtsun­
gültig; im Gegenteil, es ist so lange gültig, bis es 
etwa angefochten wird, und es bleibt gültig, wenn 
es überhaupt nicht angefochten wird. Ob es ange­
fochten werden soll, steht ganz in dem Belieben 
des zur Anfechtung Berechtigten. Wird aber das 
Rechtsgeschäft angefochten, so ist es nun von An­
fang an rechtsungültig (nichtig); es wird so ange­
sehen, als ob es gar nicht vorgenommen wäre; der 
frühere Zustand, wie er vor dem Rechtsgeschäft war, 
wird unter den Parteien von Rechts wegen wieder­
hergestellt (BGB. 142). Ist Eigentum an einer be­
weglichen Sache, z. B. an einem infolge betrügeri­
scher Vorspiegelung verkauften Pferde, übertragen, 
so fällt es ohne weiteres an den Verkäufer zurück; 
handelt es sich um ein Grundstück, so wird durch 
die Anfechtung die Eintragung im Grundbuch un­
richtig, und es kann die Berichtigung des Grund­
buchs verlangt werden. Abgetretene Forderungen 
fallen von selbst dem früheren Gläubiger (Inhaber) 
wieder zu; erlassene Forderungen leben wieder aus 
usw. Die geschehene Anfechtung wirkt in solcher 
Weise nicht nur unter den zunächst Beteiligten, son­
dern regelmäßig auch gegen andere Personen, die 
inzwischen Rechte an dem betreffenden Gegenstände 
erworben haben oder sich sonst mit dem einen oder 
anderen Teile in Rechtsgeschäfte eingelassen haben, 
soweit sie nicht durch besondere gesetzliche Be­
stimmungen geschützt werden. Darüber hinaus hat 
aber der Erklärende auch noch demjenigen, dem ge­
genüber die Erklärung abgegeben ist, den Schaden 

ersetzen, der ihm dadurch entstanden ist, daß er 
auf die Gültigkeit der Erklärung vertraut hat, je­
doch nicht über den Betrag des Interesses hinaus, 
welches der Empfänger an der Gültigkeit der Er­
klärung hat (sog. negatives Vertragsinteresse, d. h. 
dessen, was er durch die Nichtigkeit der Willens- 
-erklärung eingebüßt hat, z. B. Kosten, Stempel­
gebühren).

Ist auf Grund einer arglistigen Täuschung 
oder Drohung seitens des einen Vertragsteils die 
Anfechtung eines Vertrages für den anderen Ver­
tragsteil begründet, so stehen dem Geschädigten aber 
noch weitergehende Rechte gegen den Täuscher 
zu. Er kann, anstatt den Vertrag anzufechten und 
dadurch dessen Unwirksamkeit herbeizuführen, bei dem 
Vertrage stehen bleiben und vom Gegner den ihm 
durch die arglistige Täuschung zugefügten Schaden 
-ersetzt verlangen (BGB. 826). Er braucht sich also 
nicht mit dem Ersatz des Schadens zu begnügen, den 
er durch den Vertragsabschluß erlitten hat (z. B. 
Ersatz der unnütz aufgewendeten Kosten und Stem­
pel), sondern er kann auch Ersatz des Gewinnes ver­
langen, den er gemacht haben würde, wenn er nicht 
getäuscht wäre (RG.).

Die Anfechtung erfolgt in der Weise, daß 
der dazu Berechtigte sie dem Anfechtungsgegner ge­
genüber erklärt (BGB. 143); eine Form (schrift­
liche oder gerichtliche Erklärung u. dgl.) ist für die 
Erklärung nicht vorgeschrieben, aber des Beweises 
wegen zweckmäßig. Es braucht auch nicht gerade das 
Wort „Anfechtung" gebraucht zu sein; die Erklärung 
muß nur unzweideutig den Willen erkennen lassen, 
daß das Geschäft, um das es sich handelt, nicht zu 
Recht bestehen solle (RG.). Einer Anfechtungsklage 
bedarf es nicht. (Besondere Bestimmungen gelten für 
Anfechtung einer Ehe, für Anfechtung der Aner­

kennung der Ehelichkeit eines Kindes, für An­
fechtung der Ausschlagung oder Annahme 
einer Erbschaft, eines Testamentes; s. darüber 
die betr. Artikel.) Anfechtungsgegner ist bei 
Verträgen und bei einseitigen Rechtsgeschäften, zu 
deren Wirksamkeit es erforderlich ist, daß sie gegen­
über einem Beteiligten vorgenommen werden, der 
Empfänger der Willenserklärung, die angefochten 
werden soll, also beispielsweise, wenn die geschehene 
Aufkündigung eines Kapitals oder einer Mietswoh­
nung angefochten werden soll, der Gläubiger der 
Forderung oder der Mieter (oder Vermieter) der 
Wohnung, dem gekündigt worden ist. Dies gilt bei 
einem Rechtsgeschäfte, das einem anderen oder einer 
Behörde gegenüber vorzunehmen war, auch dann, 
wenn das Rechtsgeschäft der Behörde gegenüber vor­
genommen ist. Es gibt aber Rechtsgeschäfte, die gar 
nicht gegenüber einer bestimmten Person vorgenom­
men werden, z. B. die Auslobung, die Errichtung 

j eines Testaments, die Antretung oder die Aus- 
! schlagung einer Erbschaft usw.; bei solchen ist die 

Anfechtung gegenüber einem jeden zulässig, der aus 
dem Rechtsgeschäft ein Recht in Anspruch nimmt, 
dessen Aufhebung durch die Anfechtung eben bezweckt 
wird (s. auch „Testament 5"). Die Anfechtung kann 
jedoch, wenn die Willenserklärung einer Behörde ge­
genüber abgegeben war, durch Erklärung gegenüber 
der Behörde erfolgen; die Behörde muß die An­
fechtung dem mitterlen, der durch das Rechtsge­
schäft unmittelbar betroffen worden ist. Ist das 

■ anfechtbare Rechtsgeschäft von dem Anfechtungsbe- 
; rechtigten bestätigt, d. h. hat er in Kenntnis des 
i Anfechtungsgrundes (RG.) ausdrücklich oder auch 

stillschweigend (siehe das) erklärt, daß er das Ge­
schäft genehmige (als giltig annehme) oder hat er, 

! was gleichbedeutend ist, auf das Anfechtungs­
recht verzichtet, so ist die Anfechtung nicht mehr 
zulässig (BGB. 144). Das Rechtsgeschäft ist damit 
rechtsgültig geworden. Die Bestätigung eines an­
fechtbaren Rechtsgeschäfts bedarf nicht der für das 
Rechtsgeschäft selbst etwa vorgeschriebenen Form 
(z. B. der Schriftlichkeit, der Errichtung vor Gericht 
oder Notar u. bgL).

Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes s. Ehe­
lichkeit eines Kindes 1; eines Testaments s. Testa­
ment 5; vgl. auch: Erbunwürdigkeit; von Schen­
kungen s. Pflichtteil 4; von Lebensversicherungen 
s. Lebensversicherung und Leibrente; wegen Täu­
schung oder Drohung s. Täuschung oder Drohung; 
durch den Konkursverwalter s. Konkurs 3.

Angebot s. Vertrag, Vertragsantrag; des ge­
schuldeten Geldes oder der geschuldeten Leistung 
durch den Schuldner s. Verzug des Gläubigers. 

Angeld s. Draufgabe.
Angemessenheit eines geforderten Preises s. Üb­

lichkeit usw
Angenommene Kinder s. Annahme an Kindes 

Statt; Name derselben s. Name; sind Verwandte, 
s. Verwandtschaft.

Angeschwemmte Gegenstände s. Strandgut.
Angestellte. Im Rechtssinne ist mancherlei unter 

dem Wort „Angestellter" zu verstehen. Im aller­
weitesten Sinne umfaßt er jeden Arbeitnehmer int 
Gegensatz zum Arbeitgeber; aber das ist kein brauch­
barer Begriff. Man muß Arbeiter und Angestellte 
unterscheiden; erstere unterstehen der GewO., 
letztere zumeist dem HGB. Aber es gibt auch 
Angestellte bei Behörden (die also keine Be­
amten sind), und auch selbständige Gewerbe­
treibende, die staatlich angestellt sind (z. B. 
Feldmesser, Bücherrevisoren, Auktionatoren usw.,



vgl. d. Art. Angestellte im HdR. I, S. 166 ff.). 
Im engeren Sinne ist Angestellter „ein gegen Ent­
gelt Beschäftigter in unselbständiger, wirtschaftlich 
und persönlich abhängiger Stellung" (HdR. I, S. 
167), jedenfalls immer derjenige, der dem Ange­
stelltenversicherungsgesetz v. 1. 6. 1924 (Gutt. 
Slg.) unterliegt. Aber auch höhere „Angestellte", 
die der Angestelltenversicherung nicht unterliegen, 
sind Angestellte im wirtschaftlichen und wohl auch 
im Rechtssinne. Aber der Begriff schwankt nach den 
einzelnen Gesetzen (s. HdR. I, 168). Der Vertrag 
mit dem Angestellten ist ein Arbeits- oder Dienst­
vertrag (s. d.). Das, was früher Gesinde hieß, 
heißt jetzt Hausangestellte bzw. Landarbeiter. Über 
.kaufmännische Angestellte s. Handlungsgehilfen, vgl. 
auch Prokura und Handlungsvollmacht. Über Has- 
.tung des Angestellten s. Schadenersatz lvegen uner­
laubter Handlung.

Angkiss, Verteidigung gegen einen rechtswidri­
gen, s. Selbstverteidigung.

Anlagen, gefahrdrohende, auf einem Grundstücke, 
■f. Grundeigentum 2d; Abstand von der Grenze s. 
Grundeigentum 3; konzessionierte, Schadensersatz­
pflicht des Unternehmers, s. Schadensersatz, allge­
meine Bestimmungen über.

Anlandungen s. Wasserrecht.
Anlegung von Mündelgeldern usw. s. Mündel­

geld.
Anleiheablösungsgeseh vom 16. 7. 1925 (RGBl. 

I, 137). Die alten Markanleihen des Reiches, der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und anderer 
öffentlicher Körperschaften, die in der II. Verordnung 
zur Durchführung des AnlAblG. v. 2. 7. 1926 
(RGBl. I, 343) bestimmt sind, werden durch Um- 
mandlung in Anleiheablösungsanleihen getilgt. Sie 
lauten in der Regel auf 2L/2o/o des Goldwertes 
und können vom Gläubiger nicht gekündigt werden. 
Den Altbesitzern, die die Markanleihen vor dem 
1. Juli 1920 erworben haben, wird ein Auslosungs- 
irecht gewährt, auf Grund dessen sie den fünffachen 
Betrag des Nennwertes nebst Zinsen vom 1. Januar 
1926, und zwar bei Anleihen des Reichs und der 
Länder von 41/2o/Oz sonst von 5o/o erhalten. Bei 
Gemeinden und Gemeindeverbänden kann der Ein­
lösungsbetrag auf das zehnfache des Nennwertes 
(also 250/0 des Goldwertes) erhöht werden. Die 
Auslosung hat spätestens in 30 Jahren zu erfolgen. 
Markanleihen, die bis zum 1. Juli 1923 auf Grund 
gesetzlichen oder satzungsgemäßen Zwanges zur mün- 
delsicheven Anlage erworben sind, stehen in Höhe 
des doppelten Goldmarkbetrages des Erwerbspreises 
den Markanleihen der Altbesitzer gleich. Bei An­
leihen des Reiches und der Länder wird bedürftigen 
reichsangehörigen Anleihebesitzern, denen ein Aus­
losungsrecht zusteht, bis zur Auslosung eine Vor­
zugsrente gewährt, wenn ihr Jahreseinkommen 900 
W. nicht übersteigt. Die Vorzugsrente beträgt 
80 RM. des Stammbetrags des Auslosungsrechts, 
höchstens jedoch 800 RM. jährlich für eine Person. 
Der Betrag erhöht sich um 25o/o auf höchstens 1000 
RM., wenn der Gläubiger auf sein Vorzugsrecht 
verzichtet. Hat der Gläubiger das 60. Lebensjahr 
überschritten, so erhöht sich der Betrag um 500/0 
bis höchstens 1200 RM. Die Bedürftigkeit wird 
von Zeit zu Zeit nachgeprüft. Inhaber von Mark­
unleihen der Länder, Gemeinden und Gemeindever­
bände nehmen an dec Ablösung teil, soweit sich die 
Schuldverschreibungen noch in ihren Händen befin­
den, auch wenn die Markanleihen schon ausgelost 
und getilgt waren. Die Rechte der Neubesitzer be­
schränken sich bei der Anleiheablösungsschuld des

Reiches darauf, nach dem Erlöschen der Reparations­
verpflichtungen eine Verzinsung zu erhalten; bei 
den Ablösungsanleihen der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände ist eine Tilgung vorgesehen. 

Anmahnung s. Mahnung.
Anmeldefrist f. Konkurs 2.
Anmeldung einer Firma zum Handelsregister s. 

Firma; eines Vereins zur Eintragung s. Vereine; 
der Forderungen von Nachlaßgläu'bigern s. Auf­
gebot der Nachlaßgläubiger; von Gebrauchs- und 
Geschmacksmustern s. Musterschutz; eines Waren­
zeichens s. Warenbezeichnungen usw. 2; zum Kon­
kurse s. Konkurs 2; Anmeldung im Konkurse unter­
bricht die Verjährung s. Verjährung 3.

Annahme an Kindes Statt (Adoption) (1741 ff.). 
Zur Änderung der hierhergehörigen Bestimmungen 
des BGB. liegt zur Zeit (Herbst 1929) ein Entwurf 
dem Reichstag vor. Der Leser der folgenden Aus­
führungen muß also gegebenenfalls sich vergewis­
sern, ob der neue Entwurf inzwischen Gesetz ge­
worden ist oder noch die alten Bestimmungen des 
BGB. gelten. Die Tendenz des Entwurfes geht 
dahin, die Annahme an Kindes Statt zu erleich­
tern. Die beabsichtigten Änderungen werden im fol­
genden kurz miterwähnt werden.

Das Gesetz gestattet es, jemanden an Kindes 
Statt anzunehmen (zu adoptieren), um dadurch dem 
Angenommenen (Adoptierten) im wesent­
lichen die Rechte eines leiblichen Kind,es des 
Annehmenden einzuräumen. Dazu genügt freilich 
nicht, daß, wie es häufig vorkommt, ein Ehepaar oder 

i eine einzelne ältere Person eine jüngere in seine 
i (ihre) Häuslichkeit aufnimmt und sie als Pflegekind 
j betrachtet und behandelt; es sind vielmehr für eine 

wirkliche Annahme an Kindes Statt mit ihren 
| wichtigen rechtlichen Folgen besondere Formen vor- 
i geschrieben und die Annahme ist nur unter besonderen

Voraussetzungen zulässig. Auch bei unverheirate- 
i tcn Personen kann der Wunsch entstehen, Kinder an- 

zunehmen, und es können auch einem unehelichen 
Kinde, wenn eine Legitimation des Kindes (s. d.) 
den Umständen nach nicht angemessen erscheint, durch 
Annahme an Kindes Statt die Rechte eines ehe­
lichen Kindes verschafft werden; es kann nicht nur, 

! außer selbstverständlich durch andere Personen, durch 
den außerehelichen Vater, sondern auch durch die 
eigene Mutter adoptiert werden, was für diese 
letztere die besondere Wirkung hat, daß sie nun auch 
die elterliche Gewalt (s. „Eltern und Kinder 4") 

| über ihr minderjähriges Kind erlangt. Nicht nur 
j volljährige, sondern auch minderjährige Personen 
i können an Kindes Statt angenommen werden. Eine 
, Annahme an Enkels Statt ist gesetzlich nicht zu­

lässig. Inwieweit die Wirkung einer Annahme an 
Kindes Statt sich auch auf die Kinder (Abkömm­
linge) der angenommenen Person erstreckt, s. unten 
zu 3 (am Ende). Eine sogenannte Pflegekind­
schaft im Nechtssinne, also mit bestimmten recht­
lichen Wirkungen, gibt es nicht mehr. Die deut­
schen Gesetze über die Annahme an Kindes Statt 
kommen zur Anwendung, wenn der Annehmende 
die Reichsangehörigkeit besitzt.

1. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer. 
Annahme an Kindes Statt ist vor allem, daß der 
oder die Annehmende (der künftige Adoptivvater, 
die künftige Adoptivmutter) keine ehelichen 
Abkömmlinge (Kinder, Enkel usw.) hat oder 
solche nicht mehr hat (dies soll künftig dahin ge­
ändert werden, daß das Vormundschaftsgericht bei 
der Genehmigung der Adoption von dieser Vor­
aussetzung der Kinderlosigkeit absehen kann). Sollte
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den Adoptiveltern nach der Annahme einer Person 
an Kindes Statt noch ein eheliches Kind geboren 
werden, so hebt dies die Gültigkeit der Annahme 
an Kindes Statt nicht hinterher auf. Daß eine Frau 
oder ein Mädchen uneheliche Kinder hat, hindert 
sie nicht, andere an Kindes Statt anzunehmen, ob­
wohl sonst die unehelichen Kinder im Verhältnis zu 
ihrer Mutter die gleichen Rechte wie eheliche Kinder 
haben. Gleich ehelichen Kindern verhindern z. Zt. 
auch legitimierte uneheliche Kinder (s. „Legi­
timation unehelicher Kinder") eine Annahme an­
derer an Kindes Statt durch den Vater oder die. 
Mutter.

Die Annahme an Kindes Statt erfolgt durch 
einen Vertrag zwischen dem anzunehmenden Kinde 
und dem künftigen Adoptivvater oder der Adoptiv­
mutter. Durch ein Testament kann eine Annahme 
an Kindes Statt nicht ausgesprochen werden. Die 
Annahme an Kindes Statt bedarf zu ihrer Gül­
tigkeit einer Bestätigung durch das zuständige 
Gericht (künftig: Vormundschaftsgericht) (s. unten 
2). Dies hat nicht die Bedeutung, daß das Gericht 
zu prüfen hätte, ob die Adoption im Interesse des 
zu Adoptierenden liege.

Eine wichtige Voraussetzung für die Annahme 
an Kindes Statt (Adoption) ist, daß der (die) 
Annehmende das 50 st e Lebensjahr voll­
end et haben und mindestens 18 Jahre älter 
sein muß als das Kind (künftig soll Vollen­
dung des 40. Lebensjahres genügen). Von diesen 
Voraussetzungen kann jedoch aus besonderen Grün­
den im Gnadenwege Befreiung (Dispensation) er­
teilt werden; doch muß der (die) Annehmende auf 
alte Fälle volljährig sein. In Preußen entschei­
det das Amtsgericht, nach dessen etwaiger Ablehnung 
Beschwerde an den Justizminister. Das Amts­
gericht ist auch zuständig in den anderen größeren 
Bundesstaaten außer Hessen; in Mecklenburg ist das 
Justizministerium, in Hamburg die Senatskommis- 
sion für Justiz, in Thüringen das Vormundschafts­
gericht zuständig (vgl. Preuß. JMBl. 1922 S. 424 
mit Berichtigungen 1923 S. 488, 712, 1924 S. 
292, 406, 414).

Ehegatten sönnen gemeinsam ein Kind (oder 
mehrere) adoptieren. Will nur einer der Ehe­
gatten adoptieren, so bedarf er dazu der Ein­
willigung des anderen Gatten. Andere Personen 
als Ehegatten können kein Kind als gemeinschaft­
liches annehmen. (Künftig soll von dem Mangel 
des erforderlichen Alters der Adoptierenden über­
haupt abgesehen werden, luenn ein Kind von einem 
Ehepaar, das gemeinschaftliche Kinder weder hat 
noch gehabt hat, nach zehnjähriger Dauer der Ehe 
als gemeinschaftliches Kind angenommen werden 
soll). Das einmal adoptierte Kind kann, solange, 
das durch die Adoption begründete Verwandtschafts­
verhältnis nicht etwa hinterher lvieder aufgehoben 
ist (s. unten 4), nicht auch noch von einer anderen 
Person an Kindes Statt angenommen werden; nur 
der Ehegatte des Adoptivvaters oder der Adoptiv­
mutter kann nachträglich auch seinerseits das von 
dem Gatten adoptierte Kind noch an Kindes Statt 
annehmen. Ist jemand, der sich adoptieren lassen 
will, bereits verheiratet, so ist die Adoption nur 
mit Einwilligung seines Ehegatten zulässig. Diese 
Einwilligung ist nur dann nicht erforderlich, wenn 
der Ehegatte zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerstande oder sein Aufenthalt dauernd unbe­
kannt ist. Unter Umständen ist auch die Einwilli­
gung noch anderer Personen nötig. Solange das 
zu adoptierende Kind minderjährig (unter 

21 Jahren) ist, bedarf es der Einwilligung der 
Eltern; ist das minderjährige Kind unehelich, so 
ist die Einwilligung der Mutter erforderlich; cs 
sei denn, daß die Eltern oder die Mutter zur Ab­
gabe einer Erklärung dauernd außerstande sind oder 
daß sie (z. V. bei Findelkindern) nicht bekannt 
sind. Die von diesen Personen einmal erteilte Ein­
willigung ist unwiderruflich. Die Einwilligung ist 
persönlich zu erklären; sie kann nicht durch einen 
Vertreter erklärt werden. Ist der, dessen Ein­
willigung erforderlich ist, in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt (z. B. minderjährig oder ivegen Geistes­
schwäche, Verschwendung, Trunksucht entmündigt), 
so bedarf er nicht der Zustimmung seines gesetz-. 
lichen Vertreters (Vaters, Vormundes). Die Ein- 
willigungserklärung muß gerichtlich oder no­
tariell beurkundet fein (s. „Form der Rechts- 
g-eschäste 2").

2. Abschließung und Bestätigung des 
Annahme- (Adoptions-) Vertrages. Wir 
sahen oben, daß eine Annahme an Kindes Statt 
dnrch einen Vertrag zwischen dem zu Adop­
tierenden und dem künftigen Adoptivvater oder der 
künftigen Adoptivmntter zustande kommt. Dieser 
Vertrag muß von den Beteiligten persönlich 
geschlossen werden; sie können dabei nicht durch 
einen Bevollmächtigten oder durch den Vater (die 
Mutter) oder den Vormund (als sog. gesetzliche. 
Vertreter) vertreten werden. Nur wenn ein zu 
adoptierendes Kind das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann sein gesetzlicher Vertreter (der 
Vater, die Mutter, der Vormund) den Vertrag 
für das Kind schließen; das Kind selbst wirkt also 
nicht mit.

In besonderen Fällen müssen aber noch andere 
Personen zu der Erklärung des einen oder des an­
dern Teils ihre Einwilligung erteilen. Ist nämlich 
die Person, welche adoptieren will, in der Geschäfts­
fähigkeit beschränkt (vgl. „Geschäftsfähigkeit"), weil 
sie wegen Geistesschwäche oder wegen Verschwen­
dung oder wegen Trunksucht entmündigt ist, so be­
darf es zu der von ihr selber abzugebenden Erklä­
rung noch der Zustimmung ihres gesetzlichen Ver­
treters (s. vorstehend) und der Genehmigung des 
Vormundschastsgerichts. Dasselbe gilt, wenn 
die zu adoptierende Person in der Geschäftsfähig­
keit beschränkt (also noch minderjährig oder ent­
mündigt) ist. Will ein Vormund sein Mündel 
adoptieren, so soll die Einwilligung vom Vormund­
schaftsgericht nicht erteilt werden, solange der Vor­
mund noch im Amte ist. Ist die Vormundschaft schon 
beendet, so soll die Genehmigung nicht eher erteilt 
werden, als bis der gewesene Vormund über seine 
Verwaltung Rechnung gelegt und das Vorhanden­
sein des Mündelvermögens nachgewiesen hat, da­
mit nicht eine Annahme an Kindes Statt dazu 
mißbraucht werden kann, eine schlechte oder gar 
untreue Vermögensverwaltung eines Vormundes zu 
verdecken. Dasselbe gilr, wenn ein zu einer Ver­
mögensverwaltung bestellter Pfleger seinen Pfleg­
ling oder seinen früheren Pflegling an Kindes Statt 
annehmen will.

Der Annahmevertrag muß vor Gericht (einem 
Amtsgericht) oder vor einem Notar geschlossen 
werden; die Beteiligten (der Adoptierende und der 
zu Adoptierende) müssen gleichzeitig in Person 
vor dem Richter oder dem Notar erscheinen (diese 
Forderung der gleichzeitigen Anwesenheit soll künf­
tig wegfallen). Wie eingangs schon erwähnt, bedarf 
der Annahme- (Adoptions-) Vertrag (außer dem 
Abschlüsse vor einem Gericht oder Notar) auch noch



einer Bestätigung durch das zuständige Gericht; 
dies ist regelmäßig das Amtsgericht, in dessen Be­
zirk der Annehmende seinen Wohnsitz oder Aufent­
halt hat (Ges. Fveiw. Gerichtsbarkeit 65 ff., Gutt. 
Sammlung Nr. 46).

3. Wirkung der Annahme an Kindes 
Statt. Durch die Annahme an Kindes Statt er­
langt das Kind die rechtliche Stellung eines ehe­
lichen Kindes des Annehmenden (des Adoptivvaters, 
der Adoptivmutter). Wird von einem Ehepaare ge­
meinschaftlich ein Kind angenommen, oder nimmt 
ein Ehegatte ein Kind des andern Ehegatten an, 
so erlangt das Kind die rechtliche Stellung eines 
gemeinschaftlichen ehelichen Kindes der Ehegatten. 
Das Kind erhält den Familiennamen des Adop­
tivvaters oder der Adoptivmutter (Adoption nur 
um des Namens willen ist nichtig; künftig soll 
sogar die Genehmigung des Adoptionsantrags ver­
sagt werden, wenn erhebliche Zweifel daran begrün­
det sind, ob die Vertragschließenden einen dem El­
tern- und Kindesverhältnis entsprechenden Zustand 
wirklich herbeisühren wollen). Ist die Adoptiv­
mutter verheiratet oder verwitwet, so erhält ihr 
Adoptivkind nicht beu Namen des Ehemannes, son­
dern den Namen, den sie vor ihrer Verheiratung 
führte (also den Familiennamen der Mutter). Ist 
das Kind von beiden Adoptiveltern angenommen, 
so erhält es selbstverständlich den Namen des Adop­
tivvaters. Regelmäßig führt das Kind diesen neuen 
Namen allein. Es ist ihm aber gestattet, daß es zu 
dem neuen Namen seinen früheren Familiennamen 
hinzusetzt, also einen Doppelnamen führt, wenn im 
Annahmevertrage nichts anderes bestimmt ist. Ist 
das Adoptivkind eine verheiratete Frau oder Witwe, 
so behält sie natürlich trotz der Adoption .den 
Namen des Mannes bei; nur ihr Familienname 
(Mädchenname) erleidet die Änderung. Erna Müller, 
geb. Stein, die von Held adoptiert ist, schreibt 
sich also künftig: Erna Müller, geb. Held oder geb. 
HeldMein. Eine Adelsbezeichnung des Anneh­
menden steht auch dem angenommenen Kinde zu 
(Art. 109 ReichsVerf), da die Adelsbezeichuungen 
zum Namen gehören. Welche Rechte im einzelnen 
durch die Annahme an Kindes Statt zwischen dem 
Adoptierenden und dem Adoptivkinde begründet 
werden, darüber ist der Artikel „Eltern und Kinder" 
zu vergleichen, da eben das Verhältnis zwischen 
beiden im wesentlichen dasselbe ist wie das zwischen 
Eltern und ihren leiblichen Kindern. Die wenigen 
abweichenden Vorschriften, die das Gesetz für nö­
tig befunden hat, werden weiter unten mitgeteilt. 
Die wichtigste Wirkung der Adoption ist, daß der 
Adoptivvater, wenn das Adoptivkind noch minder­
jährig ist, die Rechte der elterlichen Gewalt 
über dasKmd erlangt (s. „Eltern und Kinder 4"). Ist 
das Adoptivkind von einem Ehepaar gemeinschaftlich 
angenommen, so gilt in Ansehung der elterlichen 
Gewalt über das Kind ganz dasselbe, wie wenn es 
ein gemeinschaftliches eheliches Kind beider Adop­
tiveltern wäre; die elterliche Gewalt würde also 
insbesondere im Falle des Todes usw. des Adop­
tivvaters auf die Adoptivmutter übergehen. Hat 
eine Frau allein das Kind adoptiert, so erlangt die 
Adoptivmutter von vornherein die elterliche Ge­
walt über das (minderjährige) Kind. Zu den 
Rechten der elterlichen Gewalt gehört vor allem 
das Recht, das etwa vorhandene Vermögen des 
Kindes zu verwalten und zu nutzen; das 
Nähere hierüber ist in dem Artikel „Verwaltung 
des Kindesvermögens usw." nachzulesen. Zum 
Schuhe des Kindes bestimmt aber das Gesetz, daß

Chrtstrani, Nechtslexikon. IV. Ausl. 

der Adoptivvater (die Adoptivmutter) über das 
Vermögen des Kindes, soweit es auf Grund der 
elterlichen Gewalt in seine (ihre) Verwaltung 
kommt, auf eigene Kosten sofort ein Verzeichnis 
(Inventar) aufzunehmen und dem Vormundschafts­
gerichte mit der (mündlichen oder schriftlichen) Ver­
sicherung der Richtigkeit und Vollständigkeit einzu­
reichen hat. Im Falle einer Verheiratung des 
Adoptivvaters oder der Adoptivmutter gilt, wenn 
er (sie) die elterliche Gewalt über das Adoptivkind 
(noch) hat, hinsichtlich der Anzeige beim Vormund- 
schastsgericht und der nach Lage der Sache etwa 
erforderlichen Vermögensauseinandersetzung mit dem 
Kinde dasselbe, wie wenn der leibliche Vater, der 
die elterliche Gewalt über sein Kind hat, eine neue 
Ehe eingehen will (s. „Verwaltung usw. des Kindes­
vermögens durch den Vater 1").

In dem Annahmevertrage kann übrigens ver­
einbart werden, daß der Adoptierende kein Nutz­
nießungsrecht an dem Vermögen des Kindes 
haben soll. Es kann auch festgesetzt werden, daß 
das Kind kein Erbrecht gegen den Adoptivvater 
(die Adoptivmutter) haben soll (der Ausschluß des 
Erbrechts soll künftig nicht mehr möglich sein). Wie 
zwischen Eltern und leiblichen Kindern, so besteht 
auch zwischen Adoptiveltern und Adoptivkindern eine 
gegenseitige Unterhaltspflicht in Gemäßheit 
der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen (s. 
„Unterhaltspflicht"), und zwar sind die Adoptiv­
eltern dem Kinde und seinen Abkömmlingen vor 
den leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewäh­
rung des Unterhalts verpflichtet. Durch die Adop­
tion hört das Adoptivkind nicht auf, Mitglied, 
seiner bisherigen (natürlichen) Familie zu sein; die 
Rechte und Pflichten, die ihren Grund in dem Ver- 
wandtschastsverhältnis zwischen dem adoptierten 
Kinde und seinen leiblichen Eltern, Geschwistern und 
sonstigen Verwandten haben, bleiben im wesent­
lichen bestehen; das gilt besonders von den Erb­
rechten des Kindes gegen diese Personen und um­
gekehrt. Nur verlieren die leiblichen Eltern die 
elterliche Gewalt, insbesondere auch das Erziehungs­
recht, über ihr von einem anderen an Kindes Statt 
angenommenes Kind, da diese auf den Adoptiv­
vater übergeht. Ist ein uneheliches Kind adoptiert, 
so verliert die Mutter das ihr sonst gesetzlich zu­
stehende Recht (und die Pflicht), für die Person 
des Kindes (seine Erziehung usw.) zu sorgen. Die 
Frage, ob die leiblichen Eltern des adoptierten Kin­
des ein klagbares Recht darauf haben, mit ihm noch 
persönlich zu verkehren, ist vom Reichsgericht ver­
neint. Die elterliche Gewalt der leiblichen Eltern 
und das Recht der unehelichen Mutter leben selbst 
dann nicht wieder auf, wenn etwa die Annahme an 
Kindes Statt nachträglich wieder ausgehoben würde 
(s. unten). Sollte jedoch das Kind in eine Lage 
geraten, daß ihm von dem leiblichen Vater oder 
der leiblichen Mutter der Unterhalt gewährt wer­
den müßte, so treten das Recht und die Pflicht die­
ser Personen, für die Person des Kindes zu sorgen, 
wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Adop­
tivvaters oder der Adoptivmutter aufgehört hat oder 
wenn sie wegen Entmündigung oder dauernder Ab­
wesenheit des Adoptivvaters oder der Adoptivmut­
ter „ruht" (s. „Eltern und Kinder 7"); das Recht 
zur Vertretung des Kindes in seinen Rechtsan­
gelegenheiten erlangen die Eltern jedoch auch in die­
sem Falle nicht wieder; es muß dem Kinde ein 
Vormund bestellt werden.

Ganz freilich steht das durch eine Annahme 
an Kindes Statt begründete Verhältnis, wie oben
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schon bemerkt wurde, dem durch die natürliche Ver­
wandtschaft begründeten nicht gleich. Hervorzuheben 
ist vor allem, daß der Adoptivvater oder die Adop­
tivmutter durch die Annahme an Kindes. Statt 
keine Erbrechte, noch weniger Pflichtteilsrechte, 
gegen das Adoptivkind oder dessen Abkömm­
linge (Kinder usw.) erwerben (das soll künf­
tig in einem dem Erbrecht des Adoptivkindes gün­
stigeren Sinne geändert werden). Die Wirkungen 
der Annahme an Kindes Statt erstrecken sich auch 
auf die Kinder usw. des angenommenen Kindes, 
die nach der Annahme geboren werden; aus die zur 
Zeit der Adoption schon vorhandenen Kinder und 
weiteren Abkömmlinge des Adoptivkindes erstrecken 
sie sich nur, wenn der Annahme- (Adoptions-)Ver- 
trag auch mit ihnen geschlossen ist. Dagegen wird 
durch eine Annahme an Kindes Statt keine Ver­
wandtschaft zwischen dem Adoptivkinde und den 
Verwandten des Adoptivvaters oder der Adoptiv­
mutter begründet; das Adoptivkind tritt nicht 
in die Familie des Adoptivvaters (der Adop­
tivmutter) ein. Ebensowenig tritt das Kind zudem 
Ehegatten des Adoptierenden in eine rechtliche Be­
ziehung; es wird nicht mit der Frau des Adoptiv­
vaters oder dem Manne der Adoptivmutter ver­
schwägert (s. „Verwandtschaft usw. 2").

4. Wiederaufhebung einer Annahme an 
Kindes Statt. Die durch die Adoption begründe­
ten Berwandtschasts- und Rechtsverhältnisse können 
durch Vertrag zwischen dem Annehmenden und dem 
Kinde und dessen Abkömmlingen wieder ausgehoben 
werden. Dies kann auch noch nach dem Tode des 
Kindes oder des einen der beiden Adoptiveltern 
durch Vertrag zwischen den übrigen Beteiligten ge­
schehen. Für diesen Vertrag gelten dieselben gesetz­
lichen Vorschriften wie für den Annahmevertrag sel­
ber. Eine Heirat zwischen dem Adoptivvater (der 
Adoptivmutter) und dem Adoptivkinde oder dessen 
Abkömmlingen ist gesetzlich verboten; ist aber die­
sem Verbot zuwider doch eine Ehe zwischen solchen 
Personen geschlossen, so ist dadurch das durch die 
Adoption zwischen ihnen begründete Rechtsverhält­
nis wieder aufgehoben. Mit der Aushebung der 
Adoption verlieren das Kind und seine Abkömm­
linge das Recht, den Familiennamen des Adoptiv­
vaters (der Adoptivmutter) ferner zu führen. Er­
folgt jedoch diese Aufhebung erst nach dem Tode 
eines der beiden Adoptiveltern, so behält das 
Kind das Recht, den Namen des Adoptivvaters wei­
ter zu führen. Eine in aller Form vorgenom­
mene Adoption kann sich unter Umständen hinterher 
als ungültig (nichtig) herausstellen; war z. B. 
zur Zeit der Annahme an Kindes Statt ein ehe­
liches Kind oder sonstiger ehelicher Abkömmling 
des Adoptierenden für tot erklärt, so ist die Adop­
tion rechtsungültig, wenn sich später herausstellh,, 
daß das für tot erklärte Kind usw. noch lebt oder 
zur Zeit der Adoption noch lebte, da nur der 
gültig adoptieren kann, der keine ehelichen Ab­
kömmlinge hat.

Annahme eines Schuldversprechens (305) siehe 
Schuldversprechen.

Annahme eines Vertragsantrages (einer Offerte) 
s. Vertrag, Vertragsantrag usw.; einer Erfüllung 
s. Erfüllung von Schuldverhältnissen; eines Pa­
kets, eines Frachtstücks s. daselbst; eines Guts s. 
Gutsübergabe; einer Erbschaft durch eine Frau s. 
Eingebrachtes Gut usw. 6; von Zahlungen durch 
den Vormund s. Vormund 6; eines Werkes, einer 
Arbeit, eines Baues s. Werkvertrag und Arbeits­
vertrag 2.

Annahme und Ausschlagung einer Erbschaft 
(1942 ff.). 1. Annahme oder Ausschlagung. 
Wer durch gesetzliche Bestimmung (s. „Gesetzliche Er­
ben") oder durch Testament oder Vertrag (Erb­
vertrag) als Erbe eines Verstorbenen berufen ist, 
erwirbt die Erbschaft (zu seinem Anteile) ohne wei­
teres mit dem Tode des Erblassers; er ist an dessen 
Stelle getreten, ist Eigentümer oder Miteigentümer 
seiner Grundstücke, seiner Wertpapiere, seines Haus­
rats usw geworden, ist aber auch in seine Schulden 
eingetreten, alles ohne daß es einer ausdrücklichen 
Erklärung von ihm, daß er die Erbschaft antre­
ten wolle, bedarf (vgl. „Erbteilung 1"). Auch der 
Besitz an den Sachen, die der Erblasser besaß (s. 
„Besitz"), geht auf ihn über (857). Andererseits 
soll er aber auch nicht gezwungen werden, gegen 
seinen Willen eine Erbschaft anzunehmen, die ihn 
mit schweren Verbindlichkeiten belasten oder nur 
seinen Gläubigern zugute kommen würde; er hat 
deshalb das Recht, die ihm angefallene Erbschaft 
auszuschlagen, und muß dies tun, wenn er nicht 
Erbe sein will. Wer daher erfährt, daß jemand 
gestorben ist, den er nach Gesetz, Testament oder 
Vertrag allein oder mit anderen beerbt, muß über­
legen, ob er die Erbschaft annehmen oder aus­
schlagen will. Will er sie annehmen (d. h. be­
halten), so braucht er dies nicht ausdrücklich zu er­
klären; denn er hat und behält die Erbschaft, wenn 
er sie nicht binnen der Ausschlagsfrist (s. nach­
stehend) ausschlägt. Er kann aber auch die An­
nahme, ausdrücklich oder stillschweigend, erklären; 
dann ist damit freilich sein Recht, die Erbschaft aus­
zuschlagen, erloschen. (Siehe über das, was ein 
Erbe unter Umständen vorsichtshalber zu tun hat, 
wenn er eine Erbschaft annimmt, unter „Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger" und „Erbschaftsschulden, Haf­
tung des Erben für die"). Solange der Erbe die 
Erbschaft weder angenommen, noch (bis zum Ablauf 
der Frist) ausgeschlagen hat, ist unentschieden, ob 
er Erbe wird (bleibt) oder nicht; die Erbschaft ist 
gewissermaßen in der Schwebe. Ob und in welchen 
Handlungen des Erben eine stillschweigende An­
nahme der Erbschaft zu finden ist, hat das Gericht 
(wenn es darüber zum Prozeß kommen sollte) zu 
ermessen. Hat der Erbe wie ein Eigentümer mit 
den Erbschaftssachen geschaltet und gewaltet, so kann 
nicht zweifelhaft sein, daß er die Erbschaft behalten 
will, ebenso wenn er die Ausstellung eines Erb­
scheins beantragt. Nimmt er dagegen Handlungen 
vor, die nur der Sicherung und Erhaltung des 
Nachlasses dienen sollen, so liegt darin keine An­
nahmeerklärung. — Will der Erbe die Erb­
schaft ausschlagen, so muß er dies binnen läng­
stens sechs Wochen tun; diese Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe vom Tode des 
Erblassers und dem Grunde seiner Berufung 
Kenntnis erlangt hat, ihm muß also bekannt sein: 
der Tod des Erblassers; sein Verhältnis zu ihm, 
als Verwandter oder Ehegatte, wenn er auf Grund 
dieses Verhältnisses sein gesetzlicher Erbe ist; aber 
auch, daß kein Verwandter ihm vorgeht oder daß 
der vorgehende und ihn ausschließende Verwandte 
weggefallen ist. Weiter muß ihm (im Falle der 
gesetzlichen Erbfolge) bekannt sein, daß keine letzt­
willige Verfügung des Verstorbenen vorliegt, wenig­
stens insofern, als die Frist nicht zu lausen bs- 
ginnt, solange er irrtümlich annimmt, daß. eine letzt­
willige Verfügung da sei. Jeder Irrtum des Erben, 
der seine Kenntnis von dem Erbanfall hindert, ver­
hindert auch, daß die Frist zu laufen beginnt. Be­
ruht die Erbschaft auf einem Testament oder Erb-



vertrage, so soll die Frist nicht eher beginnen, als 
bis die letztwillige Verfügung gerichtlich verkündet 
ist. (Auf den Lauf der Frist finden die Vorschriften 
der §§ 203 und 206 Anwendung; s. „Verjährung"). 
Für einen Nach erben (s. dort) beginnt die Frist 
nicht vor dem Anfalle der Nacherbschaft. Die Frist 
zur Ausschlagung beträgt ausnahmsweise sechs Mo­
nate, wenn der Erblasser seinen letzten Wohnsitz 
nur im Auslande gehabt hat oder wenn sich der 
Erbe bei dem Beginne der Frist im Auslande auf­
hält. Die Ausschlagung der Erbschaft muß 
in der Weise erfolgen, daß sie entweder vor 
dem Nachlaßgerichte (s. dort) zu Protokoll erklärt 
oder die Erklärung dem Nachlaßgerichte schriftlich, 
und zwar in öffentlich beglaubigter Form 
(s. „Form und Rechtsgeschäfte 3") eingereicht wird. 
Das Einfachste ist also, die Ausschlagungserklärung 
schriftlich aufzusetzen, seine Unterschrift gerichtlich 
oder notariell beglaubigen zu lassen und die Er­
klärung alsdann dem zuständigen Nachlaßgericht 
(vor Ablauf der Frist!) zu übersenden. Jede in an­
derer Weise, z. B. einem Nachlaßgläubiger oder 
einem Miterben gegenüber, abgegebene Erklärung 
ist ungültig. Die Erklärung kann zwar auch durch 
einen Bevollmächtigten abgegeben werden; es muß 
aber die Vollmacht beigesügt oder vor Ablauf der 
Ausschlagungsfrist nachgebracht und diese Vollmacht 
muß auch wieder in öffentlich beglaubigter Form 
ausgestellt sein. Der Ausschlagende muß geschäfts­
fähig sein. Für Nichtgeschästssähige gibt der gesetz­
liche Vertreter, Vormund usw. die Erklärung ab, die 
vormundschastsgerichtlich genehmigt werden muß. 
Auch die Inhaber der elterlichen Gewalt (Vater, 
Mutter) bedürfen zur Ausschlagung der Erbschaft 
für die von ihnen vertretenen Kinder der Geneh­
migung des Vormundschaftsgerichts (1643, 1822), 
die ebenfalls vor Ablauf der Ausschlagefrist erteilt 
und dem Nachlaßgericht zugegangen sein muß 
(1831); vgl. „Verwaltung usw. des Kindesvermö­
gens l'! und „Vormund 6B 5". Der Vater und 
die Mutter, wenn sie die elterliche Gewalt ausüben, 
bedürfen der vormundschaftlichen Genehmigung 
nicht, wenn der Anfall an das Kind erst durch ihre 
Ausschlagung eingetreten ist, z. B. dem Vater ist 
die Erbschaft nach seinem Vater angefallen, durch 
seine Ausschlagung fällt die Erbschaft dem Sohne 
an. Anders, wenn der Vater neben dem Kinde be­
rufen ist, z. B. nach seiner Ehefrau mit dem Kinde 
zusammen; in diesem Falle ist Genehmigung 
erforderlich. Verabsäumt der gesetzliche Vertreter die 
Ausschlagungsfrist, so gehen dadurch die von ihm 
Vertretenen des Ausschlagungsrechts verlustig. Es 
sind dann jedenfalls von dem gesetzlichen Vertreter 
diejenigen Sicherungsmaßregeln für sie zu ergreifen, 
von denen in dem Art. „Nachlaßschulden usw." 
unter 1 gehandelt wird. — Stirbt ein Erbe, solange 
er eine ihm angefallene Erbschaft noch ausschlagen 
konnte, so können seine Erben dies noch tun, und 
zwar mindestens solange, bis die ihnen wegen des 
Nachlasses ihres Erblassers zustehende Ausschla- 
gungssrist abgelaufen ist. Von mehreren Erben kann 
jeder den ihm zustehenden Erbteil ausschlagen.

Wer durch eine Verfügung von Todes wegen 
(Testament oder Erbvertrag) als Erbe berufen ist, 
kann, wenn er ohne die Verfügung als gesetzlicher 
Erbe berufen sein würde, die Erbschaft als einge­
setzter Erbe ausschlagen und als gesetzlicher Erbe an­
nehmen, wenn ihm dies vorteilhafter erscheint. 
Diese Bestimmung wird oft mißverstanden, der er­
strebte Erfolg tritt nur ein, wenn die Ausschlagung 
die Eröffnung der gesetzlichen Erbfolge zur Folge 

hat, also wenn weder eine Ersatzerbfolge noch eine 
Anwachsung auf Grund des Testamentes eintritt. 
Wer durch Testament und durch Erbvertrag als 
Erbe berufen ist- kann die Erbschaft aus dem einen 
Berufungsgrund annehmen und aus dem anderen 
ausschlagen (1948). Die Annahme gilt als nicht 
erfolgt, wenn der Erbe über den Berusungsgrund 
im Irrtume war. Die Ausschlagung erstreckt sich 
im Zweifel auf alle Berusungsgründe, die dem 
Erben zur Zeit der Erklärung bekannt sind (1949). 

Folge der Ausschlagung (1953). Schlägt 
ein Erbe die ihm angefallene Erbschaft oder den 
ihm angefallenen Erbteil aus, so fällt sein Teil dem 
zunächst durch Testament oder Gesetz Berufenen zu. 
Es ist so anzusehen als ob der Ausschlagende beim 
Tode des Erblassers nicht mehr gelebt hätte. Hin­
terläßt beispielsweise ein Erblasser als gesetzliche 
Erben nur zwei Söhne A. und B., die ihrerseits 
Kinder haben, und schlägt A. die Erbschaft aus, so 
sind an seiner Stelle seine Kinder berufen. Der 
Nachlaß würde zur Hälfte an den Sohn B., zur 
anderen Hälfte an die Kinder des ausschlagenden 
Sohnes A. nach Kopfteilen fallen. — Hat der Erb­
lasser ein Testament gemacht, in dem er mehrere 
Erben eingesetzt hat, so fragt es sich zunächst, ob 
er etwa für den Fall des Wegsallens eines Erben 
für diesen einen Ersatzerben (s. d.) ernannt hat; 
der Erbteil des Ausschlagenden fällt dann an den 
(die) Ersatzerben; sind keine Ersatzerben da, so wächst 
der Erbteil des Ausschlagenden den übrigen Er­
ben an (siehe „Anwachsung bei Miterben"). Schla­
gen alle eingesetzten Erben aus und sind keine Er­
satzerben benannt oder schlagen diese auch aus, so 
tritt die gesetzliche Erbfolge ein (s. „Gesetzliche Er­
ben"). — Das Nachlaßgericht soll demjenigen, dem 
infolge der Ausschlagung die Erbschaft zufällt, von 
der Ausschlagung Mitteilung machen, damit dieser 
nunmehr in der Lage ist, sich darüber schlüssig zu 
machen, ob er die Erbschaft nicht auch ausschlagen 
will.

Eine bedingte oder befristete Ausschlagung ist 
unwirksam!

Eine Ausschlagung einer Erbschaft zugunsten 
einer bestimmten Person in dem Sinne, daß 
der Ausschlagende selbst bestimmen könnte, an 
wen sein Erbteil nun fallen solle, gibt es nicht. Eine 
solche wird, wenn die begünstigte Person nicht die 
zunächst Berufene ist, als bedingte Ausschlagung un­
wirksam sein. Ist sie zugunsten der zunächst be­
rufenen Person erfolgt, so ist der Zusatz bedeu­
tungslos, und daher überflüssig. Die Zuwendung 
eines Erbteils an einen nicht zunächst Berufenen 
läßt sich nur durch Annahme der Erbschaft und 
Übereignung an diesen erreichen.

Die Ausschlagung der Erbschaft kann von etwai­
gen Gläubigern des Ausschlagenden nicht ange­
fochten werden. Gerät ein Erbe, nachdem ihm eine 
Erbschaft angesallen ist, in Konkurs, so hängt es 
allein von seinem Willen ab, ob er die Erbschaft 
annehmen (und damit den Nachlaß seinen Gläu­
bigern zuwenden) oder ob er sie ausschlagen will; 
die Ausschlagung kann von den Konkursgläubigern 
oder dem Konkursverwalter nicht angefochten wer­
den (KO. § 9).

Anfechtung der Annahme oder der Aus­
schlagung der Erbschaft durch den Erben selbst. 
Hat der Erbe die Erbschaft angenommen oder hat er 
sie ausgeschlagen, so kann er unter Umständen die 
daraus für ihn entstehenden Folgen dadurch ab­
wenden, daß er die Annahme oder die Ausschlagung 
ansicht (1954—1957). Aus welchen Gründen eine



solche Anfechtung zulässig ist, ergibt sich aus den 
allgemeinen Rechtsvorschriften (vergleiche darüber 
den Artikel „Anfechtung einer Willenserklärung 
usw."); es kommen hier in Betracht Irrtum, arg­
listige Täuschung, widerrechtliche Drohung. Die An­
fechtung ist auch dann zulässig, wenn die Annahme 
der Erbschaft dadurch herbeigeführt ist, daß der Erbe 
die Ausschlagungsfrist versäumt hat. Die An­
fechtung der Annahme gilt als Ausschlagung, die 
Anfechtung der Ausschlagung als Annahme der Erb­
schaft. Wegen der Art der Anfechtung und der 
dabei zu beachtenden Fristen ist aus die §§ 1954, 
1955 zu verweisen.

2. Rechtsverhältnis bis zur Entscheidung 
über Annahme oder Ausschlagung der Erb­
schaft. Sicherung des Nachlasses. Nachlaß­
pflegschaft. Solange der Erbe noch das Recht 
hat, die Erbschaft auszuschlagen, können die Gläu­
biger wegen der Nachlaßschulden nicht gerichtlich ge­
gen ihn Vorgehen. Der Erbe kann Zahlung oder son­
stige Leistung solange verweigern, bis er die Erbschaft 
angenommen hat oder die Ausschlagungsfrist (oben l) 
abgelausen ist. Besorgt der Erbe, der demnächst 
die Erbschaft ausschlägt, erbschastliche Geschäfte, so 
ist er demjenigen gegenüber, der nun Erbe wird, 
wie ein Geschäftsführer ohne Auftrag (s. dort) be­
rechtigt und verpflichtet. Er kann unaufschiebbare 
Verfügungen über Nachlaßsachen gültig vornehmen. 
Bis dahin, daß sich entscheidet, ob der Erbe die 
Erbschaft annimmt, wie auch in den Fällen, wenn 
der Erbe unbekannt oder wenn ungewiß ist, 
ob der berufene Erbe die Erbschaft angenommen 
hat, muß das Nachlaßgericht (s. dort) etwa nö­
tige Maßregeln zur Sicherung des Nach­
lasses treffen (1960—1962); es kann insbesondere 
die Anlegung von Siegeln, die Hinterlegung von 
Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten, sowie die 
Ausnahme eines Nachlaßverzeichnisses anordnen und 
für den, der demnächst Erbe wird, einen Pfleger 
(Nachlaßpfleger) bestellen (s. „Nachlaßpfleg- 
schaft"). Landesgesetzlich kann bestimmt werden, daß 
das Nachlaßgericht auch unter anderen, als den 
oben gedachten, Voraussetzungen die Anfertigung 
eines Nachlaßverzeichnisses, sowie bis zu dessen 
Vollendung die erforderlichen Sicherungsmaßregeln, 
insbesondere die Anlegung von Siegeln, von Amts 
wegen anordnen kann oder soll (EGBGB. 140). 
Damit das Nachlaßgericht von Todesfällen, die ein 
Einschreiten nötig machen, rechtzeitig Kenntnis er­
hält, sind landesrechtlich nähere Bestimmungen er­
lassen. In Preußen sollen die Ortspolizeibe­
hörden (oder die Gemeindebehörden, wenn 
ihnen diese Verpflichtung übertragen wird) dem 
Amtsgerichte über einen in seinem Bezirke einge­
tretenen Todesfall, der gerichtliche Maßregeln zur 
Sicherung des Nachlasses erfordert, Anzeige ma­
chen (Pr. FGG. 19); auch sind die Dorfgerichte 
(s. dort) für die Sicherung des Nachlasses zuständig. 
— In Bayern kann die Anlegung von Siegeln 
dem Bürgermeister übertragen werden. In drin­
genden Fällen soll er selber für die Sicherung des 
Nachlasses vorläufig durch Anlegung von Siegeln 
sorgen und dem Amtsgericht sofort Anzeige machen 
(AGBGB. DM.] 105). — In Württemberg 
erfolgt die von dem ordentlichen Nachlaßgericht an­
geordnete Anlegung von Siegeln und die Entsiege- 
lung durch zwei Waisenrichter, die in dringenden 
Fällen bei Abwesenheit des Vorsitzenden des Nach­
laßgerichts Siegelungen und Hinterlegungen selber 
anordnen können (AGBGB. [$ß.] 73). — In 
Hamburg haben die Polizeibehörden von jedem 

zu ihrer Kenntnis gelangenden Todesfälle, bei wel­
chem gerichtliche Maßregeln zur Sicherung des Nach­
lasses erforderlich erscheinen, dem Nachlaßgerichte^ 
in dessen Bezirk der Todesfall eingetreten ist, so­
fort Mitteilung zu machen. Die Polizeibehörden, 
haben bei Gefahr im Verzüge die für die Siche­
rung des Nachlasses erforderlichen Maßregeln zn 
treffen und die angeordneten Maßregeln dem Nach­
laßgericht unverzüglich anzuzeigen (FGG. [§.] 29).

Eine Nachlaßregulierung von Amtswegen 
findet nicht statt. Das Gesetz überläßt die Ord­
nung des Nachlasses und die Auseinandersetzung 
zwischen mehreren Erben den Beteiligten selber^ 
mischt sich also in den Nachlaß in der vorbezeich­
neten Weise nur ein, wenn besondere Umstände dies- 
zur Sicherung des Nachlasses erfordern. Über die 
Vermittlung des Nachlaßgerichts bei Erbauseinan- 
dersetzungen s. Erbteilung 3. Eine besondere Be­
stimmung ist noch für den Fall getroffen, daß zur 
Zeit des Todes des Erblassers die Geburt eines- 
Erben (Miterben) zu erwarten ist. Es must 
nämlich in diesem Falle, soweit es nötig ist, aus- 
dem Nachlasse oder dem Erbteil des zu erwartenden 
Kindes für den Unterhalt der Mutter bis zur 
Entbindung gesorgt werden (1963).

Annahmeverzug s. Zurückbehaltungsrecht; beim 
Handelskauf s. Handelskauf; des Gläubigers s. Ver-^ 
zug 2.

Annonce s. Inserat.
Anpreisungen, allgemeine, vonseiten eines Käu­

fers usw., s. Gewährleistung wegen Mängel usw. 1 
und Schwindelhafte Reklame 1.

Anrechnung (366, 367). A. schuldet dem B. aus 
einem Darlehn 150 M., ferner für gelieferte Wa­
ren 100 M., endlich aus einem Mietverhältnis- 
200 M.; er zahlt darauf dem B. 100 M. Es- 
fragt sich hier: Aus welche Schuld ist diese Zah­
lung anzurechnen? Dies kann aus verschiede­
nen Gründen von rechtlicher Bedeutung sein, z. B. 
wenn eine Forderung früher verjährt, als die an­
dere; wenn bloß für eine Forderung eine Sicher­
heit besteht usw. Es gilt zunächst der Satz, daß der 
Schuldner selbst bei der Zahlung bestimmen 
kann, welche Schuld dadurch (ganz ober teilweise), 
getilgt sein soll. Diese Bestimmung kann übrigens 
auch stillschweigend geschehen, ist also aus den Um­
ständen zu entnehmen (RG.). Trifft er solche 
Bestimmung nicht, so bestimmt das Gesetz, vorwie­
gend im Interesse des Schuldners, daß zunächst 
die fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schul­
den diejenige, welche dem Gläubiger geringere 
Sicherheit bietet; unter mehreren gleich sicheren 
die dem Schuldner lästigere, unter mehreren gleich 
lästigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter 
jede Schuld verhältnismäßig getilgt sein soll. 
Sollte etwa der Gläubiger gleich nach dem Emp­
fange der Zahlung dem Schuldner gegenüber be­
stimmen, auf welche Forderung er den Betrag an­
rechne, und der Schuldner sich dabei beruhigen, so 
würde allerdings diese Bestimmung rechtsverbind­
lich fein, aber nicht etwa, weil der Gläubiger be­
stimmen darf, sondern weil der Schuldner sich still­
schweigend einverstanden erklärt hat. Besonders 
gilt übrigens sür den Fall, daß der Schuldner 
außer der Hauptleistung (z. B. einem Darlehns- 
Kapital) Zinsen und Kosten zu entrichten ijnt; 
in solchem Fall ist gesetzlich eine zur Zahlung der 
ganzen Schuld (Kapital und Zinsen mit Kosten), 
nicht ausreichende Zahlung zunächst auf die 
Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die 
Hauptleistung anzurechnen. Wollte hier der Schuld-



Tier eine andere Anrechnung bestimmen, so könnte 
der Gläubiger die Annahme überhaupt ablehnen. 
Alles Vorstehende bezieht sich nicht nur auf Geld­
schulden, sondern auch auf andere Fälle, wo ein 
-Gläubiger aus mehreren Schuldverhältnissen zu 
gleichartigen Leistungen verpflichtet ist.

Wegen Anrechnung von Draufgeld, Angeld, 
'Mietspfennig usw. s. Draufgabe.

Nicht zu verwechseln ist Anrechnung mit Auf­
rechnung, s. dort.

Anrechnung empfangener Sachen usw. bei der 
'Erbteilung s. Ausgleichung unter Miterben; auf den 
Pflichtteil s. Pflichtteil 2.

Anschaffung von Waren und Wertpapieren s. 
Kaufmann.

Ansichtssendungen oder Mustersendungen (an 
Private) sind entweder unverlangte Sendungen 
<s. d.) und dann unverbindlich für den Empfänger 
oder verlangte Sendungen, aus denen etwas zum 
Kauf ausgewählt werden soll oder die zum Um­
tausch einer schon gekauften Sache dienen. Das ist 
nicht dasselbe wie ein Kauf zur Probe (s. d.), und 
<s entstehen auch größere Sorgfaltspflichten beim 
Empfänger, als es bei unverlangten Sendungen der 
Fall fein würde. Er hat dem Empfangenen die­
jenige Sorgfalt zuzuwenden, die er seinen eigenen 
Sachen widmet; es sind ja noch nicht seine eigenen 
Sachen, ehe er nicht etwas ausgewählt und dies 
gekauft hat; dann ist es ihm allerdings in diesem 
Augenblick übereignet, da der Besitz dann Eigen­
besitz wird. Die Gefahr für Untergang der noch 
nicht gekauften Sachen (also sowohl beim Hin- wie 
beim Rücktransport) hat der Verkäufer zu tragen, 
der Käufer beim Rücktransport nur für Verschulden 
^ähnlich dem Rechtssatz bei der „Leihe").

Ansprüche aus dem Eigentum s. Eigentumsan­
sprüche; Verjährung der, s. Verjährung.

Anspruchsverjahrung s. Verjährung.
Anstalten s. Stiftungen; als gesetzliche Erben 

s. Gesetzliche Erben 3; Haftung für ihre Beamten 
und Angestellten s. Beamte usw. 2. — Siehe auch 
Erziehungsanstalten.

Anstaltsvormundschaft s. Amtsvormundschaft.
Anstiftung, Haftung für den Schaden, s. Scha­

densersatz wegen unerlaubter Handlung 5.
Anteile an einer Gemeinschaft s. Gemeinschaft; 

an einer Erbschaft s. Erbteilung 2.
Antenne. Nach der Entscheidung des Reichsgerichts 

Band 126 S. 93 ist der Hausbesitzer nicht ver­
pflichtet, die Hoch- oder Dachantenne des Mieters zu 
dulden. Die Richtigkeit dieser Entscheidung ist viel­
fach bestritten. Hat der Eigentümer die Anbringung, 
wenn auch nur stillschweigend, gestattet, so verbleibt 
es dabei. Für etwaigen Schaden, der durch die 
Anbringung der Hochantenne verursacht wird, z. B. 
Dachschaden, hastet der Mieter, dem sie gehört, auch 
wird man dem Vermieter eine angemessene Ent­
schädigung für die Erlaubnis zum Halten der An­
tenne nicht versagen können. Die Anbringung einer 
Zimmerantenne kann der Vermieter nicht verbieten.

Antrag s. Vertrag usw.
Antretung einer Erbschaft s. Annahme und Aus­

schlagung einer Erbschaft.
Antwort, Verpflichtung zur, unter Kaufleuten, 

s. Handelsgeschäfte 1.
Anwachsung bei Miterben (2094, 2095). Es kann 

vorkommen, daß der einem Erben in einem Testa­
ment vermachte Erbteil sich infolge besonderer Um­
stände vergrößert; dies geschieht dadurch, daß ein 
Erbteil, der einem Miterben vermacht ist, den 
anderen Erben „anwächst", weil der zunächst 

Bedachte aus irgendwelchem Grunde wegfällt. Der 
Hauptfall ist, wenn der miteingesetzte Erbe vor dem 
Erblasser stirbt, ihn also nicht beerben kann. Aber 
ein solches Anwachsen findet nur unter bestimmten 
Voraussetzungen statt und nicht gegen den Willen 
des Erblassers, der das Anwachsen untersagen kann, 
z. B. wenn er will, daß die etwa Wegsallenden Erb­
teile seiner eingesetzten Erben seinen gesetzlichen 
Erben zufallen sollen. Meist aber denkt der Erb­
lasser, wenn er ein Testament macht, gar nicht 
daran, daß einer der von ihm eingesetzten Erben 
wegfallen könnte.^Das Gesetz muß also hier Vor­
sorge treffen; es bestimmt folgendes: Hat der Erb­
lasser über seinen Nachlaß in der Weise verfugt, 
daß er ganz an die eingesetzten Erben fallen soll, 
so daß für die gesetzlichen Erben nichts übrig 
bleibt, so bekommen diese auch dann nichts, wenn 
einer der eingesetzten Erben wegfällt; dieser frei­
gewordene Erbteil wächst dann den anderen ein­
gesetzten Erben an nach dem Verhältnisse ihrer 
Erbteile. Sind aber einige der Erben aus einen ge­
meinschaftlichen Erbteil eingesetzt, so tritt die An­
wachsung zunächst unter ihnen ein. Beispiel: L. 
hat seine drei Freunde A., B. und C. zu Erben 
seines ganzen Nachlasses eingesetzt; sein Neffe Z., der 
sein gesetzlicher Erbe sein würde, wenn er kein 
Testament gemacht hätte, geht leer aus. Nun stirbt
A. vor dem Erblasser. Sein Erbteil geht jetzt an
B. und C. zu gleichen Teilen über, so daß diese 
jeder die Hälfte des Nachlasses bekommen; Z. er­
hält wieder nichts. Hat aber X. seinem Frunde A. 
ein Drittel und seinem Freunde B. und dessen 
Frau zusammen zwei Drittel vermacht, so fällt, 
wenn B. vor dem Erblasser verstirbt, sein Erbteil 
seiner Frau zu, so daß diese nun zwei Drittel 
des Nachlasses erhält. — Eine andere Regelung 
greift Platz, wenn neben den eingesetzten Er­
ben gesetzliche Erben miterben, wenn also der 
Erblasser bloß über einen Teil seines Nachlasses 
zugunsten der von ihm eingesetzten Erben verfügt 
hat. X. bestimmt z. B. nur, daß seine Freunde A. 
und B. jeder ein Viertel seines Nachlasses erben 
sollen; dann fällt die andere Hälfte, über die er 
nicht verfügt hat, regelmäßig seinen gesetzlichen 
Erben zu (vergl. „Auslegung testamentarischer Be­
stimmungen"). Stirbt A. vor dem Erblasser, so 
fällt sein Teil nicht an den B., sondern auch an 
die gesetzlichen Erben. Eine Ausnahme hiervon tritt 
nur dann ein, wenn zwei oder mehrere der ein­
gesetzten Erben zusammen auf einen Erbteil 
angewiesen sind. Beispiel: X. bestimmt: „A. soll 
ein Drittel B. und seine Frau sollen gleichfalls 
ein Drittel meines Nachlasses erben." Dann fällt 
das Drittel, über das $. nicht verfügt hat, an seine 
gesetzlichen Erben. Stirbt nun B.s Frau vor dem 
Erblasser, so fällt ihr Anteil an dem gemeinsamen 
Drittel dem überlebenden Manne, nicht den gesetz­
lichen Erben zu. Alles dies gilt aber nur, wenn 
der Erblasser nicht etwas anderes bestimmt hat. 
Ferner gilt es nur unter der Voraussetzung, daß 
nicht im Testamente für den Fall, daß etwa ein 
eingesetzter Erbe wegfallen sollte, für diesen ein Er­
satzerbe bestimmt ist; s. „Ersatzerbe".

Anwaltskosten. Obgleich die Stellung und die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts eine absolut freie ist, 
sind doch einerseits zum Schutz des Publikums, im 
wesentlichen aber um einen unlauteren Wettbewerb 
zwischen Anwälten zu verhüten und diesen auch nach 
außen hin als Organe der Rechtspflege eine be­
sondere Stellung einzuräumen, einheitliche Ge­
bühren für die Tätigkeit der Anwälte festgesetzt. Die



Reichsgebührenordnung für Rechtsanwälte in der seit i 
dem 1. 4. 1927 geltenden Fassung, die sich auf die j 
Tätigkeit des Anwalts in einem Verfahren vor den i 
ordentlichen Gerichten, auf welche die Zivilprozeß- ! 
or'dnung, die Strafprozeßordnung, die Konkursord­
nung oder das Gesetz über den Vergleich zur Ab­
wendung des Konkurses bezieht, geht davon aus, 
daß die Tätigkeit des Anwalts ohne Rücksicht auf 
die aufgewendete Arbeit lediglich nach der Höhe 
des Streitgegenstandes zu bewerten ist. Demeut- 
sprechend enthält der Anwalt für die einzelnen 
kostenpflichtigen Akte eine festgesetzte Gebühr, auch 
wenn er lediglich eine diesbezügliche formale ge­
ringfügige Tätigkeit ausgeübt hat, z. B. einen vom 
Gericht erlassenen Beweisbeschluß der Partei mit­
geteilt hat, oder einen Schriftsatz lediglich unter­
zeichnet hat (§ 4 Rechtsanwalts-Ordnung).

Betont werden muß ferner, daß die Tätigkeit 
des Anwalts auch durchaus unabhängig von der 
Länge eines Prozesses, von der Anzahl der in die­
sem gewechselten Schriftsätze sowie von der Zahl 
der stattgefundenen Termine ist.

Die den Anwälten zu entrichtende Zahlung wird 
als „Gebühr" bezeichnet, und wird durch die im 
Gesetz im einzelnen aufgezählten kostenpflichtigen 
Tätigkeiten verdient. Im allgemeinen können bei 
einer Prozeßführung 3^/z derartige Gebühren ent­
stehen. 1. Für den Geschäftsbetrieb einschließlich der 
Information (Prozeßgebühr). 2. Für die mündliche 
Verhandlung (Verhandlungsgebühr). 3. Für die 
Mitwirkung bei einem zur Beilegung des Rechts­
streits abgeschlossenen Vergleich (Vergleichsgebühr).
4. Als halbe Gebühr für die Vertretung bei dem 
Beweisverfahren (Beweisgebühr).

Die Höhe der Gebühren beträgt bei
RM. 20.— . . . = 2— RM. 

bis „ 60.— . . . = 4.— „
„ „ 100.— . . . = 6.— „
„ „ 150— . . . = 8.— „
„ „ 200.- 10.- „

Bei höheren Streitwerten ist sie prozentual ge­
staffelt und zwar von 5o/o bis herab auf Des
ferneren kennt die Gebührenordnung 3/io sowie 2/io 
Gebühr, mit der Maßgabe, daß auch bet einer 
2/io Gebühr der niedrigste Betrag RM. 1.— ist, 
und in der Berufung sowie in der Revision der Be­
trag sich um 3 Zehnteile erhöht. Im einzelnen 
muß insbesondere hinsichtlich der Gebühr im Kon­
kursverfahren und im Vergleichsverfahren zur Ab­
wendung des Konkurses auf das Gesetz verwiesen 
werden. Hier kann lediglich bemerkt werden, daß 
der Anwalt Anspruch auf Erstattung der bei Aus­
führung des Auftrages entstandenen Post-, Tele­
graphen- und Fernsprechgebühren hat, nicht jedoch 
grundsätzlich auf Schreibgebühren. Handelt es sich 
um Geschäfte außerhalb des Wohnsitzes, so können 
für Geschäftsreisen Tage- und Übernachtungsgelder, 
Abwesenheitsgelder, sowie Fahrkosten berechnet 
werden.

Eine angemessene Vergütung steht den Anwälten 
für die Ausarbeitung eines Gutachtens zu sowie für 
eine Tätigkeit, die im Gesetz nicht besonders ge­
regelt ist.

Der Auftraggeber ist verpflichtet einen ange­
messenen Vorschuß zu zahlen, andernfalls der An­
walt zur Niederlegung des Mandates befugt ist.

Neben der Reichsgebührenordnung bestehen ein­
zelne Gebührenordnungen in den Ländern, die das 
Entgelt für die nicht reichsrechtlich geregelte Tätigkeit 
festlegen. Aus sie kann nur verwiesen werden. Sie 
enthalten, soweit sie nicht auf die Reichsgebühren­

ordnung auch für andere Verfahren verweisen, Be­
stimmungen über die Vergütung im Zwangsversteige­
rungsverfahren, für Anträge, Erklärungen und Be­
schwerden an Behörden und Privatpersonen. Die 
Höhe der einzelnen Gebühr ist bei weitem gering­
fügiger als nach Neichsrecht (z. B. in Preußen bei 
1000 NM. 8 NM. statt 45 NM.) und entspricht in 
Preußen den preußischen Genichtskosten und der 
Gebührenordnung für Notare.

Zulässig ist die Vereinbarung eines Sonderhono­
rars, sofern es sich in angemessenen Grenzen hält. 
Bestritten, aber überwiegend für unzulässig erklärt 
ist die Vereinbarung eines anteiligen Erfolgshono­
rars, d. h. die Honorierung des Anwalts entspre­
chend der von ihm erstrittenen Streitsumme.

Anwaltszwang (§ 78 ZPO. n. § 11 Arbeits- 
gerichtsges.). Während vor dem Amtsgericht jed­
wede geschäftsfähige Person sich selbst vertreten kann, 
besteht vor den Gerichten höherer Instanzen ein­
schließlich der Landgerichte grundsätzlich Anwalts­
zwang. Die rechtsuchende Partei ist daher ver­
pflichtet, soweit es sich nicht um ein Verfahren vor 
einem beauftragten oder ersuchten Richter sowie le­
diglich um Prozeßhandlungen handelt, welche auch 
vor dem Urkundsbeamten vorgenommen werden kön­
nen, (z. B. Kostenfestsetzung und Armenrechtsge­
such, Gesuch um Beweissicherung, Beschwerden, Ar­
restgesuche), sich vor den Landgerichten und allen 
höheren Gerichten durch einen bei diesem Gericht 
zugelassenen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Ist 
die Partei hierzu aus pekuniären Gründen nicht in 
der Lage, so wird ihr entsprechend auf ihren An­
trag durch das Gericht ein Anwalt beigeordnet, der 
auf Grund der Bevollmächtigung durch die Par­
teien verpflichtet ist, unentgeltlich für sie aufzu­
treten und der aus der Staatskasse eine im ein­
zelnen geregelte, nach oben hin stark begrenzte Ver­
gütung hierfür erhält.

Eine Ausnahme besteht für das Landesarbeitsge- 
ticht, vor dem Mitglieder und Angestellte wirt­
schaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern oder Ar­
beitnehmern oder von Verbänden solcher Vereini­
gungen auftreten können, die kraft .Satzung oder 
Vollmacht zur Vertretung befugt find, sofern die 
Vereinigung, der Verband oder Mitglieder der Ver­
einigung Partei sind.

Anweisungen (783 ff.). 1. Die „Anweisung" ist 
entstanden aus dem Bedürfnis des Verkehrs nach 
Erleichterung von Auszahlungen. Die An­
weisung (Anweisungserklärung) ist eine schriftliche 
Erklärung (Urkunde), in welcher der „Anweisende" 
jemanden (den „Angewiesenen") anweist, an eine 
andere Person (den „Anweisungsempfänger") eine 
bestimmte Geldsumme auszuzahlen oder Wertpapiere 
oder andere „vertretbare" Sachen zu leisten (zu 
liefern). Dadurch, daß der Anweisende diese Ur­
kunde (die Anweisung) dem anderen aushändigt, 
ermächtigt er ihn, die Zahlung (Leistung) bei dem 
Angewiesenen im eigenen Namen zu erheben; der 
Angewiesene ist dadurch ermächtigt, für Rechnung 
des Anweisenden an den Anweisungsempfänger zu 
zahlen (zu leisten). Grund und Zweck einer An­
weisung können natürlich sehr verschiedener Art sein; 
es kann sein, daß der Anweisende dem Anweisungs­
empfänger einen Betrag schuldet, den er andererseits 
vom Angewiesenen zu fordern hat; hier vermittelt 
die Anweisung auf einfachste Weise die Ausglei­
chung zwischen den Beteiligten. Es kann aber auch 
sein, daß der Anweisungsempfänger durch die auf 
Grund der Anweisung empfangene Zahlung erst 
Schuldner des Anweisenden zu dem erhaltenen Be-



trage werden soll. Es ist möglich, daß die An­
weisung erfolgt, um dem Empfänger den angewie­
senen Betrag zu schenken; es kann aber auch sein, 
daß der Anweisungsempfänger den erhobenen Be­
trag für Rechnung des Anweisenden verwenden oder 
an ihn abliefern soll. Der sog. Kreditbrief ist 
nichts als eine Anweisung. Nicht dagegen unterliegt 
die einfache Postanweisung den Vorschriften über 
Anweisung. Auch die Hingabe eines Schecks oder 
Wechsels stellt sich als selbständiges Rechtsgeschäft 
dar, jedoch kann ein wegen Formmangels un­
gültiger Wechsel unter Umständen in eine Anwei­
sung umgedeutet werden.

Der Angewiesene hat die für Rechnung des Au­
weisenden ausgezahlte Summe nur mit diesem zu 
verrechnen. Der Anweisungsempsänger ist befugt, 
die Zahlung im eigenen Namen zu erheben, einer­
lei, ob er nach der zwischen ihm und dem An­
weisenden getroffenen Vereinbarung die Zahlung 
für sich behalten darf oder ob er sie an jenen 
herausgeben muß. Soll der Empfänger der Ur­
kunde nicht befugt sein, das Geld im eigenen Na­
men zu erheben, sondern nur ermächtigt (beauftragt) 
sein, die Zahlung im Namen des Auftrag­
gebers in Empfang zu nehmen, so liegt keine An­
weisung, sondern ein sog. Jnkassomandat vor. 
Die Anweisung, für welche die hier mitgeteilten, 
gesetzlichen Vorschriften gegeben sind, setzt, wie schon 
gesagt, schriftliche Abfassung voraus; ist die An­
weisung bloß mündlich erfolgt, so hängt es von der 
Auslegung des Willens der Beteiligten ab, welche 
Bedeutung und welche rechtlichen Folgen ihr bei­
zumessen sind.

2. Der Angewiesene ist durch die Anweisung 
nur ermächtigt, an den Anweisungsempfänger zu 
zahlen (zu leisten); es liegt diesem gegenüber aber 
noch keine Verpflichtung für ihn vor. Es steht in 
feinem Belieben, ob er die Anweisung annehmen 
will oder nicht. Selbst wenn er Schuldner des 
Anweisenden ist, braucht er dennoch die Anweisung 
nicht zu befolgen. Erst wenn er dem Anweisungs­
empfänger gegenüber die Anweisung angenommen 
hat, ist er diesem unwiderruflich zur Zahlung (Lei­
stung) verpflichtet. Die Annahme muß, um gül­
tig zu sein, durch einen schriftlichen Vermerk, 
der auf die Urkunde selbst zu setzen ist, ge­
schehen. Es kann übrigens auch die dem Anwei­
sungsempfänger vom Anweisenden behändigte An­
weisung schon im voraus mit der schriftlichen An­
nahmeerklärung des Angewiesenen versehen sein; in 
diesem Falle wird der Angewiesene dem Empfänger 
gegenüber erst mit dem Augenblick der Aushändi­
gung der Anweisung an ihn verpflichtet. Der An­
gewiesene kann, wenn er angenommen hat, dem An­
weisungsempfänger nur solche Einwendungen ent­
gegensetzen, die die Gültigkeit der Annahme be­
treffen oder sich aus dem Inhalte der Annahme 
ergeben oder dem Angewiesenen unmittelbar gegen 
den Anweisungsempfänger zustehen. Der Angewie­
sene ist nur gegen Aushändigung der An­
weisung zur Zahlung (Leistung) verpflichtet. Der 
Anspruch des Anweisungsempfängers gegen den 
Angewiesenen aus der Annahme verjährt 
in drei Jahren; die Verjährungsfrist beginnt 
mit der Aushändigung der Anweisung an 
den Empfänger. Ist die Anweisung gerade 
zu dem Zwecke erfolgt, damit der Angewiesene 
durch Zahlung eine Schuld an den Anweisenden tilge 
(Anweisung auf Schuld), so wird der Angewiesene 
durch die Zahlung (Leistung) an den Anweisungs­
empfänger in Höhe dieser Zahlung (Leistung) von 

seiner Schuld befreit; dies gilt aber nicht schon 
für den Fall, daß bloß ein Schuldverhältnis zwi­
schen dem Angewiesenen und dem Anweisenden be­
steht. Erteilt der Anweisende die Anweisung zu 
dem Zwecke, um damit seinerseits eine Schuld an 
den Empfänger abzutragen, so gilt die Schuld, selbst 
wenn der Angewiesene die Anweisung angenommen 
hat, erst dann als getilgt, wenn wirkliche Zah­
lung an den Anweisungsempfänger erfolgt ist; denn: 
Anweisung ist keine Zahlung. Unter „Zahlung" 
ist hier aber nicht bloß eine effektive Zahlung des 
angewiesenen Betrages an den Anweisungsempfän­
ger zu verstehen, sondern jede andere Art von Lei­
stung, die der Empfangsberechtigte als Zahlung oder 
an Zahlungs Statt annimmt. Eine Stundung (Kre­
ditierung) des angewiesenen Betrages ist aber keine 
Zahlung.

3. Nach den im Verkehr geltenden Grundsätzen 
von Treu und Glauben ist der, welcher eine An­
weisung ausgestellt und behändigt hat, zu der Er­
wartung berechtigt, daß der Empfänger ihn im 
Falle der Nichthonorierung (Nichteinlösung) der An­
weisung benachrichtigen werde, damit er rechtzeitig 
seine Rechte wahren kann. Der Anweisungsemp­
fänger ist daher gesetzlich verpflichtet, dem Anwei­
senden unverzüglich anzuzeigen, wenn der An­
gewiesene vor dem Eintritt der Zahlungs-(Lei- 
stungs-)Zei't die Annahme ablehnt oder wenn er 
demnächst die Zahlung (Leistung) selbst verweigert. 
Ebenso muß er dem Anweisenden Anzeige machen, 
wenn er etwa die Anweisung nicht geltend machen 
kann oder, z. B. bei einem Kreditbrief, nicht geltend 
machen will. Die schuldvolle Versäumung recht­
zeitiger Benachrichtigung zieht immer die Verpflich­
tung des Empfängers zum Schadensersatz an den 
Anweisende nach sich. Es hängt'von den beson­
deren Verhältnissen des einzelnen Falles ab, ob 
eine Benachrichtigung als „unverzüglich" erfolgt an­
zusehen ist oder ob sie zeitiger hätte geschehen 
können und müssen.

4. Widerruf und Erlöschen ber Anwei­
sung. Der Anweisende kann die Anweisung jeder­
zeit widerrufen; der Widerruf ist erst dann nicht 
mehr zulässig, wenn der Angewiesene schon gezahlt 
oder wenn er auch nur die Anweisung in ordnungs­
mäßiger Weise angenommen hat.' Dies gilt selbst
dann, wenn der Anweisende etwa infolge eines 

* zwischen ihm und dem Empfänger der Anweisung 
j bestehenden besonderen Rechtsverhältnisses zum Wi- 
! derruf nicht befugt wäre; der Widerruf gilt dem 
| Angewiesenen gegenüber trotzdem; er darf weder 
| annehmen noch zahlen. Dem Anweisungsempfän- 
I ger bleiben freilich seine etwaigen Schadensan­

sprüche aus dem widerrechtlich erfolgten Widerruf 
der Anweisung gegen den Anweisenden Vorbehal­
ten. Durch den Tod oder eine etwa später ein­
tretende Geschäftsunfähigkeit (s. „Geschäfts­
fähigkeit") des einen oder anderen der bei einer 
Anweisung Beteiligten erlischt die Anweisung nicht.

5. Übertragung (Abtretung, Zession) 
einer Anweisung. Die Anweisung kann vom 
Empfänger beliebig verkauft, verschenkt oder sonst 
an einen anderen abgetreten werden, der nun an 
die Stelle des ersten Anweisungsempfängers tritt.

! Di-e Übertragungs- (Abtretungs-) Erklärung muß 
j jedoch schriftlich abgegeben werden; dagegen ist 

nicht nötig, daß die Abtretung aus die Anweisung 
selbst gesetzt wird. Zur Rechtsgiltigkeit der Über­
tragung ist aber ferner nötig, daß die Anweisung 
dem neuen Erwerber ausgehändigt wird. Der 
Anweisende kann freilich bestimmen, daß eine Über-



tragung nicht statthaft sein soll; diese Bestimmung 
ist aber dem Angewiesenen gegenüber nur wirk­
sam, wenn sie sich aus der Anweisung selbst ergibt 
oder wenn sie vom Anweisenden dem Angewiesenen 
mitgeteilt ist, ehe dieser die Anweisung angenommen 
ober auf Grund der Anweisung gezahlt hat. Nimmt 
der Angewiesene die Anweisung dem neuen Erwerber 
gegenüber an, so kann er aus einem zwischen ihm 
und dem ursprünglichen Anweisungsempsänger etwa 
bestehenden Rechtsverhältnis keine Einwendungen 
herleiten. Im übrigen finden aus die Übertragung 
einer Anweisung die für die Abtretung von Forde­
rungen geltenden Vorschriften (s. „Abtretung einer 
Forderung") entsprechende Anwendung.

6. Für kaufmännische Anweisungen gelten 
noch einige besondere Vorschriften; s. „Handelsge­
schäfte".

Anzeige s. Inserat; eines Fundes s. Gefundene 
Sachen 1.

Apotheker, Sachen, die ihnen nicht gepfändet 
werden können, s. Pfändung in der Zwangsvoll­
streckung usw. 1; — ist Kaufmann, s. Kaufmann, 
Handelsgewerbe 1.

Arbeiten, Verpflichtung der Frau zu — im 
Hauswesen, s. Ehegatten 1; der Kinder desgl. s. 
Ekkern und Kinder 2.

Arbeiter, gewerbliche, welche Sachen ihnen nicht 
gepfändet werden können, s. Pfändung in der 
Zwangsvollstreckung 1; Versicherung gegen Unfälle 
s. Haftpflicht usw. 1; Annahme von, s. Arbeits­
vertrag und Miete usw. 1; Kündigung eines, s. 
Kündigung; Haftung für Tierschaden s. Tier usw.; 
Schadenszufügung durch, s. Miete usw. 2; Scha­
densersatz wegen unerl. Handl. 4 und Haftpflicht 
usw. 3.

Arbeitgeber s. Arbeitsvertrag; Haftung für Scha­
den s. Schadensersatz wegen unerl. Handl. 4; Haf­
tung für Unfälle s. Haftpflicht der Eisenbahnen usw.

Arbeitsangebote s. Vertrag, Vertragsantrag 2.
Arbeitsfähigkeit, Verlust oder Minderung der, 

s. Schadensersatz wegen unerlaubter Handlungen.
Arbeitsgeräte ber Frau s. Ehegatten 3; der 

Kinder s. Verwaltung und Nutzung des Kindesver­
mögens usw. 2a; Schutz der Modelle von, s. Mu­
sterschutz.

Arbeitslohn s. Arbeitsvertrag 1; der Kinder, 
Verwendung durch den Vater, s. Eltern und Kin­
der 2.

Arbeits- oder Dienstlohn, Pfändung (Beschlag­
nahme) von (RG. 21. 6. 69, 29. 3. 97, 17. 5. 98, 
III, 25. 6. 19, Gutt. Slg. Nr. 55). Die Pfändung 
(Beschlagnahme) von Lohnforderungen ist, 
hauptsächlich im Interesse der arbeitenden und die­
nenden Klasse, nach besonderer gesetzlicher Vor­
schrift nur in beschränkter Weise zulässig. Nach den 
sonst geltenden allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
stände nichts entgegen, daß jemand, der von einem 
Angestellten oder Arbeiter oder Dienstboten recht­
mäßig etwas zu fordern hat, das er in Güte nicht 
erlangen kann, den Lohn pfänden ließe, ja daß er 
ihn auch schon im voraus pfänden ließe. Das Ge­
setz hat aber wesentliche Einschränkungen festgesetzt:

1. Der Arbeits- oder Dienstlohn kann, so­
weit nicht die später zu erwähnenden Ausnahmen 
vorliegen, von einem Gläubiger erst dann mit Be­
schlag belegt ober gepfändet werden, wenn erstens 
die Leistung ber Arbeiten ober Dienste schon erfolgt 
ist und zweitens der Tag, an dem der Lohn fällig 
war (also die Auszahlung von dem Arbeiter, Dienst­
boten usw. gefordert werden konnte) abgelausen 
ist, ohne daß der Berechtigte den Lohn eingefordert 

hat. Ist also beispielsweise der Wochenlohn dem 
Schuldner am Sonnabend abend zu zahlen oder der 
Dienstlohn nach Ablauf des Vieteljahres am ersten 
Tage des nächsten Quartals zu zahlen, so ist eine 
Pfändung des Wochenlohns oder des Vierteljahrs­
lohns erst zulässig, wenn ber Arbeiter (der Haus­
angestellte) den Sonnabend (den ersten Tag des 
neuen Quartals) hat verstreichen lassen, ohne seinen 
Lohn zu fordern; er hat es also in der Hand, 
die Pfändung seines verdienten Lohnes bei seinem 
Arbeitgeber oder Dienstherrn dadurch unmöglich zu 
machen, daß er sofort nach eingetretener Fälligkeit 
den Lohn fordert. Etwaige Vereinbarungen,durch 
die diese Bestimmung des Gesetzes ausgeschlossen 
oder beschränkt werden soll, ebenso Umgehungen 
durch Abtretung usw., sind ohne rechtliche Wirk­
samkeit. Als Arbeits- ober Dienstlohn im 
Sinne des Gesetzes gilt jede Vergütung für Ar­
beiten oder Dienste, die aus Grund eines Arbeits­
oder Dienstverhältnisses irgendwelcher Art von je­
mandem, sei dieser nun Arbeiter, Dienstbote, 
Privatbeamter, Künstler, Arzt usw., geleistet 
werden, sofern das fragliche Arbeits- oder Dienstver­
hältnis die Erwerbstätigkeit des Lohnberech­
tigten vollständig ober doch hauptsächlich 
in Anspruch nimmt; wer nur gelegentlich oder 
nebenher Arbeiten oder Dienste verrichtet, kann gegen 
die Pfändung der ihm dafür zu zahlenden Vergü­
tung auf Orund der mitgeteilten Gesetzesbestimmung 
keine Einwendung erheben. Der Lohn ist bis zur 
Summe von 30 Goldmark für die Woche und, so­
weit er diesen Betrag übersteigt, zu Vs des Mehr­
betrags unpfändbar; hat der Schuldner Unterhalts­
verpflichtungen gegenüber Familienangehörigen, so 
erhöht sich der unpfändbare Teil für jede zu unter­
haltende Person um 1/6, höchstens jedoch auf 2/s des 
Mehrbetrags (nicht anwendbar, wenn der Lohn 
100 M. für die Woche übersteigt): Die Bestimmun­
gen gelten auch für die Pfändung des Ruhegehaltes 
und für die den Handlungsgehilfen zustehenden Kvn- 
kurrenzklauselentschädigungen.

2. Ausnahmen. Die vorstehend besprochene 
gesetzliche Beschränkung des Gläubigers bei der Pfän­
dung (Beschlagnahme) von Arbeits- ober Dienst­
lohnforderungen seines Schuldners kommt aber in 
gewissen Fällen ausnahmsweise nicht zur Anwen­
dung.

a) Auf die Gehälter und sonstigen Dienstbezüge 
der öffentlichen Beamten bezieht sich die Vor­
schrift nicht; für die Pfändung dieser Ansprüche 
gelten besondere Bestimmungen; siehe darüber den 
Artikel „Pfändung in der Zwangsvollstreckung usw." 
unter 2.

b) Ist der Schuldner mit direkten persön­
lichen Staatssteuern oder Kommunalabga­
ben (derartige Abgaben an Kreise, Kirchen, Schulen 
und sonstige Kommunalverbände mit eingeschlossen) 
im Rückstände, so kann die Steuerbehörde auch Ar­
beits- oder Dienstlohnsorderungen ihres Schuldners 
nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen pfänden 
lassen, sofern diese Steuern und Abgaben nicht seit 
länger als drei Monaten fällig geworden sind.

c) Besteht die Forderung des Gläubigers darin, 
daß er als Verwandter oder als Ehegatte oder 
als früherer Ehegatte des Schuldners von ihm 
gesetzliche Unterhaltsbeiträge (Alimente) 
zu fordern hat, und zwar für die Zeit nach der Er­
hebung der Klage und für das diesem Zeitpunkt 
vorausgehende letzte Vierteljahr, so kann er eine 
Arbeits- oder Dienstlohnforderung des Schuldners 
ohne die oben unter 1 gedachten Beschränkungen
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Pfänden lassen, also auch, ehe der Lohn verdient 
oder der Zahltag abgelaufen ist. Wegen etwaiger 
Alimente für eine weiter zurückliegende Zeit unter­
liegt dagegen seine Pfändungsbesugnis wieder den 
mitgeteilten Beschränkungen.

d) Dasselbe, was eben unter c gesagt ist, gilt 
auch für die zwangsweise Beitreibung von Alimen­
ten für uneheliche Kinder gegen den außer­
ehelichen Vater; es ist also an sich unbeschränkte 
Pfändung des Lohnes usw. zulässig. Davon macht 
jedoch das Gesetz wiederum, im Interesse der eige­
nen Familie des Schuldners, die Ausnahme, daß 
der Schuldner gegen die Pfändung Einwendungen 
(ZPO. 766) erheben kann, wenn und soweit er 
zur Bestreitung seines eigenen notdürtigen (nicht 
des standesmäßigen) Unterhalts oder zur Erfüllung 
der ihm seinen Verwandten (Kinder, Eltern), 
seiner Ehefrau oder seiner früheren Ehe­
frau gegenüber gesetzlich obliegenden Unterhalts­
verpflichtungen (s. „Unterhaltspflicht") des gepfän­
deten Lohnes selber bedarf. Hierbei dürfen aber 
nur die Leistungen berücksichtigt werden, die vermöge 
einer solchen Unterhaltspflicht für den nämlichen 
Zeitraum zu entrichten sind.

3. Über die Vornahme von Beschlagnahme 
oder Pfändung enthält die Zivilprozeßord­
nung §§ 828 ff. die näheren Vorschriften. Der 
Antrag auf Vornahme der Pfändung ist an das 
Amtsgericht zu richten, welches durch Beschluß 
die Beschlagnahme ausspricht. Wird eine Beschlag­
nahme (Pfändung) den vorstehend mitgeteilten ge­
setzlichen Bestimmungen zuwider vom Gerichte ver­
fugt, so ist es Sache des Schuldners, unter Berufung 
auf die gedachten Vorschriften Einwendung ge­
gen die Beschlagnahme (Pfändung) beim Amtsge­
richt zu erheben (ZPO. 766). Sind Alimente für 
ein uneheliches Kind beizutreiben, so kann der Vor­
mund gegebenenfalls den begründeten Einwendun­
gen des Schuldners von vornherein dadurch begeg- 
nen, daß er nicht die ganze Lohnforderung, sondem 
nur einen den Verhältnissen entsprechenden Teil 
des Lohnes pfänden läßt.

Arbeits- oder Dienstverhältnis f. Arbeits- und 
Dienstvertrag; Kündigung eines, s. Kündigung.

Arbeitsunterbrechung, kurze, s. Arbeits- und 
Dienstvertrag 4.

Arbeitsverhältnis einer Frau f. Ehegatten 1; 
selbständiges Eingehen durch einen Minderjährigen 
f. Geschäftsfähigkeit 3.

Arbeitsversäumnis s. Arbeits- und Dienstver­
trag.

Arbeits- und Dienstvertrag (611—630, HGB. 
59 ff., GewO. 105 ff.) 1. Im Laufe der letzten Jahr­
zehnte haben sich die Benennungen „Arbeitsrecht" 
und „Arbeitsvertrag" eingebürgert für Rechtsver­
hältnisse, die man früher als Dienstverträge und 
dgl. bezeichnete und das bürgerliche Recht heute 
noch so bezeichnet, solange das geplante Arbeits­
vertragsgesetz sowie das im Entwurf vorliegende 
Hausgehilfengesetz noch nicht erlassen sind. Dabei ist 
aber natürlich eine gewisse Veränderung der Rechts­
begriffe vor sich gegangen, indem der Arbeitsver­
trag mehr die sozialen Verhältnisse zwischen Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer betont und sich außer- 
dem erweitert hat durch die Kollektivarbeitsverträge 
(vgl. d. Art. Tarifvertrag). Trotzdem aber richtet 
sich einstweilen die bürgerlichrechtliche Seite des Ar­
beitsvertragsrechts noch ganz wesentlich nach den 
Gesetzesstellen, die den „Dienstvertrag" behandeln, 
nur ergänzt durch öffentlichrechtliche Einflüsse, wie 
Bestimmungen über die Arbeitsstätte, über Unfall­

verhütung, über Fürsorge, Arbeitszeit und dgl., was 
in der GewO, und einer Reihe von Spezialgesetzen 
geregelt ist, hier aber nicht in den Einzelheiten zu 
behandeln ist (Gutt. Slg. Nr. 6 [GtetoD.], Nr. 138 
a, b, c, d usw. sArbeitsrechtliche Gesetze und Ver­
ordnungen^).

Durch einen Arbeits- oder Dienstvertrag 
verpflichtet sich der eine Teil dem anderen zu 
Diensten irgendwelcher Art gegen Entgelt. 
Solche Verträge werden also geschlossen beispiels­
weise zwischen dem Fabrikbesitzer und dem Fabrik­
arbeiter, zwischen dem Haushaltungsvorstand und 
dem Hauspersonal, zwischen dem Gutsbesitzer und 
seinen Landarbeitern, zwischen dem Handwerksmei­
ster und seinen Gesellen, dem Geschäftsinhaber und 
seinen Ladengehilfen usw. usw. Die Rechtsverhält­
nisse zwischen den Beteiligten sind aber nach der 
Art der Personen und der Dienste sehr verschiedener 
Natur und sind daher zum Teil in besonderen 
Gesetzen geregelt. Das Bürgerliche Gesetzbuch 
regelt die Verhältnisse des Dienstvertrages für ganz 
Deutschland gleichmäßig insoweit, als diese Ver­
hältnisse nicht durch andere Reichsgesetze geordnet 
sind oder den Landesregierungen Vorbehalten ist, 
sie für ihre Gebiete unabhängig von der Reichsgesetz­
gebung zu ordnen. Die nachstehend mitgeteilten 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über den 
Dienstvertrag ergreifen daher insbesondere nicht die 
nachfolgend unter a bis e bezeichneten Dienstver­
hältnisse, soweit diese durch die sie betreffenden 
besonderen Reichsgesetze oder zugelassenen Lan­
desgesetze abweichend von den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs geordnet sind und diese 
Sonderbestimmungen nicht als durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch aufgehoben zu betrachten find (EGBGB. 
32). Ob hiernach für die Entscheidung einer Frage 
die allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs über den Dienstvertrag oder die Bestimmun­
gen eines besonderen Reichs- oder Landesgesetzes 
maßgebend sind, kann im einzelnen Fall besonders 
deshalb sehr zweifelhaft sein, weil eben geprüft wer­
den muß, ob die Bestimmung des Sondergesetzes 
nicht durch das Bürgerliche Gesetzbuch hat aufgehoben 
sein sollen, worüber im Streitfall das Ermessen 
des Gerichts entscheiden muß.. Die hier vor allem 
in Betracht kommenden besonderen Dienstverhält­
nisse sind diejenigen:

a) der Handlungsgehilfen (s. „Handlungs­
gehilfen") und der Schiffer (deren Verhältnisse 
durch das Handelsgesetzbuch geregelt sind);

b) der Schiffsmannschaft (Seemannsordnung 
vom 2. Ium 1902);

c) der gewerblichen Arbeiter (Gesellen, 
Gehilfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter), so­
wie der Betriebsbeamten und höheren technischen 
Bediensteten der Gewerbe, die durch die jeweilig 
geltenden Bestimmungen der Gewerbeordnung 
betroffen werden;

d) der Hausgehilfen (s. darüber den Ar­
tikel „Hausangestellte");

e) endlich gehören die Dienstverhältnisse der 
Staats- und Kommunalbeamten, der Geist­
lichen und der Lehrer an öffentlichen Unter­
richtsanstalten dem öffentlichen Recht an und un­
terliegen daher nicht den Bestimmungen des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs über den Dienstvertrag.

Dem Dienstvertrag ähnliche Verträge sind der 
Werkvertrag und der Auftrag. Vom Werk­
vertrag (s. d.) unterscheidet er sich dadurch, daß 
beim Dienstverträge Dienste (Arbeitsleistungen be­
liebiger Menge) verdungen werden, während beim



26 Arbeits- und Dienstvertrag.

Werkvertrag ein Werk, als das Erzeugnis der 
Dienste oder Arbeiten, Gegenstand des Vertrages 
ist. Die Grenze ist hier freilich ost schwer zu ziehen. 
(Näheres s. im Art. Dienstvertrag im HdR. II, 
52 ff.). Beim Auftrag (s. d.) handelt es sich um 
eine unentgeltliche Übernahme der Besorgung 
eines Geschäfts für einen anderen.

2. Gegenseitige Rechte und Pflichten. Ist 
ein Dienstvertrag abgeschlossen, so ist derjenige, der 
die Dienste zugesagt (versprochen, übernommen) hat, 
verpflichtet, sie zu leisten, der andere dagegen ver­
pflichtet, die dafür vereinbarte Vergütung zu ge­
währen (611). Auf die Art der Arbeit oder der 
Dienste kommt es nicht an; die Handarbeit und 
Überwachungsarbeit des Handarbeiters können eben­
sowohl Gegenständ eines Dienstvertrages sein wie 
die geistige Tätigkeit eines Gelehrten, eines Arztes, 
eines Rechtsanwalts, das künstlerische Schaffen eines 
Malers, Musikers usw., wenn auch für solche Dienste 
höherer Art einige besondere Bestimmungen (siehe 
unten) gelten. Zu welcher Zeit die Arbeit zu 
leisten ist, richtet sich nach den Bestimmungen des 
Vertrages; liegen solche nicht vor, so wird nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen anzunehmen sein, daß 
sie sofort gefordert werden können, falls sich nicht 
unter Würdigung aller Umstände ein anderes als 
Wille der Beteiligten ergibt; die gesetzlichen Be­
schränkungen der Arbeitszeit sind dabei zu 
berücksichtigen (Achtstundentag, Sonntagsarbeit nur 
unter bestimmten Voraussetzungen usw.). Auch die 
Frage, wie die Arbeit zu leisten ist, richtet sich 
beim Mangel besonderer Vereinbarung nach der Na­
tur des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses und einer 
verständigen Auslegung des Willens der Beteilig­
ten; es läßt sich weder allgemein sagen, daß der 
Arbeitnehmer sich unbedingt nach den Weisungen des 
Berechtigten zu richten habe, noch auch der Satz auf­
stellen, daß er nach eigenem Ermessen verfahren 
könne; freilich liegt es im Wesen des Dienst-und 
Arbeitsvertrages (im Gegensatz zum Werkvertrag), 
daß der Arbeitnehmer den Weisungen des Ar­
beitgebers in weitem Maße zu folgen hat. Außer­
dem gehört ein gewisses gegenseitiges Treuover- 
hältnis zum Wesen dieses Vertrages. Unange­
messene Arbeiten kann der Arbeitnehmer verwei­
gern; doch handelt es sich da nicht um Berück­
sichtigung von Dünkel oder Eigensinn, sondern ein 
gewisses Maß von außerhalb des eigentlichen Pflich­
tenkreises liegenden Arbeiten werden immer mitge­
leistet werden müssen. (Entlassung wegen beharr­
licher Arbeitsverweigerung). Ergänzend §§ 84,87 
BetrRG., wonach die Entscheidung darüber, ob der 
Arbeitnehmer dauernd andere als die vereinbarte 
Arbeit zu übernehmen hat oder sie verweigern darf 
und deswegen nicht entlassen werden darf, nach 
Einspruch beim Betriebsrat dem Schlichtungsver­
fahren unterliegt.

3. Vergütung (Lohn, Gehalt). Ausfüh­
rung der Dienste in Person. Ein Arbeits­
oder Dienstvertrag liegt nur dann vor, wenn der 
Arbeitgeber eine Vergütung zahlen muß. Eine 
Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, 
wenn die Dienstleistung den Umständen nach nur 
gegen eine Vergütung zu erwarten ist (612). Wer 
einem Arbeiter Gartenarbeiten aufträgt oder den 
Barbier bestellt oder Besorgungen durch einen 
Dienstmann machen läßt, setzt als selbstverständlich 
voraus, daß diese Personen eine Vergütung er­
warten. Auch die Höhe der Vergütung braucht 
nicht ausdrücklich vereinbart zu sein; ist die Höhe 
nicht bestimmt, so ist, wenn eine Taxe für solche

Leistungen besteht, die taxmäßige Vergütung, an­
derenfalls die übliche, nötigenfalls durch Sach­
verständige zu ermittelnde, Vergütung als ver- 
einb.art anzusehen. — Ergibt sich aus den Um­
ständen nichts anderes, so gilt die gesetzliche Re­
gel, daß der Verpflichtete die Arbeit in Person, 
also selbst, leisten muß (613). Das Gesetz stellt 
die fernere Regel auf, daß, wenn nichts anderes 
als vereinbart anzusehen ist, der Anspruch auf die 
zu leistenden Dienste von dem Berechtigten nicht 
einem anderen abgetreten werden kann, da es unter 
Umständen für den Verpflichteten nicht einerlei ist, 
ob er seine Dienste dem A. oder dem B. leisten soll. 
Die Vergütung (der Dienstlohn, Arbeitslohn 
usw.) ist, wenn nichts anderes vereinbart ist, nach 
der Ausführung der Dienste (Arbeiten) zu zahlen 
(614). Ist die Vergütung nach Zeitabschnitten be­
messen, z. B. der Arbeiter ist gegen Tagelohn oder 
Wochenlohn angenommen, so ist der Lohn dement­
sprechend nach dem Ablauf jedes Arbeitstages, je­
der Arbeitswoche zu entrichten. Im Gegensatz zum 
Zeitlohn steht der Akkordlohn, bei welchem 
sich die Vergütung nach der Menge der geleisteten 
Arbeit, der sertiggebrachten Stücke od. dgl. richtet. 
Es gibt da Stückeberechnung, Einheitsberechnung, 
Elementenberechnung, auch Gruppenakkord. Hierauf 
soll nicht näher eingegangen werden. Zu beachten 
ist jedoch, daß durch solche Akkordlohnberechnung 
nicht etwa der Arbeits- oder Dienstvertrag schon 
zum Werkvertrag wird; denn die zu erbringende 
Leistung ist zwar Berechnungsmaßstab des Lohnes, 
aber nicht alleiniger Inhalt des Dienst- und Ar­
beitsvertrages.

4. Ansprüche wegen Nichterfüllung des 
Vertrages. Welche Ansprüche der eine Teil, sei 
dies der Dienstberechtigte oder der Dienstverpflich­
tete, gegen den anderen Teil hat, wenn dieser seinen 
vertragsmäßigen Pflichten nicht nachkommt, insbe­
sondere wenn der Dienstherr den Verpflichteten ohne 
Grund entläßt oder wenn der Dienstverpflichttte 
ohne Grund den Dienst oder das Arbeitsverhä'ltnis 
verläßt, ergibt sich aus den allgemeinen Vorschriften 
des Gesetzes (s. „Gegenseitige Verträge 3"). Das 
Gesetz hat aber noch folgende besondere Bestimmun­
gen:

Nichtannahme der Dienste (615). Kann oder 
will der Prinzipal die ihm ordnungsmäßig angebote­
nen Dienste nicht annehmen, wohin auch der Fall 
gehört, daß er den Arbeitnehmer ohne Grund ent­
läßt, so kann der letztere die ihm zukommende Ver­
gütung (Lohn usw.) fordern, obwohl er die Dienste 
nicht leistet; er ist nicht verpflichtet, die Dienste, die 
jetzt zurückgewiesen werden, etwa zu anderer Zeit 
nachzuleisten. Ob dem Prinzipal wegen der Nicht­
annahme der Dienste ein Verschulden trifft oder 
ob er etwa ohne seine Schuld außerstande gesetzt 
ist, von den angebotenen Diensten Gebrauch zu ma­
chen, ist für das Recht des anderen ohne Bedeutung. 
Ein „Recht auf Arbeit" in dem Sinne, daß der Ar­
beitnehmer nicht nur Anspruch auf den Lohn auch 
bei Nichtbeschäftigung, sondern auch einen Anspruch 
auf Beschäftigung habe, ist nicht anerkannt; doch 
kann es Arbeits- und Dienstverhältnisse geben, bei 
denen der Dienstverpflichtete Wert daraus legen 
muß, beschäftigt zu werden, um seine Fähigkeiten 
nicht zu verlieren und in der Übung zu bleiben.. Der 
zum Dienst Verpflichtete muß sich jedoch, wenn er 
nicht für den Prinzipal zu arbeiten brauchte, an der 
ihm an und für sich zustehenden Lohn- usw. Forde­
rung unter Umständen einen Betrag kürzen lassen, 

I wenn er. nämlich eine Ausgabe dadurch, daß er
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die Dienste oder Arbeiten nicht zu leisten braucht, 
erspart; hat er seine Arbeitskraft in der fraglichen 
Zeit anderweitig verwertet, indem er Dienste oder 
Arbeiten für andere gegen Entgelt verrichtet oder 
sonst sich nutzbringend beschäftigt hat, so muß er 
sich das Verdiente von seiner Forderung ab­
setzen lassen. Er braucht sich aber nur das anrechnen 
zu lassen, was er durch anderweite Verwendung des­
jenigen Teils seiner Arbeitskraft verdient, den 
er dem Dienstherrn zur Verfügung zu stellen hatte. 
Handelt es sich um einen Verdienst, den er ohne 
Pflichtverletzung in gleicher Weise hätte machen kön­
nen, wenn er im Dienst geblieben wäre, so kann 
ihm dieser Verdienst nicht abgezogen werden (RG.). 
Der Dienstverpflichtete ist übrigens nicht schlecht­
hin verpflichtet, anderweite Dienst- oder Ar­
beitsgelegenheit aufzusuchen; denn eine solche Ver­
pflichtung könnte ihm leicht drückend werden; wenn 
er aber aus Böswilligkeit, um den zur Lohn­
zahlung Verpflichteten zu schädigen, es unterläßt, 
andere Beschäftigung zu suchen oder ihm gebotene 
zurückweist, so muß er sich das abziehen lassen, 
was er hätte verdienen können.

Vorübergehende Unterbrechung der
Dienstleistung (616). Kann der zur Dienst­
leistung Verpflichtete aus einem in seiner Per­
son liegenden Grunde, wenn auch ohne sein Ver­
schulden, die zugesicherten Arbeiten nicht leisten 
(z. B. er wird krank), so hat er der Regel nach 
für die Zeit der Verhinderung keinen Anspruch aus 
die ihm zugesicherte Vergütung (Lohn usw.). Aus 
Billigkeitsgründen bestimmt jedoch das Gesetz, daß 
er seines Anspruchs auf die Vergütung auch für 
die Zeit, wo er die Arbeiten nicht leisten konnte, 
nicht verlustig wird, wenn diese Zeit verhält­
nismäßig nicht erheblich ist. Es kommen hier, 
außer vorübergehender Krankheit des Dienstverpflich­
teten selbst oder eines nahen, von ihm zu verpflegenden 
Angehörigen, Wahrnehmung gerichtlicher Termine, 
Einziehung zum Schöffen- oder Geschworenendienst, 
Teilnahme an. Wahlen, Gemeindeversammlungen, 
am Feuerlöschdienst, unverschuldete Untersuchungs­
haft und bergt, in Betracht. Die Vorschrift gilt auch 
dann, wenn die Vergütung nicht nach Zeitabschnit­
ten, sondern in Form des Stücklohnes (z. B. beim 
Spielhonorar eines Schauspielers) bemessen ist; es 
wird in solchem Falle der in der betreffenden Zeit 
durchschnittlich zu verdienende Stücklohn gefordert 
werden können. Andererseits muß sich aber der zur 
Dienstleistung Verpflichtete den Betrag anrechnen 
lassen, der ihm für die Zeit der Behinderung aus 
einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung be­
stehenden Kranken- oder Unfallversicherung zukommt. 
War der Dienstverpflichtete dagegen bei einer Pri­
vatversicherungsgesellschaft oder bei einer freien 
Hilfskasse gegen Krankheit oder Unfall versichert, 
so braucht er sich nach dem Wortlaut des Gesetzes 
das aus dieser Versicherung Erlangte auf den Lohn 
nicht anrechnen zu lassen. Eine vertragsmäßige 
Ausschließung jener Bestimmung enthalten 
manche Arbeitsordnungen.

Ist also für unverschuldete Arbeitsversäumnis 
von nichterheblicher Zeit eine Lohn- oder Gehalts­
kürzung und auch sofortige Entlassung nicht zu­
lässig, so enthält diese Bestimmung doch große 
Schwierigkeiten und Zweifel, da nicht leicht festzu­
legen ist, was „erhebliche Zeit" und „unverschuldetes 
Versäumnis", insbesondere in Krankheitsfällen, zu 
bedeuten hat.

Die dem HGB. unterstehenden Handlungsgehil­
fen stehen günstiger (§§ 72, 63, 59 HGB.) als die 

Gewerbegehilfen (Gesellen, gewerbliche Arbeiter, 
GewO. § 123) und auch etwas günstiger als die 
Werkmeister, Techniker u. dgl., für die die GewO. 
§ 133c gilt, entsprechend dem immanenten Um­
stande, daß Handarbeit noch mehr durch Zeit ge­
messen werden kann als Kopfarbeit. Für beide 
kommen ferner §§ 323 ff. und 615/16 BGB. über 
Unmöglichkeit, Verhinderung und Verzug der Lei­
stung in Betracht. Betriebsratsmitgliedern darf 
(§ 35 BetrRG.) wegen notwendiger Arbcitsversäum- 
nis infolge ihrer Betriebsratsmitgliedschaft Lohn 
und Gehalt nicht gekürzt werden. Während nach 
der GewO, eine sofortige Entlassung ohne Einhal­
tung der gesetzlichen oder vertragsmäßigen Kündi­
gungsfrist geschehen kann, wenn der betreffende Ar­
beitnehmer „die Arbeit unbefugt verlassen hat oder 
sonst den nach dem Arbeitsvertrag ihm obliegenden 
Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verwei­
gert", kann dies beim Handlungsgehilfen nur ge­
schehen, „wenn er seinen Dienst während einer den 
Umständen nach erheblichen Zeit unbefugt verläßt 
oder sich "beharrlich weigert, seinen Dienstverpflich­
tungen nachzukommen". Für den Tatbestand der 
zur sofortigen Entlassung berechtigenden Ar­
beitsversäumnis kommt für alle Krankheitsfälle aus­
schlaggebend in Betracht, ob die Versäumnis auf 
„nicht erhebliche" Zeit geschah, wobei die Erheb­
lichkeit vielfach — und mit sozialer Berechtigung 
— in Beziehung zu der schon in dem betreffenden 
Betriebe geleisteten Dienstzeit bemessen wird. „An­
haltende" Krankheit aber gibt sowohl für Betriebs­
beamte usw. und Handlungsgehilfen nach § 133 c 
GewO, und tz 72 HGB. das Recht zu sofortiger 
Entlassung wie auch für jeden Arbeitnehmer (nach 
§ 123 Z. 8 GewO, so ausgedrückt, daß Unfähigkeit 
zur Fortsetzung der Arbeit zur Entlassung berechtigt; 
denn nicht jede kurze Krankheit macht zur Fort­
setzung der Arbeit „unfähig"). Für die Frage der 
Fortzahlung von Lohn und Gehalt kommt 
das Moment des Verschuldens für beu Krank­
heitsfall hinzu. Ist also nach § 616 BGB. (ab­
dingbare, nachgiebige Vorschrift) Fortzahlung bes 
Lohns und Gehalts (also wohl auch bei Akkordlohn) 
bei Krankheit von nicht erheblicher Dauer vorge­
schrieben, so fällt dies bei jeder verschuldeten. Er­
krankung fort. Hier liegt bann eine vom Arbeit­
nehmer zu vertretende Unmöglichkeit der Arbeits­
leistung vor. Als verschuldet (b. h. von dem Er­
krankten zu vertreten) gelten immer solche Krank­
heiten, die durch Waghalsigkeit, erheblichen Leicht­
sinn, grobe Fahrlässigkeit entstanden sind, stets 
also auch Geschlechtskrankheiten. Auch außereheliche 
Schwangerschaft wirb vielfach hierher gerechnet, was 
indessen auch sehr bestritten ist. Näheres über diese 
Fragen s. im Art. Arbeitsversäumnis und Arbeits­
verweigerung im HdR. I, 284 ff.

5. Fürsorgepflicht des Dienstberecht.igten 
(der Dienstherrschaft, bes Arbeitgebers) 
(617). Die Fürsorgepflicht entspringt ans dem 
Treueverhältnis, das dem Dienstvertrag eigen ist. 
Der Dienstberechtigte hat unter gewissen Voraus­
setzungen dem Dienstverpflichteten Pflege und 

j ärztliche Behandlung in Krankheitsfällen 
bis zur Dauer von sechs Wochen, jedoch nicht über 
die Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus, zu 
gewähren. Diese Verpflichtung setzt einmal ein 
dauerndes Dienstverhältnis voraus, das die Er­
werbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder 
hauptsächlich in Anspruch nimmt; sodann, daß der 
Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft des 
Dienstherrn ausgenommen ist. Die Erkrankung darf
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auch nicht von dem Verpflichteten vorsätzlich oder 
durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt oder schon 
vor der Eingehung des Dienstes vorhanden ge­
wesen sein. Die Verpflegung und ärztliche Behand­
lung kann durch Aufnahme des Erkrankten in eine 
Krankenanstalt gewährt werden. Die Kosten der 
Krankenpflege braucht der Dienstherr nur insoweit 
zu tragen, als sie die Lohnvergütung, welche der 
Erkrankte für die Zeit der Erkrankung etwa 
zu fordern hat, übersteigen. Eine Beendigung des 
Dienstverhältnisses vor Ablauf jener sechs Wochen, 
welche dadurch herbeigeführt ist, daß der Dienstherr 
das Dienstverhältnis aus einem wichtigen Grunde, 
vielleicht gerade wegen der Krankheit, aufgekündigt 
hat (siehe unten 6), kommt nicht in Betracht. Die 
vorbezeichnete Verpflichtung des Dienstherrn tritt 
nicht ein, wenn für die Verpflegung und ärztliche 
Behandlung durch eine Versicherung, sei es eine 
gesetzliche oder eine private, oder durch eine Einrich­
tung der öffentlichen Krankenpflege Vorsorge ge­
troffen ist.

Der Dienstberechtigte (Dienstherr usw.) ist ferner 
verpflichtet, die Räume (dazu gehören auch die 
Zugänge zu den Arbeitsräumen, Treppen, Leitern, 
Stege usw., Vorrichtungen und Gerätschaften, 
die er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen 
hat) so einzurichten und zu unterhalten sowie Dienst­
leistungen, die unter seiner Anordnung oder 
seiner Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, 
daß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Gesundheit soweit geschützt ist, als die Natur der 
Dienstleistung es gestattet (618). Der Dienstherr 
muß diejenige Sorgfalt anwenden, die nach der be­
rechtigten Verkehrssitte in den Verhältnissen, um die 
es sich handelt, allgemein für erforderlich und ge­
nügend gehalten wird. Ist der Verpflichtete in die 
häusliche Gemeinschaft des Dienstherrn ausgenom­
men, so hat dieser in Ansehung des Wohn- und 
Schlafraums, der Verpflegung, sowie der Ar­
beits- und Erholungszeit die Einrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, die mit Rücksicht auf die 
Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion 
des Verpflichteten erforderlich sind. Insbesondere 
muß er also auch dem Dienstverpflichteten die nötige 
Zeit zur Erholung und zur Erfüllung seiner religi­
ösen Verpflichtungen, insbesondere zum Besuch des 
Gottesdienstes, gewähren. Erfüllt der Dienstberech­
tigte (vorsätzlich oder fahrlässigerweise sRG.l) die 
ihm in Ansehung des Lebens und der Gesund­
heit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen 
nicht, so ist er diesem für allen daraus entstehenden 
Schaden nach Maßgabe der allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen (s. „Schadensersatz wegen unerlaubter 
Handlung 6") ersatzpflichtig. Die vorstehend be­
sprochenen Verpflichtungen des Dienstherrn können 
nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder be­
schränkt werden. Weitergehende und eingehende 
Schutzvorschriften sind durch § 120a der Gewerbe­
ordnung und die sonstigen Arbeiterschutzgesetze ge­
geben.

6. Kündigung des Dienstverhältnisses 
(Arbeitsverhältnisses) (BGB. §§ 620ff., HGB. 
88 66ff.). Das auf eine bestimmte Zeit eingegan­
gene Dienstverhältnis endigt naturgemäß mit dem 
Ablaufe der Zeit, für die es eingegangen ist, ohne 
daß eine zuvorige Aufkündigung seitens des einen 
oder anderen Teils nötig wäre. Ist aber das 
Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegan­
gen (ist also weder über die Dauer ausdrücklich etwas 
vereinbart noch auch aus der Beschaffenheit oder 
dem Zwecke der Dienste über die Dauer des Ver­

hältnisses etwas zu entnehmen), so kann jeder Teil 
das Verhältnis kündigen (620).

Die Kündigungsfrist kann vereinbart sein; auch 
kann verabredet sein, daß nur auf gewisse Termine 
gekündigt werden kann; dann sind eben diese Ver­
einbarungen maßgebend. Es ist nicht unzulässig, daß 
die Kündigungsfrist für beide Teile nicht gleich ist 
(anders bei Handlungsgehilfen (s. d.) und 
gewerblichen Arbeitern (s. u.)). Ist eine Kündi­
gungsfrist durch den Vertrag nicht festgesetzt, so gilt 
zunächst (Besonderheiten nach HGB. und GewO, 
s. unten) folgendes: Ist die für die Dienste (die 
Arbeit) zu leistende Vergütung (Lohn usw.) nach 
Tagen bemessen, so ist die Kündigung an jedem 
Tag für den folgenden Tag zulässig. Hat z. B. 
jemand einen Arbeiter zu Garten- oder Feldarbei­
ten gegen einen vereinbarten Tagelohn angenom­
men, ohne daß über die Dauer des Arbeitsverhält­
nisses etwas besprochen wäre, so kann der Arbeiter 
jeden Tag wieder erscheinen und seinen Lohn bean­
spruchen, wenn nicht der Arbeitgeber tagszuvor ihm 
gekündigt hat; andererseits ist aber auch der Ar­
beiter zur Fortsetzung der Arbeit am folgenden Tage 
verpflichtet, wenn er nicht ausgekündigt hat, und da­
her eintretendenfalls schadensersatzpflichtig. Ist die 
Vergütung nach Wochen bemessen, so ist die Kün­
digung nur für (aus) den Schluß einer Kalender­
woche zulässig; sie hat spätestens am ersten Werktage 
der Woche (mit deren Schluß das Verhältnis auf­
hören soll) zu erfolgen. Ist die Vergütung nach 
Monaten bemessen, so ist die Kündigung nur für 
(auf) den Schluß eines Kalendermonats zulässig 
und muß spätestens am fünfzehnten des Monats er­
folgen. Ist endlich die Vergütung nach Viertel­
jahren oder längeren Zeitabschnitten bemessen, so 
ist die Kündigung nur für (aus) den Schluß eines 
Kalendervierteljahrs (Quartals) und nur unter Ein­
haltung einer sechswöchigen Kündigungsfrist zulässig
(621) . Ist die für die Dienste oder Arbeiten zu zah­
lende Vergütung nicht ausdrücklich nach Zeit­
abschnitten (als Tagelohn, Wochenlohn usw.) verein­
bart, so wird darnach zu sehen sein, in welcher 
Weise der Lohn für Arbeiter der gedachten Art be­
messen zu werden Pflegt und muß sich darnach die 
Kündigungsfrist bestimmen. Ist dagegen die Ver­
gütung nicht nach Zeitabschnitten bemessen, wie beim 
Stücklohn, so ist zwar die Regel, daß das Dienst­
verhältnis jederzeit gekündigt, d. h. abgebrochen 
werden kann (vorausgesetzt immer, daß nicht eine 
bestimmte Dauer des Dienstverhältnisses vereinbart 
ist); bei einem die Erwerbstätigkeit des Verpflichte­
ten vollständig oder hauptsächlich in Anspruch neh­
menden Dienstverhältnis muß jedoch eine Kündi­
gungsfrist von zwei Wochen eingehalten werden 
(623). Das Gesetz denkt hierbei an Dienst- oder Ar­
beitsverhältnisse, die zunächst — bis aus eine etwa 
erfolgende Kündigung von der einen oder anderen 
Seite — als dauernde beabsichtigt sind, beispiels­
weise, wenn ein Hausweber für den Fabrikanten, 
eine Strickerin für ein Geschäft gegen Stücklohn 
beschäftigt wird.

Eine Ausnahme von den vorbesprochenen Be­
stimmungen gilt für alle Personen, die zur Leistung 
von Diensten höherer Art angestellt sind, wie 
beispielsweise Lehrer, Erzieher, Privatbe­
amte, Gesellschafterinnen usw., und deren Er­
werbstätigkeit durch das Dienstverhältnis vollständig 
oder hauptsächlich in Anspruch genommen wird
(622) . Das Dienstverhältnis dieser Personen kann 
nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres und 
nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von



sechs Wochen gekündigt werden, auch wenn die 
Vergütung nach kürzeren Zeitabschnitten als Viertel­
jahren bemessen ist.

Ist ein Dienstverhältnis für die Lebenszeit 
einer Person, sei dies der Dienstberechtigte oder 
der Verpflichtete oder ein Anderer, oder für länger 
als fünf Jahre eingegangen, so kann es von dem 
Verpflichteten nach dem Abläufe von fünf Jahren 
gekündigt werden, ohne daß ein anderer, eine Kündi­
gung rechtfertigender Grund vorzuliegen braucht 
(624). Es soll niemand auf unangemessen lange 
Zeiträume hinaus an einen Dienstvertrag gegen sei­
nen Willen gebunden sein. Die Kündigungsfrist 
beträgt in solchem Fall sechs Monate. Diese Be­
stimmung gilt auch für Hausangestellte.

Der Tod oder eine eingetretene Dienstun­
fähigkeit des Dienstverpflichteten beendigt nur 
dann das Dienstverhältnis, wenn die Dienste von 
dem Verpflichteten in Person geleistet werden müssen 
(s. oben 3); sonst besteht die Verpflichtung fort, nur 
daß beim Tode an die Stelle des zunächst Verpflich­
teten dessen Erben treten, während bei eingetretener 
Dienstunfähigkeit der Verpflichtete für anderweitige 
Beschaffung der Dienste Sorge zu tragen hat. 
Stirbt der Dienstberechtigte/ so hat dies diq 
Beendigung des Dienstverhältnisses nur dann zur 
Folge, wenn nach der Art des Vertrages oder der 
Absicht der Parteien die Leistung der Dienste an die 
Person des Berechtigten hat geknüpft sein sollen; 
es ist z. B. jemand als Wärter für einen Kranken 
angenommen. Sonst hat der Tod des Berechtigten 
auf die Fortdauer des Dienstvertrages keinen Ein­
fluß, da die Dienste auch den Erben des Verstorbenen 
geleistet werden können und müssen. Unter Um­
ständen kann allerdings der Tod des Berechtigten 
den Rücktritt vom Dienstverträge rechtfertigen; siehe 
darüber den folgenden Absatz.

Aushebung des Dienstverhältnisses aus 
wichtigem Grunde. Das Dienstverhältnis kann 
von jedem Teile ohne Einhaltung einer Kün­
digungsfrist gekündigt werden, wenn ein wich­
tiger Grund vorliegt. Dies gilt sowohl, wenn 
das Verhältnis auf bestimmte Zeit, als wenn es auf 
unbestimmte Zeit eingegangen ist. Das Gesetz geht 
davon aus, daß jedem Teile das Recht zustehen müsse, 
von dem Vertrage für die Zukunft sich loszusagen, 
nicht nur, wenn der andere Teil seine Vertrags­
pflichten gröblich verletzt oder sie beharrlich mangel­
haft erfüllt, sondern auch, wenn ohne solche Pflicht­
versäumnis eine wesentliche Veränderung in den 
Umständen eintritt, die zur Eingehung des Dienst­
vertrages geführt haben und dem anderen Teil die 
Fortsetzung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
nicht mehr zugemutet werden kann (RG.). Einen 
Anhaltspunkt für die Frage, was bei den verschie­
denen Dienstverhältnissen, die noch vom BGB. allein 
geregelt werden, als „wichtiger Grund"' zur Auf­
lösung anzusehen ist, geben die z. B. für Hand­
lungsgehilfen (s. d. Art., wo das Kündigungsrecht 
für Angestellte näher behandelt ist) und für Werk­
meister kasuistisch genannten Fälle, die „insbeson- 
bete" als wichtige Gründe anzusehen sind (§ 71, 
§ 72 BGB., §§ 133c und d GewO., wobei GewO. 
§ 133 b ausdrücklich auf die Berücksichtigung der 
Umstände des Falles hinweist). Und schon die Tat­
sache, daß bei gewöhnlichen Gewerbegehilfen (also 
im wesentlichen bei niederen Arbeiten) die Auf­
lösungsgründe erschöpfend ausgezählt sind, bei quali­
fizierten Dienstleistungen (Werkmeister, Handlungs­
gehilfen) jedoch die Aufzählung nicht erschöpfend er­
folgt, sondern der „wichtige Grund"' als Zuflucht 

des Gesetzgebers zum Tatrichter benutzt wird, be­
weist, daß zwar die Fälle verschieden, die Idee 
des Auflösungsgrundes aber einheitlich ist: 
nämlich aus dem Pflichtenumkreis des betreffenden 
Dienstvertrages hervorgehen muß. Die „insbeson­
dere"' aufgezählten Fälle im HGB. und in der 
GewO., die für den gewerblichen Anstellungsver­
trag gelten, zeigen nämlich folgende drei Gruppen 
der essentiellen Vertragsverletzungen: 1. Verletzung 
tatsächlicher Verhältnisse der Dienstleistung (Mckst- 
arbeitenkönnen, Vernachlässigung des Dienstes, 
Nichtbereitstellen der Arbeitsmittel, Vernachlässi­
gung der Fürsorge); 2. Verletzung wirtschaft­
licher Verhältnisse der Dienstleistung (Nichtzahlung 
der Vergütung, Unmöglichkeit der wirtschaftlichen 
Weiterführung des Betriebes, Konkurrenz gegen­
über dem Geschäftsherrn); 3. Verletzung morali­
scher Verhältnisse der Dienstleistung (Untreue, Ber- 
trauensmißbrauch, schlechte Behandlung, Tätlich­
keiten).

Die Bestimmungen der Gewerbeordnung 
(122ff.; Gutt. Slg. Nr. 6) über die Aufkündigung 
des Arbeitsverhältnisses bei gewerblichen Arbei­
tern (Gesellen, Gehilfen, Lehrlingen, Be­
triebsbeamten, Werkmeistern, Technikern, 
Fabrikarbeitern) sind im wesentlichen folgende, 
wobei zu beachten ist, daß „gewerbliche"" Arbeiter 
auch in Handelsbetrieben Vorkommen können, wie 
z. B. Werkmeister in Fabriken, Zuschneider in 
Kleidergeschäften, Probiermamsellen in Konfektions­
geschäften usw. Das Arbeitsverhältnis eines Ge­
sellen oder Gehilfen kann, wenn nichts anderes 
zwischen den Beteiligten vereinbart ist, durch eine 
jedem Teile freistehende, vierzehn Tage vorher 
erklärte Aufkündigung gelöst werden. Sind andere 
Kündigungsfristen vereinbart, so müssen sie für 
beide Teile gleich sein (GO. 122). Bestimmte, im 
Gesetz angegebene Gründe berechtigen den Arbeit­
geber zur Entlassung des Arbeiters usw. (GO. 123) 
und den Arbeiter usw. zum Verlassen der Ar­
beit (GO. 124) ohne zuvorige Kündigung, selbst 
wenn das Arbeitsverhältnis auf bestimmte Zeit 
eingegangen ist. Abgesehen von diesen beson­
ders bestimmten Fällen kann jeder Teil aus 
wichtigen Gründen vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungsfrist 
die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses verlangen, 
wenn dasselbe mindestens auf 4 Wochen eingegangen 
oder wenn eine längere als vierzehntägige Kündi­
gungsfrist vereinbart ist (GO. 124a). Die eben mit* 
geteilten Bestimmungen gelten auch für Fabrik­
arbeiter (GO. 134). Das Dienstverhältnis der 
Betriebsbeamten, Werkmeister und ähnlichen 
Angestellten gewerblicher Unternehmungen, der 
Maschinentechniker, Bautechniker, Che­
miker, Zeichner usw. kann, wenn nichts anderes 
verabredet ist, von jedem Teile mit Ablauf jedes 
Kalendervierteljahrs nach sechs Wochen vorher er­
klärter Aufkündigung ausgehoben werden(GO. 133 a),.

Näheres s. in den Art. „Dienstvertrag" unb 
„Kündigung"' im HdR. I S. 56 u. III S. 834ff. 
Im Streitfall hat der Richter darüber zu entscheiden, 
ob ein „wichtiger Grund"' vorliegt und ob nicht 
wenigstens eine angemessene Kündigungsfrist einge­
halten werden konnte. Über Krankheit als Ent­
lassungsgrund s. oben zu 4. — Bei gewissen Dienst­
verhältnissen ist sogar eine jederzeitige Kündigung 
ohne Angabe eines Grundes jedem Teile ge­
stattet (freies beiderseitiges Kündigungsrecht); es 
sind dies Verhältnisse, in denen es sich um Ver­
trauensstellungen handelt, die eine besondere



persönliche Beziehung zwischen dem Dienst­
leistenden und dem Empfänger voraussetzen, wie bei 
Ärzten, Lehrern, Rechtsbeiständen usw. Es darf je­
doch in solchen Fällen, wenn nicht ein wichtiger 
Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt, das I 
Kündigungsrecht von dem Dienstleistenden nur so I 
ausgeübt werden, daß der Dienstberechtigte in der | 
Lage ist, sich Ersatz zu beschaffen. Erwächst dem 
Dienstberechtigten ein Schaden dadurch, daß der 
Dienstleistende ohne jeden Grund zur Unzeit kündigt, 
so ist letzterer ihm zum Schadenersatz verpflichtet.

Wird nach dem Beginn der Dienstleistung das 
Dienstverhältnis wegen wichtigen Grundes oder auf 
Grund des beiderseitigen freien Kündigungsrechts 
von dem einen oder anderen Teil gekündigt, so 
kann der Dienstleistende in der Regel für die von 
ihm geleisteten Dienste (Arbeiten) den entspre­
chenden (d. h. den bisherigen Leistungen entspre­
chenden) Teil der Vergütung verlangen (628). Dies 
kann jedoch für den anderen Teil insofern mit Här­
ten verbunden sein, als unter Umständen die bis­
herigen Leistungen infolge der Kündigung für ihn 
kein Interesse mehr haben. Soweit dieses der Fall 
ist, steht dem Aufkündigenden der Anspruch aus Ver­
gütung für die geleisteten Dienste nicht zu, wenn er 
gekündigt hat, ohne durch ein vertragswidriges Ver­
halten des anderen dazu veranlaßt zu sein, oder 
wenn er selber durch sein vertragswidriges Verhal­
ten die Kündigung des anderen Teils veranlaßt hat. 
Ist die Vergütung für eine spätere Zeit bereits im 
voraus entrichtet, so hat der Dienstleistende sie nach 
Maßgabe des § 347 des Gesetzbuchs (s. „Rücktritt 
von einem Vertrage 2") oder, wenn die Kündi­
gung wegen eines Umstandes erfolgt, den er nicht 
zu vertreten hat (s. „Vertretung von Vorsatz usw."), 
nach den Vorschriften über die Herausgabe einer 
„ungerechtfertigten Bereicherung" (s. d.) zurückzu­
erstatten. Ist die Kündigung durch vertragswi­
driges Verhalten des anderen Teils veranlaßt, 
so ist dieser außerdem zum Ersatz des durch die Auf­
hebung des Dienstverhältnisses entstehenden Scha­
dens verpflichtet.

Nach der Kündigung (einerlei, von wem sie aus­
gegangen ist) eines dauernden Dienstverhältnisses 
muß der Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf 
Verlangen angemessene Zeit zum Aussuchen eines 
anderen Dienstverhältnisses gewähren (629).

Bei probeweiser und aushilfsweiser An­
stellung ist im Zweifel tägliche Kündigung möglich 
und Weiterbeschäftigung von Tag zu Tag über den 
ursprünglich gedachten Zeitraum oder Zweck hinaus. 
Ist nach Ablauf einer fest bestimmten Probezeit 
Weiterbeschäftigung stillschweigend eingetreten, so ist 
im Zweifel feste Anstellung anzunehmen.

Für den Fall, daß der Dienstherr in Konkurs 
gerät, hat die Konkursordnung besondere Bestim­
mungen; insbesondere schreibt sie vor, daß ein in 
dem Haushalte, Wirtschaftsbetriebe oder Erwerbs­
geschäfte des Gemeinschuldners angetretenes Ver­
hältnis von jedem Teile (für den Gemeinschuldner 
vom Konkursverwalter) gekündigt werden kann und 
daß die Kündigungsfrist, falls nicht eine kürzere 
Frist bedungen war, die gesetzliche ist. Kün­
digt der Konkursverwalter, so ist der andere Teil 
berechtigt, Ersatz des ihm durch die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses entstehenden Schadens zu ver­
langen (KO. 22).

Stillschweigende Verlängerung des 
Dienstverhältnisses (625). Wird das Dienst­
verhältnis trotz Ablauf der Dienstzeit (sei es, 
daß dieser durch Kündigung oder durch die vertrags­

mäßige Festsetzung der Dauer des Verhältnisses her­
beigeführt ist) von dem Dienstverpflichteten mit 
Wissen des anderen Teils fortgesetzt, so gilt es als 
auf unbestimmte Zeit verlängert und kann nun 
erst wieder durch Kündigung beendet werden.

7. Geschäftsbesorgung durch den Dienstver­
pflichteten. Für den Fall, daß der Dienstvertrag 
eine Geschäftsbesorgung zum Gegenstände hat, 
bestimmt § 675 BGB., daß die für das Auftrags­
verhältnis (s. „Auftrag") geltenden Vorschriften, 
nämlich die §§ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 
bzw. unter Umständen auch § 671 Abs. 2 BGB. 
auch beim Dienstverträge „entsprechende Anwen­
dung" finden sollen. Eine „Geschäftsbesorgung" 
(s. d.) ist aber nicht ohne weiteres in jeder 
Tätigkeit des Dienstverpflichteten zu finden; in der 
Regel handelt es sich dabei um eine Tätigkeit, die 
innerhalb des Rechtsbereichs des Dienstherrn vor­
zunehmen ist.

Über das Dienst- oder Arbeitszeugnis s. Zeugnis. 
Arbeitszeit s. Arbeits- und Dienstvertrag 2. 
Arglist, arglistige Täuschung, s. Täuschung.
Arglistiges Verschweigen von Mängeln beim 

Kauf s. „Kauf und Verkauf" und „Gewähr­
leistung usw. 1, 9"; bei einer Schenkung ^.„Schen­
kungen 2" und „Erbschastskauf"; bei der Miete s. 
„Miete usw. 2"; bei der Leihe s. „Leihe 2"; beim 
Werkverträge s. „Werkvertrag 3".

Armenhäuser s. Stiftung 1.
Armenrecht im Prozesse (ZPO. 114—127). So­

wohl dem Kläger wie dem Beklagten kann in einem 
Rechtsstreit (Prozeß) vom Prozeßgericht das Armen­
recht bewilligt werden; denn es soll auch dem Mit­
tellosen ermöglicht werden, sein Recht zu verfol­
gen. Das Gesetz sagt: „Wer außerstande ist, ohne 
Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie not­
wendigen Unterhaltes die Kosten des Prozesses zu 
bestreiten, hat auf Bewilligung des Armenrechts 
Anspruch, wenn die beabsichtigte Rechtsversolgung 
oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig oder aus­
sichtslos erscheint." Mit dem Gesuch um Bewilli­
gung des Armenrechts, das schon vor der Erhebung 
der Klage, aber auch später, im Verlaufe des Pro­
zesses, angebracht werden kann, muß ein sog. Ar­
mutszeugnis, d. h. ein der Partei von der Polizei 
ausgestelltes Zeugnis vorgelegt werden, in welchem 
unter Angabe des Standes oder Gewerbes, der Ver­
mögens- und Familienverhältnisse der Partei, so­
wie des Betrages der von ihr zu entrichtenden di­
rekten Staatssteuer ihr Unvermögen zur Bestreitung 
der Prozeßkosten ausdrücklich bezeugt wird. Für 
Personen, die unter Vormundschaft oder Pfleg­
schaft stehen, kann das Zeugnis auch vom 
Vormundschaftsgericht ausgestellt werden. Die 
Bewilligung des Armenrechts, die für jede 
Instanz besonders auf Grund eines Antrages 
beim Prozeßgericht erfolgt, kann vom Gericht 
trotz der Beibringung eines derartigen Zeug­
nisses abgelehnt werden, wenn es nach Prüfung 
der Sache annimmt, daß die Partei mit ihrem An­
sprüche oder mit ihren Einwendungen nicht durch­
dringen könne; es können also offenbar frivole Pro­
zesse durch die Verweigerung des Armenrechts ver­
hindert oder wenigstens erschwert werden. Gegen 
die Bewilligung des Armenrechts steht dem Gegner 
kein Rechtsmittel zu, wird es versagt, ist Beschwerde 
gegeben. Stellt sich im Verlaufe des Prozesses her­
aus, daß die Sache der „armen" Partei aussichtslos 
ist, so kann ihr das Armenrecht wieder entzogen 
werden. Die Wirkung des Armenrechts ist, daß 
die betreffende (arme) Partei einstweilen keine Ko-



ften an das Gericht (den Gerichtsvollzieher) zu zah- ! 
Len braucht, ihr auch auf ihren Antrag eine rechts- j 
kundige Person oder ein Rechtsanwalt zur vorläufig ; 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beige- | 
ordnet werden kann oder unter Umständen beigeord- i 
net werden muß. Gewinnt die arme Partei dem- ! 
nächst den Prozeß, so werden die Kosten von ihrem ■ 
Gegner eingezogen; verliert sie den Prozeß, so ist sie \ 
zwar verpflichtet, die Kosten, und zwar auch die ! 
dem Gegner erwachsenen, nachzuzahlen, und der i 
Gegner (und sein Anwalt) können versuchen, sie | 
Don ihr zwangsweise beizutreiben; die Gerichts- ! 
und Gerichtsvollzieherkosten und die Kosten des 
eigenen Anwalts können von ihr aber nur dann 
-eingefordert werden, wenn sie zu deren Zahlung 
ohne Beeinträchtigung des für sie und ihre Fa­
milie notwendigen Unterhalts imstande ist.

Nicht bewilligt werden kann das Ärmenrecht I 
juristischen Personen, sowie solchen Personen, die ! 
nur Partei kraft ihres Amts sind, jedoch fremde 
Interessen vertreten, z. B. Konkursverwaltern und 
Testamentsvollstreckern.

Armenschein s. Armenrecht.
Arrest (ZPO. 916—934). 1. Wer für sein Geld 

fürchtet, weil der Schuldner in schlechte Verhältnisse 
gerät, ist leicht geneigt, zu versuchen, ob er sich 
nicht in irgendeiner Weise sichern kann. Das Mit­
tel dazu ist der Arrest. Er kann nur erlassen wer­
den, „wenn zu besorgen ist, daß ohne dessen Ver­
hängung die Vollstreckung des Urteils vereitelt oder 
wesentlich erschwert werden würde". Mit Grund 
kann z. B. ein Arrest beantragt werden, wenn der 
Schuldner sein Vermögen leichtsinnig verschleudert 
oder in verdächtiger Weise veräußert oder es durch 
gewagte Spekulation in Gefahr bringt oder wenn 
der Schuldner keinen festen Wohnsitz hat und seinen 
Aufenthalt fortwährend wechselt oder wenn der Ver­
dacht begründet ist, daß er die Flucht ergreifen, 
ins Ausland gehen oder sein Vermögen ins Aus­
land verbringen werde. Stets als ausreichender 
Arrestgrund gilt, wenn das spätere Urteil im Aus­
land vollstreckt werden müßte. Dagegen berechtigt 
eine bloße Verschlechterung der Vermögenslage des 
Schuldners und die Besorgnis, daß andere Gläubi­
ger ihm zuvorkommen möchten, den Gläubiger 
nicht, einen Arrest gegen den Schuldner zu be­
antragen.

2. Der Arrest kann bei dem Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich das mit Beschlag zu belegende 
Vermögen des Schuldners befindet, oder auch bei 
demjenigen Gericht, das im Prozeßfalle über den 
Anspruch des Gläubigers zu entscheiden hätte, schrift­
lich oder zu Protokoll des Gerichtsschreibers bean­
tragt werden. Anwaltszwang ist nicht vorgeschrie­
ben. In dem Arrestantrage (Arrestgesuche) 
muß die genau zu bezeichnende Forderung des 
Gläubigers sowohl wie der Grund, weshalb Arrest 
beantragt wird, in geeigneter Weise glaubhaft ge­
wacht werden, z. B. die Forderung durch Vorlegung 
des Schuldscheins, des Wechsels, Kontobuchauszügen 
oder eidesstattliche Versicherung der Arrestgrund 
z. B. durch Beilegung schriftlicher Zeugnisse des Ge^ 
meindevorstandes oder anderer glaubwürdiger Per­
sonen darüber, daß der Schuldner sein Vermögen 
verschleudere oder die Absicht kundgegeben habe, aus­
zuwandern usw. Das Gericht kann die Anordnung 
des Arrestes auch von der Hinterlegung einer Si­
cherheit abhängig machen, insbesondere wenn die 
Forderung und der Arrestgrund gar nicht oder nicht 
hinreichend glaubhaft gemacht worden sind. Wird 
der beantragte Arrest vom Gerichte erlassen, so ist 

nunmehr auf Grund des Arrestbeschlusses beim Ge­
richtsvollzieher oder beim Gericht die eigentliche 
Arrestanlegung (Vollziehung) zu betreiben. Voll­
zogen wird der Arrest durch Pfändung bei beweg­
lichen Sachen und Forderungen (s. Pfändung) und 
Eintragung einer Sicherungshypothek (s. d.) bei un­
beweglichen Sachen. Die Vollziehung ist nicht mehr 
zulässig, wenn seit dem Tage, an welchem der 
Arrest verkündet oder dem Gläubiger zugegangen 
ist, ein Monat verstrichen ist. Der Schuldner kann 
außerdem die Vollziehung des Arrestes durch Hin­
terlegung eines Geldbetrages abwenden. Die Höhe 
dieses Geldbetrages muß in jedem Arrestbesehl an­
gegeben sein. Außerdem kann der Schuldner Wider­
spruch gegen den Arrestbefehl erheben, dann ent­
scheidet das Gericht durch Urteil über die Zulässig­
keit des Arrestes.

Ärzte als Kaufleute s. Kaufmann usw. 1; Haf­
tung für Raterteilung s. Raterteilungen usw.; Sa­
chen, die ihnen nicht gepfändet werden können, s. 
Pfändung in der Zwangsvollstreckung 1; Pfändung 
des Diensteinkommens s. daselbst 2.

Ärztliche Praris, Verkauf einer. Die Ansicht, 
daß der Verkauf (oder Tausch) einer ärztlichen 
Praxis an sich gegen die guten Sitten verstoße 
(s. „Sitte und Sittenwidrigkeit") und deshalb nichtig 
sei, ist in dieser Allgemeinheit nicht richtig. Das 
Reichsgericht hat sich dahin ausgesprochen, daß der 
Verkauf jedenfalls dann gegen die guten Sitten 
verstoße, wenn der Einfluß, den der Verkäufer als 
Arzt auf das Publikum gewonnen hatte, und das 
Vertrauen, das ihm vom Publikum entgegengebracht 
wurde, zum Gegenstände eines Gewinnes gemacht 
und in gewinnsüchtiger Absicht ausgenutzt 
wurde und der sehr hohe Preis den Käufer zwinge, 
ganz wesentlich nur auf die Erzielung hoher Ein­
nahmen bedacht zu sein; dagegen ist der Verkauf 
nicht sittenwidrig, wenn solche erschwerenden, der 
Auffassung von ärztlicher Standessitte entgegen­
stehenden Momente nicht vorliegen.

Aszendenten nennt man Eltern, Großeltern, Ur­
großeltern usw. (s. Verwandtschaft).

Aufbewahrung fremder Wertpapiere s. Depots, 
kaufmännische; von Wertpapieren des Mündels s. 
Vormund 4; von Geld s. Verwahrung 3; der Han­
delsbücher, Briefe usw. bei Kaufleuten s. Handels­
bücher; Übernahme zur, s. Verwahrung; einer Sache, 
deren Annahme der Gläubiger weigert, s. Verzug 2; 
von Testamenten u. Erbverträgen s. Testament u. 
Erbvertrag 1.

Ausbewahrungspflicht bei Kaufleuten s. Handels­
geschäfte u. Depots, kaufmännische.

Aufforderung, öffentliche, an die Gläubiger 
eines Nachlasses, sich zu melden, s. Nachlaßgläu­
biger u. Nachlaßschuldner.

Ausgabe des Eigentums an Grundstücken und 
beweglichen Sachen s. Aneignung usw. 1.

Aufgebot der Nachlatzgläubiger (1970—1974). 
1. Der Erbe, der eine Erbschaft angenommen oder in­
nerhalb der Ausschlagungsfrist nicht ausgeschlagen 
hat, haftet, wenn jemand von den Rechtsmitteln, die 
ihm das Gesetz zur Erhaltung der beschränkten Haf­
tung an die Hand gegeben hat (s. Nachlaßschulden), 
keinen Gebrauch macht, unbeschränkt, d. h. soweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, auch mit seinem eigenen 
Vermögen. Er hat deshalb ein dringendes Interesse 
daran, baldigst ein richtiges Bild von den Ver­
hältnissen des Nachlasses zu gewinnen, damit er, 
wenn sich eine Überschuldung des Nachlasses als 
möglich herausstellen sollte, in der Lage ist, sich 
gegen solche unbeschränkte Haftung zu sichern. Er



kann deshalb, um den Schuldenbestand des Nachlasses 
zu ermitteln, beim Gericht ein Aufgebot derNach- 
laßgläubiger beantragen. Die Gläubiger, die be­
kannten sowohl wie die unbekannten, werden durch 
ein solches Aufgebot gezwungen, ihre Forderungen 
gegen den Nachlaß binnen einer bestimmten Frist 
anzumelden. Der Antrag ist vom Erben bei dem 
Gericht zu stellen, dem die Verrichtungen des Nach- 
laßgerichts (s. d.) obliegen; sind diese Verrichtungen 
einer anderen Behörde als einem Amtsgericht über­
tragen, so ist der Antrag bei dem Amtsgericht zu 
stellen, in dessen Bezirk die Nachlaßbchörde ihren 
Sitz hat. Antragsberechtigt ist jeder Erbe, Miterbe, 
Nacherbe, der die Erbschaft angenommen hat und 
nicht bereits für die Nachlaßschulden unbeschränkt 
hastet, der Testamentsvollstrecker, derNachlaßpsleger, 
wenn sie zur Verwaltung des Nachlasses befugt sind, 
und der Ehemann einer Ehefrau, die Erbin ist, wenn 
der Nachlaß zum eingebrachten Gute oder zum Ge­
samtgute (s. d.) gehört (ZPO. 989—1000). Dem 
Anträge muß ein Verzeichnis der dem Erben (Testa­
mentsvollstrecker) bekannten Nachlaßgläubiger (auch 
etwaiger Hypothek- und Pfandgläubiger) mit An­
gabe ihres Wohnorts beigefügt werden, da diese vom 
Gericht eine besondere Aufforderung zur Anmeldung 
erhalten. Das Aufgebot wird nach den Bestimmun­
gen der Zivilprozeßordnung öffentlich bekannt ge­
macht. Gläubiger, die ihre Forderung dem Gericht 
anmelden wollen, müssen den Gegenstand und den 
Grund (z. B. aus einem Kauf, einem Darlehn usw.) 
ihrer Forderung genau angeben; Beweisurkunden 
(Schuldscheine usw.) sind in Urschrift (im Original) 
oder in Abschrift der Anmeldung beizufügen. Der 
Erbe muß aus der Anmeldung ersehen können, wo 
der Gläubiger wohnt, worauf er seine Forderung 
stützt, zu welchem Betrage sie nach seiner Meinung 
noch besteht. — Bis zur Beendigung des Aufgebots­
verfahrens kann jeder Miterbe einen Aufschub der 
Erbteilung verlangen; s. „Erbteilung 2".

2. Nach dem Ergebnis der Anmeldungen ist der 
Erbe in der Lage, übersehen zu können, ob eine Über­
schuldung des Nachlasses vorliegt oder wenigstens 
zu befürchten ist. In diesem Fall kann er zur Ab­
wendung einer Haftung über den Nachlaß hinaus 
Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs beantragen, 
und muß es, wenn er sich den Gläubigern gegen­
über nicht schadenersatzpflichtig machen will (BGB. 
1980). Hält er dagegen eine Überschuldung nicht für 
vorliegend, so ist er jedenfalls gegen die Gläubiger, 
die sich während der Aufgebotssrist nicht gemeldet 
haben und deshalb vom Gericht durch Ausschluß­
urteil „ausgeschlossen"' sind, insofern gesichert, 
als er sie, wenn sie nachträglich mit ihren An­
sprüchen hervortreten, aus das verweisen darf, was 
von der Erbschaft nach Befriedigung aller 
angemeldeten Forderungen noch übrig ist; 
er haftet ihnen weiter nicht (vorausgesetzt, daß er 
nicht wegen besonderen Verschuldens für alle Erb­
schaftsschulden unbeschränkt mit seinem ganzen Ver­
mögen aufzukommen hat; s. „Nachlaßschulden 2"). 
Etwa noch nicht ausgezahlte Pflichtteile', 
Vermächtnisse oder Auflagen darf der Erbe aber 
von dem noch vorhandenen Nachlaßbestande nicht ab­
rechnen, da diese den Schulden nachstehen; waren sie 
bereits ausgezahlt, als der „ausgeschlossene"' Gläu­
biger seine Forderung nachträglich geltend machte, so 
gehen sie dessen Forderung vor. Den für die Be­
friedigung des ausgeschlossenen Gläubigers nach dem 
Vorstehenden noch verfügbaren Rest (Überschuß) des 
Nachlasses muß der Erbe dem Gläubiger zum Zwecke 
der Befriedigung im Wege der Zwangsvollstreckung 

nach den Vorschriften über die Herausgabe einer un­
gerechtfertigten Bereicherung (s. d.) herausgeben/ 
wenn er es nicht vorzieht, statt der Herausgabe 
der Sachen dem Gläubiger den Wert des vom Nach­
lasse noch Vorhandenen auszuzahlen. Melden sich 
nachträglich mehrere ausgeschlossene Gläubiger, so­
befriedigt sie der Erbe nach der Reihenfolge, wie 
sie sich melden, bis der Nachlaß erschöpft ist. Reicht 
der Nachlaß zur Befriedigung aller nicht hin, so ist 
er denen, die leer ausgehen, nicht dafür verantwort­
lich, daß er den Konkurs nicht angemeldet hat. Die 
ausgeschlossenen Gläubiger bleiben aber befugt, bie* 
Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder die Er­
öffnung des Konkurses zum Zwecke einer ordnungs­
mäßigen Verteilung des noch vorhandenen Nachlasses, 
unter ihnen zu beantragen. Die vorstehend be­
sprochenen nachteiligen Folgen treten aber für ge­
wisse Nachlaßgläubiger nicht ein. Hat ein Gläubi­
ger ein Recht auf Befriedigung aus einem ihm be­
sonders verhafteten (z. B. ein Hypothekengläubiger,, 
ein Pfandgläubiger) Gegenstände oder auf Aussonde­
rung (s. d.), so ist er insoweit, als es sich um seine 
Befriedigung hieraus handelt, nicht verpflichtet, sich: 
auf das Aufgebot hin zu melden. Auch diejenigen 
Personen, die einen Pflichtteil oder ein Vermächtnis 
oder eine Auflage aus dem Testament beanspruchen^ 
werden durch das Aufgebot nicht betroffen. Sind 
mehrere Erben da, so kommt das von einem Erben 
erwirkte Ausschlußurteil auch den andern zustatten.

Zur Ergänzung der Vorschriften über das Auf­
gebot im Hinblick auf solche Nachlaßgläubiger, die 
für ihre persönliche Forderung ein Recht aus Be­
friedigung aus einem zum Nachlasse gehörigen 
Grundstücke haben, gibt das Gesetz (ZVG. 175)- 
dem Erben das Recht, eine Zwangsversteigerung des 
Grundstücks zu beantragen, um durch deren Aus­
fall sestzustellen, inwieweit er den Gläubigern für 
einen Ausfall ihrer Forderungen haftet.

3. Auch ohne daß ein Aufgebotsverfahren statt­
gefunden hat, können Gläubiger von den oben 
beschriebenen nachteiligen Folgen betroffen werden, 
wenn sie nämlich die Geltendmachung der ihnen 
gegen einen Nachlaß zustehenden Forderungen in 
ungebührlicher Weise verzögern. Das Ge­
setz bestimmt zum Schutze des Erben gegen die Nach­
teile, die dem Erben aus solchen Verzögerungen 
entstehen können, daß derjenige Nachlaßgläu- 
biger, der seine Forderung später als fünf 
Jahre nach dem Tode des Erblassers dem Er­
ben gegenüber geltend macht, nicht mehr 
Rechte haben soll als ein Gläubiger, der inr 
Aufgebotsversahren ausgeschlossen ist und 
erst nachträglich mit einer Forderung an den 
Nachlaß hervortritt. Der betreffende Gläubiger 
(auch ein Vermächtnisnehmer, Pflichtteils- oder Aus­
lageberechtigter) kann daher keine Befriedigung ver­
langen, wenn nach Berücksichtigung der Forderun­
gen, die rechtzeitig geltend gemacht sind, vom Nach­
laß nichts mehr übrig bleibt, gleichgültig, ob diese 
Forderungen schon bezahlt sind oder nicht; er tritt 
eben mit seinen Ansprüchen hinter die Gläubiger^ 
die sich zeitig gemeldet haben, zurück; soweit aber 
noch ein Überschuß vorhanden ist, ist der Erbe be­
rechtigt, ihm statt der Herausgabe der noch vorhan­
denen Nachlaßgegenstände deren Wert zu zahlen. 
Etwaigen Pflichtteilssorderungen, Vermächtnissen 
oder Auflageberechtigungen geht er aber vor. Diese 
vorbezeichneten Nachteile (wegen Verspätung der 
Geltendmachung) treffen aber nicht solche Gläubi­
ger, die ein Pfandrecht oder sonstiges Vorzugsrecht 
haben, soweit dieses reicht; auch kann der Erbe sich



einem solchen Gläubiger gegenüber aus die verspätete 
Geltendmachung der Forderung nicht berufen, wenn 
ihm die Forderung vor Ablauf der 5 Jahre bekannt 
geworden ist (was freilich der Gläubiger beweisen 
muß) oder wenn der Gläubiger sich in dem etwa 
stattgehabten gerichtlichen Aufgebotsverfahren ge­
meldet hatte. Sollten sich etwa nach Ablauf von 
5 Jahren mehrere Pslichtteilserben, Vermächtnisneh­
mer oder Auflageberechtigte noch melden, so muß er 
diejenigen von ihnen vor den anderen befriedigen, 
die im Nachlaßkonkurse einen Vorrang haben wür­
den, widrigenfalls er ihnen mit seinem eigenen Ver­
mögen hastet. Ist der Erblasser sür Lot erklärt, 
so beginnt übrigens die fünfjährige Frist nicht vor 
der Erlassung des die Todeserklärung aussprechenden 
Urteils.

Ein fernerer Nachteil, der sowohl den im Auf- 
gebotsversahren ausgeschlossenen Gläubiger, als 
auch den Nachlaßgläubiger trifft, der seine Forde­
rung erst später als fünf Jahre nach dem Tode 
des Erblassers dem Erben gegenüber geltend macht, 
ist der, daß er, falls beim Vorhandensein mehrerer 
Erben die Nachlaßteilung bereits stattgehabt hat, 
seine Forderung nun nicht mehr (ganz) gegen 
einen beliebigen Miterben geltend machen kann, 
sondern jeden einzelnen der Erben auf seinen 
Teil in Anspruch nehmen muß. Siehe hierüber 
„Nachlaßschulden usw. 3".

Etwas anderes als das im Vorstehenden be­
handelte gerichtliche Aufgebot der Nachlaßgläubi­
ger ist die einem Miterben (beim Vorhandensein 
mehrerer Erben) gestattete öffentliche Auffor­
derung an Erbschaftsgläubiger, sich binnen sechs 
Monaten zu melden. Diese Aufforderung hat einen 
andereil Zweck; s. „Nachlaßgläubiger"' u. „Nach­
laßschulden usw. 3".

Aufgebot vor der Eheschließung s. Eheschließung 
1; eines eingetragenen Grundstückseigentümers s. Er­
sitzung 2; zum Zwecke der Ausschließung eines Hy- 
pothekgläubigers_ s. Hypothek 4; behufs Kraftlos-) 
erklärung von Orderpapieren s. Handelsgeschäfte 1; 
behufs Kraftloserklärung von Urkunden überhaupt 
s. Kraftloserklärung usw.

Aufhebung einer Gemeinschaft s. Gemeinschaft 3; 
eines Verlöbnisses s. Verlöbnis 1; einer ehelichen 
Gemeinschaft s. Ehescheidung 5; eines Wohnsitzes s. 
Wohnsitz; einer Forderung, eines Schuldverhältnisses 
durch Vertrag s. Erlaß einer Schuld; eines Testa­
ments s. Testament 4.

Aufkündigung s. Kündigung.
Auslage an einen Beschenkten s. Schenkung; im 

Erbvertrage s. Erbvertrag 1; bei Büchern, falsche 
Angaben über, s. Schwindelhafte Reklame 1.

Auslagen in Testamenten (1940, 2192—2196). 
Erben und solchen Personen, die aus einer Erbschaft 
ein Vermächtnis erhalten, kann von dem Erblasser 
eine Auslage gemacht werden. Der Erblasser be­
stimmt z. B. im Testament, daß seine Erben für 
mildtätige Zwecke aus dem Nachlasse 500 M. zahlen 
sollen. Derartige Auflagen sind den Vermächtnis­
sen ähnlich, die auch den Erben (oder Vermächtnis­
nehmern selbst) auferlegt zu werden pflegen; aber 
sie sind doch insofern verschieden von ihnen, als dem, 
zu dessen Gunsten eine solche „Auflage"' gemacht 
ist, kein selbständiges klagbares Recht aus die 
Erfüllung der Auslage seitens des damit Beschwerten 
zusteht-(wohl aber anderen Personen; siehe unten), 
während der Vermächtnisnehmer auf Zahlung oder 
Leistung des ihm zugewandten Vermächtnisses kla­
gen kann. Das Gesetz mußte deshalb für Auflagen 
einige besondere Bestimmungen treffen. Hat nämlich

Christtant, Rechtslexikon. IV. Aufs. 

der Erblasser den Zweck der Auflage bestimmt (ver­
gleiche obiges Beispiel: „für mildtätige Zwecke"), 
so ist es nicht nölig, daß er weiter bestimmt, an wen 
(an welche Person, an welche Anstalt) die Zahlung 
geleistet werden soll; er kann diese Bestimmung dem, 
der die Auflage zu erfüllen hat, oder auch einer be­
liebigen anderen Person überlassen. Er kann frei­
lich auch die Person usw., an die geleistet werden 
soll, selbst bezeichnen. Wenn nun auch diese auf Er­
füllung der Auslage nicht klagen kann, so ist dieses 
Recht doch anderen Personen gegeben, nämlich dem 
Erben, wenn z. B. einem Vermächtnisnehmer eine 
Auslage gemacht ist; einem Miterben, wenn sie 
einem von mehreren Erben gemacht ist; einem etwai­
gen Testamentsvollstrecker. Auch der, welchem ein 
etwaiger Wegfall der mit der Auslage zunächst be­
schwerten Person unmittelbar zustatten kommen 
würde, kann die Vollziehung der Auflage von dem 
damit Beschwerten verlangen. Liegt die Vollziehung 
der Auslage im öffentlichen Interesse, so kann auch 
die zuständige Behörde die Vollziehung verlangen. 
Die genannten Personen oder die durch Landesver^- 
ordnungen näher bezeichneten Behörden sind be­
rechtigt, die Vollziehung der Auflage im Prozeßwege 
zu erzwingen. Vereitelt der mit der Auflage Be­
schwerte die Vollziehung, so ist er verpflichtet, das, 
was er hierdurch etwa erspart, wie eine ungerechtfer­
tigte Bereicherung an den herauszugeben, der bei 
seinem Wegfall an seine Stelle als Erbe usw. treten 
würde.

Auslassung (925). 1. Zum Erwerbe des Eigen­
tums an einem Grundstück genügt nicht schon der 
Abschluß eines Vertrages, z. B. Kaufvertrages, 
Schenkungsvertrages, und die Besitzübertragung, son­
dern es muß noch die Auslassung und die Eintra­
gung des Erwerbers im Grundbuch hinzukommen. 
Auflassung ist die Einigung des bisherigen Eigen­
tümers und des Erwerbers, daß das Eigentum nun­
mehr auf den letzteren übergehen soll. Sie muß un­
bedingt und unbefristet sein. Sie muß in Gegenwart 
beider Vertragsteile von dem Grundbuchamte, 
in dessen Bezirk das betreffende Grundbuch geführt 
wird, oder soweit dies landesgesetzlich zugelassen ist, 
vor einem Notar oder einem Amtsgericht zu Protokoll 
erklärt werden. Wer nicht persönlich erscheinen will 
oder kann, muß sich durch einen Bevollmächtigten 
mit gerichtlich oder notariell ausgenommener oder 
beglaubigter Vollmacht vertreten lassen; Auslas­
sungsvollmacht des einen Vertragsteils aus den an­
deren ist zulässig und häufig. Die Auslassung vor 
einem Notar ist landesgesetzlich zugelassen in Preu­
ßen, Bayern, Sachsen, Hessen, Baden; vor jedem 
deutschen Amtsgericht in Sachsen, Hessen; vor dem 
Ratsschreiber und gegebenenfalls vor dem Nachlaß­
gericht in Württemberg, Baden.

Die Eintragung des neuen Eigentümers wird 
auf Grund der Auflassung und eines Antrags der 
Beteiligten vom Grundbuchamt vorgenommen. Der 
Antrag wird in der Regel mit der Auflassung ver­
bunden. Wo nach den Gesetzen der Eigentumsüber­
gang sich außerhalb des Grundbuchs vollzieht, 
ist eine Auflassung nicht erforderlich; solche Fälle 
sind z. B. Erwerb im Zwangsversteigerungsverfah­
ren, Enteignung, Verschmelzung von Aktiengesell­
schaften, Eingemeindung und insbesondere Erb­
gang. Das Grundbuch wird in diesen Fällen aus 
Antrag des Berechtigten unter Vorlegung der den 
Übergang beweisenden öffentlichen Urkunden, z. B. 
Erbschein, Testament, auf den neuen Eigentümer 
berichtigt. Mehrere Miterben können sich nur zu­
sammen als Eigentümer im Wege der Berichtigung
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eintragen lassen. Wollen sie das Grundstück einem 
von ihnen allein oder mehreren zu Bruchteilen, im 
Gegensatz zu ihrer Erbengemeinschaft, übertragen, 
so ist Auflassung erforderlich. Ebenso bedarf jemand, 
dem in einem Testament ein Grundstück als Ver­
mächtnis zugewendet ist, der Auflassung durch den 
Erben, um Eigentümer zu werden. Vielfach sind 
Genehmigungen zur Auflassung erforderlich, z.B. 
wenn ein Vater, Vormund, Pfleger, Nachlaßpfleger, 
eine Ehefrau bei der Auflassung beteiligt ist (s. d.). 
Soweit das zugrunde liegende Geschäft bereits ge­
nehmigt ist, bedarf es nicht einer nochmaligen Ge­
nehmigung der Auflassung. Genehmigungspflichtig 
ist ferner die Auflassung von landwirtschaftlich ge­
nutzten Grundstücken von mehr als fünf Hektar 
Größe (Bekanntmachung vom' 15. 3. 18, RGBl. 
123). Außerdem bestehen landesgesetzliche Vorschrif­
ten, nach denen behördliche Genehmigung für den 
Erwerb oder die Veräußerung von Grundstücken der 
meisten öffentlichen juristischen Personen, z. B. 
Reich, Länder, Gemeinden, Kirchen usw. und zum 
Teil auch der privaten juristischen Personen erfor­
derlich ist.

Der Anspruch auf Auflassung oder Eintragung 
kann durch Vormerkung gesichert werden (s. d.). 
Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber 
einig, daß sich die Veräußerung auf das Zubehör 
des Grundstücks erstrecken soll, so erlangt der Er­
werber mit dem Eigentum am Grundstück auch das 
Eigentum an den vorhandenen Zubehörstücken, soweit 
diese dem Veräußerer gehören. Es ist also eine 
„Übergabe"', die sonst für den Erwerb des Eigentums 
an beweglichen Sachen erforderlich ist, nicht nötig. 
Der Grundbuchrichter soll die Eintragung eines 
neuen Eigentümers nicht vornehmen, wenn nicht 
die Bescheinigung der Grunderwerbsteuerbehörde 
(Finanzamt) beigebracht wird, daß die Grunder­
werbsteuer gezahlt oder nicht zu erheben ist (§ 24 
des Grunderwerbsteuergesetzes v. 11. 3. 27, Gutt. 
Slg. Nr. 139), und wenn nicht der Nachweis bei 
Eintragungen auf Grund einer Auflassung geführt 
wird, daß das Grundstück zur Jndustriebelastung 
(s. d.) nicht herangezogen ist oder in welcher Höhe 
es belastet ist (§§ 41 ff. JndBelG. 8. DVO. vom 
27. 4. 1926).

2. E i g e n t u m s ü b e r t r a g u n g s v e rt r ä g e
(Kaufverträge usw.) über Grundstücke. Jede 
Auflassung beruht aus einem Rechtsgrunde. Dieser 
ist in den meisten Fällen ein Vertrag, durch den der 
eine Teil sich verpflichtet, dem anderen das Eigen­
tum an einem Grundstück zu übertragen, z. B. ein 
Kaufvertrag, ein Tauschvertrag, ein Schenkungs­
vertrag, ein Erbteilungsvertrag usw. Für solche 
Verträge gilt die Bestimmung, daß sie ge­
richtlich oder. notariell beurkundet sein müssen 
(BGB. 313) (s. darüber Form der Rechts­
geschäfte; auf ausländische Grundstücke bezieht sich 
die Vorschrift nicht (RG-). Landesgesetzlich kann je­
doch bestimmt werden, daß zur Beurkundung solcher 
Verträge außer den Gerichten, und Notaren auch 
andere Behörden und Beamte, z. B. Gemeindevor­
steher usw., zuständig sein sollen. (In Preußen, 
ist in dieser Beziehung bestimmt, daß für Renten­
gutsverträge bei den durch Vermittelung der Ge­
neralkommission begründeten und bei den vom 
Staate ausgegebenen Rentengütern und für den in 
den §§16,17 des Enteignungsgesetzes bezeichneten Ver­
trag über die freiwillige Abtretung von Grundeigen­
tum die schriftliche Form genügt, sowie daß für 
die Beurkundung solcher Verträge, bei denen eine 
öffentliche Behörde beteiligt ist, auch der Beamte 

zur Beurkundung des Vertrages zuständig ist, der 
von dem Vorstande der betr. Behörde oder von der 
vorgesetzten Behörde bestimmt ist; AGBGB. Pr. 
12. In Württemberg sind auch die Grundbuch­
beamten, sowie die Ratsschreiber der Gemeinde zu­
ständig, soweit es sich um Grundstücke handelt, die 
in dem betreffenden Grundbuchamtsbezirk oder Ge­
meindebezirk gelegen sind; AGBGB. W. 33. — 
Ist ein Vertrag der gedachten Art ordnungsmäßig 
vor Gericht oder Notar geschlossen, so ist der Käu­
fer usw. berechtigt, die Erfüllung des Vertrages, 
d. h. die Auflassung des Grundstücks, zu verlangen und 
wenn erforderlich, darauf zu klagen. Ist dagegen 
die Form nicht gewahrt, so ist der Vertrag ungül­
tig (nichtig) (BGB. 125); keiner der Beteiligten 
hat ein Recht aus dem Vertrage, mag er auch schrift­
lich abgefaßt oder gar eine Vertragsstrafe (Konven­
tionalstrafe) für den Fall des Abgehens von dem 
Vertrage festgesetzt sein. Auch kann kein Teil den 
anderen etwa darauf verklagen, daß dieser den Ver­
trag nun mit ihm vor Gericht oder Notar abschließe 
(verlautbare) und dadurch rechtsverbindlich mache. 
Der Vertrag wird aber, auch wenn er nur mündlich 
oder privatschriftlich abgeschlossen ist, gültig und 
in bezug aus seinen ganzen Inhalt für beide Teile 
verbindlich, wenn auf Grund des Vertrages die 
Auflassung und Eintragung im Grundbuch stattge­
funden hat. Insbesondere kann daher der Verkäufer 
jetzt den vereinbarten Kaufpreis fordern. Bei einem 
T au sch vertrage über Grundstücke tritt diese Folge 
erst ein, wenn von beiden Seiten die Grundstücke 
aufgelassen sind und die Eintragungen stattgesunden 
haben (RG).

Die Vorschrift, daß der Vertrag gerichtlich oder 
notariell beurkundet sein muß, gilt übrigens nicht 
nur für den eigentlichen Kaufvertrag, d. h. den we­
sentlichen Inhalt des Vertrages, sondern auch für 
etwaige Nebenberedungen beim Vertrage, also 
für alle Vereinbarungen, aus denen sich nach dem 
Willen der Beteiligten der Vertrag zusammensetzen 
soll (RG.) sowie auch für etwa später getroffene 
zusätzliche oder abändernde Vereinbarun­
gen, sofern und soweit sich solche auf das Veräuße- 
rungsgeschäft (den Kauf) selbst beziehen (RG.).Die 
Vorschrift gilt endlich auch für Vorverträge, durch 
die ein Grundstück bindend für einige Zeit angestellt 
(offeriert) werden soll (RG.). — Schließt ein Be­
vollmächtigter den Vertrag, so bedarf die Voll­
macht der gerichtlichen oder notariellen Beurkun­
dung nicht (BGB. 167), soweit nicht die Ertei­
lung der Vollmacht den Verkauf des Grundstücks 
wirtschaftlich ersetzt. Auch für die Abtretung des 
Anspruches auf Auflassung aus einem gültigen 
Kaufverträge bedarf es nicht der Form des § 313 
BGB. Ein Vertrag, durch den ein (persönliches) 
Vorkaufsrecht (s. d.) an einem Grundstück ein­
geräumt werden soll, braucht nicht gerichtlich oder 
notariell beurkundet zu werden (RG.).

Auslösende Bedingung s. Bedingungen usw.
Auslösung eines Vereins s. Verein; einer Ehe 

s. Ehescheidung und Testament 5.
Ausmachung von Waren, Schutz der, s. Waren­

bezeichnungen usw
Ausrechnung (387—396). Wer von jemandem, 

dem er Geld schuldet, auch seinerseits Geld zu for­
dern hat, kann, anstatt zu zahlen und dagegen das 
ihm Geschuldete sich wieder zurückzahlen zu lassen, 
mit seiner Forderung einfach gegen die Forderung 
des anderen ausrechnen (gegenrechnen, kompen­
sieren) und insoweit die gegenseitigen Forderungen 
zum Erlöschen bringen. Dasselbe gilt für Forde-



rungen, die auf etwas anderes als Geld gehen, 
wenn nur die geschuldeten Leistungen dem Gegen­
stände nach gleichartig sind. Die Forderungen, die 
nusgerechnet werden sollen, müssen beiderseits 
fällig sein in dem Sinne, daß der Aufrechnende 
die ihm gebührende Leistung jetzt schon fordern kann 
und die ihm obliegende Leistung jetzt zu bewirken 
befugt ist. Die Ausrechnung ist ausgeschlossen, wenn 
etwa Barzahlung vereinbart oder eine solche 
nach Lage der Umstände als dem Willen der Be­
teiligten entsprechend anzusehen ist. Sonst kann die 
Aufrechnung jederzeit geschehen, sobald die Voraus­
setzungen dazu vorhanden sind; sie erfolgt durch 
eine Erklärung desjenigen, der aufrechnen will, 
gegenüber dem anderen Teil, daß er aufrechne. Die 
Erklärung kann im Prozeß oder außerhalb eines 
Prozesses, gerichtlich oder außergerichtlich abgegeben 
werden. Sie ist auch als Eventualaufrechnung zu­
lässig, d. h. sie kann auch nur für den Fall erklärt 
werden, daß eine Gegenforderung zu Recht besteht; 
nicht dagegen darf sie an eine Bedingung oder Zeit­
bestimmung geknüpft werden. Durch die Aufrech- 
nungserklärung wird bewirkt, daß die beiderseitigen 
Forderungen, soweit sie sich decken, erlöschen, 
und zwar gelten sie dann mit dem Zeitpunkt als 
erloschen, in dem sie, zur Ausrechnung geeignet, 
einander gegenübergetreten sind.

Eine Forderung, der eine Einrede gegen­
übersteht, kann nicht aufgerechnet werden. Der 
Umstand, daß die Forderung, mit der ausgerechnet 
werden soll, bereits verjährt ist, schließt die 
Aufrechnung nicht aus, wenn die verjährte Forde­
rung zu einer Zeit, wo sie gegen die andere Forde­
rung bereits aufgerechnet werden konnte, noch 
nicht verjährt war (390). Beispiel: Dem Kauf­
mann A., der von B. auf Rückzahlung eines Dar- 
lehns verklagt ist, stehen gegen B. verschiedene For­
derungen für aus seinem Laden käuflich entnom­
mene Waren zu. Diese Gegenforderungen, für die 
eine zweijährige Verjährungsfrist gilt (s. „Ver­
jährung"), sind verjährt, können also vom A. im 
Wege der Klage nicht mehr geltend gemacht wer­
den. Aber er kann mit ihnen gegen die Darlehns- 
forderung des B. aufrechnen, wenn sie zu der 
Zeit, als die Forderung des B. bereits bestand und 
zur Aufrechnung geeignet war, noch nicht verjährt 
waren. — Die Ausrechnung wird nicht dadurch aus­
geschlossen, daß für die Forderungen verschiedene 
Leistungs- oder Ablieferungsorte (vgl. „Lei­
stungen, allgem. Bestimmungen über, 5") bestehen. 
Der aufrechnende Teil hat jedoch den Schaden zu 
ersehen, den der andere Teil dadurch erleidet, daß 
er infolge der Aufrechnung die Leistung nicht an 
dem bestimmten Orte erhält oder bewirken kann. 
Ist vereinbart, daß die Leistung zu einer bestimmten 
Zeit an einem bestimmten Orte erfolgen soll, so ist 
im Zweifel anzunchmen, daß die Aufrechnung einer 
Forderung, für die ein anderer Leistungsort besteht, 
ausgeschlossen sein soll.

Durch die Beschlagnahme einer Forderung 
wird die Aufrechnung einer dem Schuldner gegen 
den Gläubiger zustchenden Forderung nur dann 
ausgeschlossen, wenn der Schuldner seine Forderung 
nach der Beschlagnahme erworben hat oder wenn 
seine Forderung erst nach der Beschlagnahme und 
später als die in Beschlag genommene Forderung 
fällig geworden ist. Gegen eine Forderung aus 
einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Hand­
lung (s. „Schadensersatz wegen unerlaubter Hand­
lung"), also z. B. gegen eine Forderung aus einem 
Diebstahl oder Betrüge, ist die Aufrechnung nicht zu­

lässig. Soweit eine Forderung der Pfändung 
nicht unterworfen ist (s. „Pfändung in der 
Zwangsvollstreckung 2"), kann gegen die Forderung 
auch nicht mit einer anderen Forderung aufgerechnet 
werden (394). Landesgesetzlich können Bestim­
mungen getroffen werden, welche die Aufrechnung 
gegen die Ansprüche der Beamten, der Geistlichen 
und Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanstalten oder 
der Hinterbliebenen dieser Personen aus dem Amts­
oder Dienstverhältnis auf Besoldung, Wartegeld, 
Witwen- und Waisengeld abweichend von der Vor­
schrift des gedachten Paragraphen zulassen (EG. 
BGB. 81). Gegen die aus Kranken-, Hilfs- oder 
Sterbekassen und Kassen der Knappschaftsvereine zu 
beziehenden Hebungen können jedoch geschuldete Bei­
träge aufgerechnet werden. Gegen eine Forderung 
einer Gemeinde oder eines anderen Ko'm- 
munalverbandes ist die Ausrechnung nur zulässig, 

i wenn die Leistung an dieselbe Kasse zu erfol- 
I gen hat, aus der die Forderung des Ausrechnenden 
i zu berichtigen ist.
| Hat der eine oder andere Teil mehrere zur 

Ausrechnung geeignete Forderungen, so kann 
der ausrechnende Teil die Forderungen bestimmen, 
die gegeneinander aufgerechnet werden sollen. Wird 
die Aufrechnung ohne eine solche Bestimmung er­
klärt oder widerspricht der andere Teil unverzüg­
lich, so wird zunächst die fällige Schuld unter meh­
reren fälligen Schulden diejenige, welche dem Gläu­
biger geringere Sicherheit bietet, unter mehreren, 
gleich sicheren die dem Schuldner lästigere, unter 
mehreren gleich lästigen die ältere Schuld und bei 
gleichem Alter jede Schuld verhältnismäßig getilgt 
(396, 366 Abs. 2). Schuldet der aufrechnende Teil 
dem anderen Teile außer der Hauptleistung Zin­
sen und Kosten, so finden die Vorschriften des 
§ 367 des Gesetzbuchs entsprechende Anwendung, 
d. h. es wird, wenn der Aufrechnende keine Be­
stimmung darüber trifft, was ausgerechnet werden 
soll, zunächst mit den Kosten, dann mit den Zinsen 
und zuletzt mit der Hauptforderung ausgerechnet; 
will aber der Aufrechnende etwas anderes, so kann 
der andere Teil die Aufrechnung ablehnen.

Übrigens steht es ganz im Belieben jedes der 
beiden Beteiligten, ob oder wann er seine Aufrech-- 
nungserklärung abgeben will. Solange dies nicht 
geschehen ist, bestehen die beiderseitigen 
Forderungen unberührt voneinander fort, 
da eine Forderung nicht von selber dadurch unter­
geht, daß ihr eine gleichartige und gleich hohe Ge­
genforderung gegenübersteht.

Ausrechnung bei Abtretung einer Forderung s. 
Abtretung einer Forderung 3.

Ausschiebende Bedingung s. Bedingungen usw. 
Aussicht des Vormundschastsgerichts s. Vormund 

8 und Eltern und Kinder 5; über die Verwaltung 
des Kindesvermögens durch den Vater (die Mutter) 
s. Verwaltung usw. des Kindesvermögens 1; über 
Personen, Vernachlässigung der, f. Schadensersatz 
wegen unerlaubter Handlung 4; über ein Tier s. 
Tiere, Tötung usw.'

Aufsichtspersonen, Haftung der Unternehmer für 
ein Verschulden der, s. Haftpflicht usw. 3.

Aussichtsrat s. Aktiengesellschaft und Gesellschaft 
mit beschr. Haftung. 4.

Auftrag (662^674). 1. Wenn ich jemanden 
bitte, etwa während meiner Abwesenheit meine Blu­
men oder meinen Hund zu pflegen oder mein 
Grundstück zu beaufsichtigen, oder wenn ich ihn er­
suche, für mich einen Einkauf zu besorgen oder einen 
Brief zur Post zu befördern oder eine Zeitschrift 

3*



abzubestellen oder eine unentgeltliche Verwaltung- 
von Hab und Gut zu übernehmen, u. dgl. mehr, 
und der Angegangene sagt mir die Erfüllung meiner 
Bitte zu, so ist damit zwischen uns ein Vertrag 
(ein Auftragsvertrag) geschlossen, der für uns beide, 
für mich als den Auftraggeber und für den an­
deren als den Beauftragten, Rechte und Pflich­
ten erzeugt. Wesentlich ist, damit ein Auftrags-' 
vertrag vorliege, daß die Besorgung des Geschäfts 
unentgeltlich übernommen wird (662); verspricht 
mir jemand die Besorgung eines Geschäfts gegen 
eine Vergütung irgendwelcher Art, so liegt kein 
Auftrag im Sinne des Gesetzes vor, sondern irgend­
ein anderer Vertrag, etwa ein Dienstvertrag 
oder ein Werkvertrag (s. d.). Ebensowenig ist 
das, was der Rechtsanwalt als Mandat (Auf­
trag) oder der Geschäftsmann als Auftrag! 
(Eingang von Aufträgen) bezeichnet, ein Auf­
trag im Rechtssinne, sondern Werk- oder Kauf- oder 
Werklieferungsvertrag. Aber auch für solche gelten 
einige der Bestimmungen über den Auftrag (675). 
Es ist freilich nicht ausgeschlossen, daß auch der 
wirklich „Beauftragte" hinterher eine Vergütung 
für seine Tätigkeit erhält; nur darf sie nicht ver­
tragsmäßig zugesichert sein. In derartigen Fällen, 
wo ein Auftrag, also eine unentgeltliche Mühe­
waltung, übernommen wird, ist der Gedanke von 
der Hand zu weisen, daß, weil keine Vergütung 
(kein Lohn) gezahlt werde, eine eigentliche Bei­
pflichtung, das Übernommene auszusühren, nicht be­
stehe. Ob jemand einen Auftrag annehmen will, 
steht freilich in seinem Belieben; hat er ihn aber 
angenommen, so ist er verpflichtet, ihn auszusühren, 
widrigenfalls er dem Auftraggeber für den Schaden 
haftet. Ein Auftrag kann auch stillschweigend an­
genommen werden; es müssen jedoch die Umstände 
derart liegen, daß für den Auftraggeber kein Zweifel 
sein konnte, daß der Auftrag angenommen sei. Im 
allgemeinen besteht keine Verpflichtung, sich dar­
über zu erklären, ob man einen Auftrag annehmen 
will; eine Ausnahme gilt jedoch für solche Personen, 
die zur Besorgung gewisser Geschäfte öffentlich 
bestellt (Gerichtsvollzieher, Armenanwalt, Berufs­
vormund) sind oder sich zu solchen öffentlich er­
boten haben; diese Personen sind verpflichtet, wenn 
sie einen auf derartige Geschäfte gerichteten Auf­
trag nicht annehmen wollen, dies dem Auftraggeber 
unverzüglich anzuzeigen, widrigenfalls sie ihm 
für allen Schaden hasten (663). Dieselbe Pflicht 
zur sofortigen Anzeige hat der, welcher sich dem- 
Austraggeber zur Besorgung gewisser Geschäfte an­
geboten hat. (Dies gilt auch für entgeltliche Be­
sorgungsaufträge, so für den Arzt, Rechtsanwalt, 
Agenten, Makler usw.).

Zu den „Aufträgen" gehört auch die unentgeltliche 
Erteilung von Rat und Empfehlung. Der den Rat 
Erteilende ist zur Sorgfalt verpflichtet, hat aber 
nicht für den aus der Befolgung des Rates ent­
stehenden Schaden aufzukommen (676). über ent­
geltliche Raterteilung s. Geschäftsführung.

2. Besorgung in Person oder durch an­
dere. Ob der Beauftragte die Ausführung des Ge­
schäfts selber besorgen muß oder ob er sie einem an­
deren überlassen darf, richtet sich zunächst nach dem 
Vertrage oder nach der Natur oder der Beschaffen­
heit des Geschäfts oder nach dem sonst zu erforschen­
den Willen der Beteiligten. Wird hierdurch der 
Zweifel nicht gelöst, so gilt der Satz, daß der Be­
auftragte die Ausführung einem andern nicht über­
tragen darf (664). Tut er dies dennoch, so muß er 
für allen Schaden auskommen. Der Beauftragte. 

ist verpflichtet, den Auftrag pünktlich auszusühren 
und haftet dabei dem Auftraggeber wegen jeder 
Fahrlässigkeit. Ist es ihm gestattet, die Aus­
führung einem anderen zu übertragen, so hastet er 
für etwaigen Schaden, den dieser anrichtet, nur inso­
weit, als ihm bei der Übertragung des Auftrages 
ein Verschulden zur Last fällt (es hat z. B. je­
mand den ihm zur Besorgung anvertrauten Brief 
einem Kinde zur Beförderung übergeben oder der 
Beauftragte hat die ihm vom Auftraggeber erteilten 
Verhaltungsmaßregeln dem anderen nicht mitge­
teilt). Kann der Beauftragte infolge unvorhergesehe­
ner Umstände den Auftrag nicht aussühren, so ist 
er zur ungesäumten Anzeige verpflichtet. Ob der 
Beauftragte sich bei der Ausführung des Geschäfts 
eines Gehilfen bedienen darf, darüber gibt das Ge­
setz keine Vorschrift; die Beantwortung richtet sich 
nach dem Vertrage oder dem sonst zu ermittelnden 
Willen der Parteien; im Zweifel wird anzunehmen 
sein, daß der Beauftragte dazu berechtigt ist. Aber 
der Beauftragte haftet für ein Verschulden seines 
Gehilfen in gleicher Weise wie für eigenes Ver­
schulden. Eine andere Frage ist, ob der Auftrag­
geber den ihm zustehenden Anspruch auf die Aus­
führung des angenommenen Auftrages an einen an­
deren abtreten (übertragen) darf. Im Zweifel darf 
er dies nicht.

3. Anweisungen des Auftraggebers. Aus­
führung. Rechenschaft. Der Beauftragte hat sich 
nach den Anweisungen des Auftraggebers zu richten, 
selbst dann, wenn er sie nicht für zweckmäßig hält. 
Er darf von solchen Anweisungen nur abweichen, 
wenn er den Umständen nach annehmen muß, daß. 
der Auftraggeber bei Kenntnis der Sachlage die Ab­
weichung billigen würde (665). Vor der Abweichung 
muß er aber dem Auftraggeber Anzeige machen und 
seine Entschließung abwarten, wenn nicht mit dem 
Aufschübe Gefahr verbunden ist. Der Beauftragt« 
ist, wenn nichts anderes vereinbart ist, verpflichtet, 
dem Auftraggeber — auch ohne besondere Aufforde­
rung — die nötigen Nachrichten über den 
Stand der Sache zu geben, wenn solche Kennt­
nis nach Lage der Sache für den Auftraggeber von 
Wert ist; jedenfalls muß er ihm aus Verlangen 
Auskunft über den Stand des Geschäfts geben,' 
(666). Nach der Ausführung des Auftrages oder, 
wenn das Auftragsverhältnis auf andere Weise 
beendigt ist (RG.), ist er verpflichtet, dem Auftrag­
geber Rechenschaft abzulegen. Bestand der Auf­
trag in einer Vermögensverwaltung, so muß Rechen­
schaft durch Legung einer Rechnung gegeben 
werden (s. „Rechnungslegung"). Unter Umständen 
ist er auch zur Leistung des Ofsenbarungseides (si 
d.) verpflichtet.

Was der Beauftragte zur Ausführung des Auf­
trages erhalten und was er etwa aus der Geschäfts­
besorgung selber erlangt hat (einkassierte Gelder, 
gekaufte Sachen usw.), muß er dem Auftraggeber 
herausgeben (667). Erworbene Forderungen muß 
er ihm abtreten. Die Zeit der Herausgabe richtet 
sich nach den Umständen des Falles. Verwendet 
der Beauftragte Geld für sich, das er dem Auftrag­
geber herauszugeben oder für ihn zu verwenden 
hat, so ist er verpflichtet, es von der Zeit der Ver­
wendung an zu verzinsen (668) (s. „Zinsen"); 
wegen eines dem Auftraggeber etwa entstandenen 
höheren Schadens ist er diesem verhaftet. Liefert 
er Gelder an den Auftraggeber nicht rechtzeitig ab, 
so werden Verzugszinsen (s. „Verzug des Schuld­
ners") fällig. Bei Versäumung der Einziehung oder 
Anlegung von Geldern haftet er für etwaiges Ver-



schulden, wenn die Einziehung usw. zu den von 
ihm übernommenen Pflichten gehörte.

4. Verpflichtungen des Auftraggebers. 
Ist nichts anderes ausdrücklich oder stillschweigend 
vereinbart, so muß der Auftraggeber für die zur 
Ausführung des Auftrags erforderlichen Auswen- 
Lungen dem Beauftragten aus Verlangen Vorschuß 
leisten (669). Tut er dies nicht, so ist der Beauf­
tragte außer Verantwortung, wenn er nicht handelt; 
denn er braucht für den Auftraggeber keine Aus­
lagen zu machen. Hat der Beauftragte zum Zwecke 
der Ausführung des Auftrages Aufwendungen 
gemacht, die er nach Lage der Umstände bei Anwen­
dung der Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters 
für erforderlich halten durste, so ist der Auftrag­
geber verpflichtet, sie ihm zu ersetzen, wenn auch 
die Aufwendung seinen Absichten nicht entsprochen 
hat oder sich hinterher als nicht zweckmäßig her­
ausstellt (670). Ob die Tätigkeit des Beauftragten 
den durch den Auftrag bezweckten Erfolg hatte oder 
nicht, ist für seinen Anspruch aus Ersatz der Auf­
wendungen ohne Bedeutung. Der Auftraggeber hat 
dem Beauftragten die verauslagten Beträge oder den 
Geldwert sonstiger Aufwendungen vom Tage der 
Aufwendung an zu verzinsen.

5. Widerruf, Kündigung oder sonstiges 
Erlöschen des AustragsverhältnisseD (671). 
Der Auftrag kann, solange und soweit er nichb 
schon ausgeführt ist, vom Auftraggeber jederzeit 
widerrufen werden; das Vertragsverhältnis er­
lischt damit für die Zukunft. Der Widerruf kann 
auch stillschweigend geschehen. Auch der Beauf­
tragte kann durch Kündigung von dem Auftrags­
verhältnis für die Zukunft zurücktreten, falls solche 
Befugnis nicht durch ausdrückliche oder stillschwei­
gende Vereinbarung ausgeschlossen ist. An sich kann 
auch der Beauftragte jederzeit kündigen; aber er 
darf nur in der Art kündigen, daß der Auftraggeber 
für die Besorgung des Geschäfts anderweit Fürsorge 
treffen kann, es sei denn, daß ein wichtiger Grund 
für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er 
ohne solchen Grund zur Unzeit, so ist nichtsdesto­
weniger das Vertragsverhältnis aufgehoben; er hat 
aber dem Auftraggeber allen daraus etwa entstehen­
den Schaden zu ersetzen. Liegt dagegen ein wichtiger 
Grund zur Kündigung vor, so ist er zur Kündigung 
auch dann berechtigt, wenn er etwa auf das Kündi­
gungsrecht verzichtet hätte. Was als wichtiger, eine 
unzeitige Kündigung rechtfertigender Grund anzu­
sehen ist, unterliegt der richterlichen Beurteilung. 
Die Kündigung muß dem Auftraggeber in gehöriger 
Weise, mündlich oder schriftlich, erklärt werden.

Ob das Auftragsverhältnis durch den Tod des 
Auftraggebers beendigt wird, hängt von dem 
Willen der Beteiligten ab. Ist in dieser Hinsicht 
nichts verabredet (oder nach dem mutmaßlichen 
Willen der Beteiligten als vereinbart anzusehen)^ 
so übt der Tod des Auftraggebers aus das Auf­
tragsverhältnis keinen Einfluß aus (672). Selbst­
verständlich können aber die Erben den Auftrag 
sofort widerrufen (siehe vorstehend). Auch da­
durch, daß etwa der Auftraggeber (ganz oder teil­
weise) geschäftsunfähig wird (s. „Geschäftsfähig­
keit"), wird mangels anderweitiger Vereinbarung 
der Vertrag nicht aufgehoben. Erlischt aber der 
Auftrag durch den Tod oder den Eintritt der Ge­
schäftsunfähigkeit des Auftraggebers, so ist der Be­
auftragte verpflichtet, wenn mit dem Aufschub Ge­
fahr verbunden ist, die Besorgung des übertragenen 
Geschäfts so lange fortzusetzen, bis der Erbe oder 
der gesetzliche Vertreter des Auftraggebers anderweit 

Fürsorge treffen kann; das Auftragsverhältnis gilt 
insoweit als fortbestehend. Anders beim Tode des 
Beauftragten (673). Da anzunehmen ist, daß der 
Auftrag auf dem Vertrauen des Auftraggebers zu 
dem Beauftragten beruht, so entspricht es der 
Natur der Sache, daß das Verhältnis mit dem 
Tode des Beauftragten erlischt, wenn sich nicht 
aus dem Vertrage oder aus besonderen Umständen 
ein anderer Wille der Beteiligten ergibt. Erlischt 
der Auftrag durch beit Tod des Beauftragten, so 
haben dessen Erben den Tod dem Auftraggeber un­
verzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Auf­
schübe Gefahr verbunden ist, die Besorgung des 
ihrem Erblasser übertragenen Geschäfts so lange 
fortzusetzen, bis der Auftraggeber anderweit Für­
sorge treffen kann; das Auftragsverhältnis gilt 
auch hier insoweit als fortbestehend. Erlischt das 
Auftragsverhältnis in anderer Weise als durch 
Widerruf seitens des Auftraggebers (es ist z. B. 
vereinbart oder vom Auftraggeber bestimmt, daß 
der Auftrag mit dem Eintritt einer bestimmten 
Tatsache erlöschen oder nicht ausgeführt werden 
solle), so gilt es zugunsten des Beauftragten gleich­
wohl so lange als fortbestehend, bis er von dem 
Erlöschen des Vertrages Kenntnis erlangt hat oder 
das Erlöschen kennen mußte (674).

6. In Vorstehendem ist nur das Verhältnis 
zwischen dem Auftraggeber und dem Beauftragten 
besprochen. Besteht der Auftrag darin, daß der 
Beauftragte ein Rechtsgeschäft für den Auftrag­
geber in dessen Namen mit einem anderen ab­
schließen soll (z. B. er soll aus seinen Namen ein 
Grundstück kaufen), so fragt es sich, in welcher Art 
das Rechtsverhältnis zwischen dem Auftraggeber 
und dem anderen, mit dem der Beauftragte ver­
handelt, sich gestaltet; es kommen hier die Rechts­
sätze über Vertretung bei Rechtsgeschäften 
zur Anwendung; siehe darüber das Nähere unter 
„Vevtreter, Vertretung" und „Vollmacht".

Auftraggeber, Haftung für Schäden durch den 
Beauftragten, s. Schadensersatz weg. unerl. Handl. 4.

Aufwand, ehelicher, s. Eingebrachtes Gut der 
Frau 3, Vorbehaltsgut 2 u. Gütertrennung 2.

Aufwendungen (256, 257). Wer zum Ersätze 
von Aufwendungen (Auslagen) verpflichtet ist, 
hat den aufgrwendeten Betrag oder, wenn andere 
Gegenstände als Geld aufgewendet worden sind, den 
als Ersatz ihres Wertes zu zahlenden Betrag von 
der Zeit der Aufwendung an zu verzinsen. Sind 
Aufwendungen aus einen Gegenstand gemacht wor­
den, der dem Ersatzpflichtigen herauszugeben ist, so 
sind Zinsen für die Zeit, für welche dem Ersatz­
berechtigten die Nutzungen oder die Früchte des 
Gegenstandes ohne Vergütung verbleiben, nicht zu 
entrichten. Wer berechtigt ist, Ersatz für Aufwen­
dungen zu verlangen, die er für einen bestimmten 
Zweck macht, kann, wenn er für diesen Zweck eine 
Verbindlichkeit eingeht, Befreiung von der Verbind­
lichkeit verlangen. Ist die Verbindlichkeit noch nicht 
fällig, so kann ihm der Ersatzpflichtige, statt ihn zu 
befreien, Sicherheit leisten („Sicherheitsleistung"),

Aufwendungen des Vormunds s. Vormund 7.
Auswertung. Auswertung ist die unter Berück­

sichtigung der Veränderung des Geldwertes einge­
tretene Änderung des Inhalts einer vor Eintritt 
oder zur Zeit des Währungsverfalls begründeten 
auf eine bestimmte Geldsumme in alter Reichs­
währung lautenden Forderung. Sie wird nicht erst 
durch Handlung der Beteiligten oder durch Richter­
spruch geschaffen, sondern ist die von selbst ein-



tretende Einwirkung der Geldentwertung aus den 
Bestand eines Schuldverhältnisses.

Im Beginn des Währungsverfalls glaubte man 
es zunächst mit einer Teuerungserscheinung in­
folge des Krieges zu tun zu haben; es wurde daher 
im Leben und in der Rechtsprechung der Grundsatz 
Mark — Mark ausrechterhalten. Als dann aber all­
mählich die Erkenntnis durchdrang, daß es sich nicht 
um Teuerungserscheinungen sondern um eine Geld­
entwertung handele, setzte sich auch in der Recht­
sprechung der Gedanke durch, daß es der Billigkeit 
nicht entspreche, daß Zahlungsverpflichtungen, die 
vor oder im Laufe des Währungsverfalls einge­
gangen waren, nunmehr mit entwerteten Zah­
lungsmitteln zum vereinbarten Stammbetrag 
(M = M) abgelöst werden könnten. Die Grund­
lage für diese Rechtsprechung wurde in dem § 242 
BGB. gefunden, daß die Leistung so zu bewirken sei, 
wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Ver­
kehrssitte es erfordern. Dieser Gedanke der Aus­
wertung fand ihren einstweiligen Abschluß in der 
Entscheidung des Reichsgerichts vom 28. No­
vember 1923, worin das Reichsgericht die Aufwert- 
barkeit einer hypothekarisch gesicherten Darlehns- 
forderung anerkannte. Als dann durch die Errich­
tung der Rentenbank (Verordnung vom 15. 10. 
1923) zunächst in der Rentenmark eine feste Rech­
nungseinheit und ein Zahlungsmittel auf wertbestän­
diger Grundlage geschaffen wurde, und der Renten­
mark die Rückkehr zur Goldwährung durch das 
Münzgesetz vom 20. März 1924 unter Festsetzung 
des Kurses von 1 RM. gleich 1 Billion Mark alter 
Währung folgte, machte sich mehr und mehr das 
Bedürfnis einer gesetzlichen Regelung der Aus­
wertung geltend, da das bisherige Recht, nur aus 
der Rechtsprechung der Gerichte beruhend, doch nur 
von Fall zu Fall sich durchsetzen konnte. Diese 
Regelung ist durch die beiden Gesetze vom 16. 
Juli 1925, in Kraft getreten an demselben Tage, 
erfolgt: das Gesetz über die Aufwertung von Hypo­
theken und anderen Ansprüchen (Aufwertungsgesetz), 
nachfolgend mit AwG. bezeichnet, und das Gesetz 
über die Ablösung öffentlicher Anleihen (AnlAblösG.). 
Das erste der beiden Gesetze erhielt dann noch eine 
Ergänzung durch das Gesetz über die Verzinsung 
aufgewerteter Hypotheken und ihre Umwandlung in 
Grundschulden sowie über Vorzugsrenten vom 9. 
Juli 1927 (Novelle). Zu diesen Gesetzen sind zahl­
reiche Durchführungsverordnungen ergangen. Sie 
regeln die Aufwertung nicht ausschließlich. Die 
Auswertung anderer als in den Gesetzen bezeich­
neten Ansprüche richtet sich nach allgemeinen Vor­
schriften (sog. freie Aufwertung). Für diese An^ 
spräche sind in den AwG. nur einige einschränkende 
Bestimmungen getroffen (AwG. 62—66). Im fol­
genden sind die Bestimmungen über die Aufwer­
tung der einzelnen Ansprüche nur in großen Um­
rissen gegeben, da die Aufwertungen zum größten 
Teil bereits durchgeführt sind.

1. Aufwertung von Hypotheken (AwG. 1 
bis30). Aufgewertet sind alle noch bestehendenHyp o- 
theken, ferner solche, die zurückgezahlt worden sind, 
wenn der Gläubiger die Leistung nur unter Vorbe­
halt angenommen hat, oder wenn der Gläubiger 
die Leistung zwar ohne Vorbehalt, aber nach dem 
14. Juni 1922 (Rückwirkung) angenommen hat. Die 
zurückgezahlten Hypotheken müssen indessen bis 
zum 1. Januar 1926 bei der Aufwertungsstelle, d. i. 
das Amtsgericht bei dem das Grundbuch geführt 
wird, in dem das belastete Grundstück verzeichnet ist, 
angemeldet sein, sonst ist der Aufwertungsanspruch 

sowohl für das dingliche Recht (die Hypothek) als 
auch für die zugrunde liegende persönliche Forderung 
erloschen. Ob die zurückgeza'hlten Hypotheken 
im Grundbuche bereits gelöscht waren oder 
nicht, macht keinen Unterschied. Die Novelle hat 
allerdings für die Anmeldung der persönlichen 
Forderung noch eine Nachfrist bis zum 1. Ok­
tober 1927 gesetzt, das dingliche Recht, d. h. die 
Sicherung durch die Hypothek, erlangt der Gläu­
biger aber durch die nachträgliche Anmeldung nicht 
wieder. Das dingliche Recht entfällt bei zu­
rückgezahlten Hypotheken usw. auch dann, wenn nach 
der Löschung der Hypothek und vor dem 1. Juli 
1925 ein neuer Eigentümer in das Grundbuch ein­
getragen worden ist. Der Eintragung nach der Lö­
schung steht es gleich, wenn zur Zeit, als der 
Antrag auf Eintragung des neuen Eigentümers 
im Grundbuche beim Grundbuchamte eingegangen 
ist, eine notariell oder gerichtlich beglaubigte Quit­
tung oder Löschungsbewilligung bereits erteilt war, 
es sei denn, daß die Hypothek von dem Erwer­
ber des Grundstücks selbst oder für seine Rech­
nung abgelöst worden ist. Die Hypothek muß aber 
in letzterem Falle bis zum Inkrafttreten des Auf­
wertungsgesetzes gelöscht gewesen sein, sonst bleibt 
sie nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts trotz 
Vorliegens der Quittung oder Löschungsbewilligung 
bestehen. Erwerber, die sich auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs (s. Grundbuch) nicht be­
rufen können, z. B. nach der Löschung der Hypo­
thek eingetragene Erben, Erwerber, die selbst per­
sönliche Schuldner sind, können der Auswertung bzw. 
Wiedereintragung nicht widersprechen. Die Auf­
wertung beträgt bei Hypotheken 25<yo des Gold­
markbetrages. Der Goldmarkbetrag bestimmt sich 
nach dem Tage des Erwerbs der Hypothek. Ist 
die Hypothek vor dem 1. Januar 1918 erwor­
ben, so gilt der Nennwert als Goldmarkbetrag, 
ist sie später bis einschließlich 13. Februar 1924 
erworben, so ist der Goldmarkbetrag nach Maß­
gabe des Wertverhältnisses zu berechnen, das 
in einer dem Gesetze als Anlage beigefügten Ta­
belle für den Tag des Erwerbes bestimmt ist. Für 
den Erwerb einer Hypothek kann, bei Neuein­
tragung einer Hypothek oder bei Abtretung einer 
Buchhypothek (Hypothek ohne Brief) frühestens der 
Tag der Eintragung in das Grundbuch, bei Abtre­
tung einer Briefhypothek frühestens der Tag der 

j Abtretungserklärung in Frage kommen. Für 
diese Tage spricht aber eine Vermutung. Be­
haupten Gläubiger oder Schuldner, daß ein späte­
rer Tag maßgebend ist, z. B. der Tag der Übergabe 
des Hypothekenbriefes, so muß dies nachgewie­
sen werden. In einigen Fällen kommt bei Abtre­
tungen nicht der Erwerb des letzten Gläubigers, 
sondern seines Rechtsvorgängers in Betracht, so 
wenn die Hypothek nach dem 13. Februar 1924 er­
worben ist, luemi die Hypothek ererbt, von den E! 
tern als Ausstattung oder zukünftiges Erbteil über 
wiesen oder wenn sie durch Schenkung erworben ist 
und in einigen anderen Fällen. Die Aufwertung 
erfolgt stets in Goldmark. Als solche gilt der 
Preis von 1/2790 kg Feingold, wie er amtlich auf 
Grund des Londoner Goldpreises sestgesetzt und 
im deutschen Reichsanzeiger bekannt gemacht wird. 
Zu zahlen ist stets in deutscher Währung. Die 
Umrechnung der Goldmark in diese erfolgt nach dem 
Mittelkurse der Berliner Börse auf Grund der letz­
ten amtlichen Notierung vor dem Tage, der 
für die Berechnung der einzelnen Leistung maßge­
bend ist. Die Bestimmung, daß die Hypothek auf



25 v. H. des Goldmarkbetrages aufgewertet wird, 
erleidet dadurch eine Einschränkung, daß die Hypo­
thek niemals höher aufgewertet werden kann, als 
die zugrunde liegende persönliche Forderung. 
Ter häufigste Fall ist der, daß ein Erwerber eines 
Grundstücks, auf dem die Hypothek steht, die per­
sönliche Forderung nicht mit übernommen hat. Per­
sönlicher Schuldner ist der Veräußerer geblieben. 
Erlangt dieser nun eine teilweise Abwertung (f. 
unten), so würde auch der Aufwertungsbetrag der 
eingetragenen Hypothek nach Maßgabe der Abwer­
tung sinken, z. B. wenn die persönliche Aufwer­
tung aus 15 v. H. festgesetzt würde, ebenfalls nur 
15 v. H. betragen. Diese Bestimmung führte teil­
weise zu Härten dem Gläubiger gegenüber. Die No­
velle hat daher dem Gläubiger die Befugnis gege­
ben, die Hypothek in eine Grundschuld umzuwan­
deln. Die Umwandlung erfolgt auf seinen Antrag 
beim Grundbuchamt, die persönliche Forde­
rung erlischt und die Grundschuld folgt der 
normalen Aufwertung, falls nicht der Eigentü­
mer auch eine Herabsetzung des dinglichen Auswer­
tungsbetrages erlangt hat. Höher als 25 v. H. kann 
das dingliche Recht, die Hypothek, niemals auf­
gewertet werden, auch wenn die persönliche For­
derung höher ausgewertet wird. Im allgemeinen ist 
auch die Auswertung der persönlichen Forderung, 
die durch die Hypothek gesichert ist, auf den Auf­
wertungsbetrag beschränkt. Jedoch hat der8 10 
AwG. hier einige Ausnahmen zugelassen, bezüglich 
deren auf den § 10 AwG. verwiesen wird. Der 
wichtigste Fall ist der, daß der Hypothek eine 
Kaufgeldsorderung für den Erwerb des belasteten 
Grundstücks zugrunde liegt. Der Antrag für diese 
höhere Aufwertung mußte vor dem 1. April 1926 
bei der Aufwertungsstelle gestellt sein. Auch eine 
Herabsetzung des Aufwertungsbetrages der Hy­
pothek und der Forderung durch die Auswertungs­
stelle ist zulässig (Abwertung), wenn sie zur Ver­
meidung von Unbilligkeiten mit Rücksicht aus die 
wirtschaftliche Lage des Schuldners geboten er­
scheint,- auch die Fristen für solchen Antrag sind 
abgelaufen. Die Aufwertungsbeträge der nicht 
gelöschten Hypotheken werden auf Antrag des 
Gläubigers im Grundbuche eingetragen, falls die 
Hypothek aber schon zurückgezahlt war, nur wenn 
die Anmeldung der Hypothek (s. oben) nachgewie­
sen ist. Der Nachweis wird durch Bezugnahme 
aus die Auswertungsakten oder eine Bescheinigung 
der Auswertungsstelle, die auf Antrag erteilt wird, 
geführt. Bei diesen gezahlten Hypotheken ist die 
geleistete Zahlung, die nach dem 14. Juni 1922 er­
folgt ist, in Höhe ihres Goldmarkbetragcs, der nach 
der Umwertungstabelle zu berechnen ist, von dem 
Aufwertungsbetrag in Abzug zu bringen. Zahlun­
gen, die vor dem 15. Juni 1922 angenommen sind, 
sind vom Nennbetrag der Hypothek zum Nenn­
betrag abzurechnen. Z. B. Hypothek 20000 M. 
erworben am 1. April 1918, gezahlt vor dem 15. 
Juni 1922 5000 M., am 1. Oktober 1922 5000M. 
- 10,65 GM., am 1. April 1923 10000 M. -- 
2,029 M. Aufwertungsbetrag: 20000 M. — 5000 

- 15000 M. =- 12000 GM., 25 v. H. davon 
3000 GM. — 12,67 GM. = 2987,33 GM. Die 
Hypotheken behalten ihren alten Rang; sind je­
doch in der Zeit vom 14. Februar 1924 bis zum 
1. Oktober 1924 neue Rechte eingetragen oder vor­
gemerkt, so müssen die Aufwertungsbeträge in Höhe 
von 10 v. H. hinter diese neuen Rechte zurücktre- 
tcn. Dies ist noch eine Nachwirkung der Dritten 
Steuernotverordnung, welche die Auswertung der 

Hypotheken auf nur 15 v. H. festgesetzt hatte. Sind 
die gezahlten Hypotheken bereits gelöscht, so 
können sie aus Antrag wieder eingetragen werden, 
wenn die Anmeldung nachgewiesen wird. Stellt 
der Gläubiger den Antrag, so muß er auch nach­
weisen, daß der Eigentümer gegen die Anmeldung 
keinen Einspruch eingelegt hat oder daß ein sol­
cher zurückgenommen oder durch rechtskräftige 
Entscheidung des Prozeßgerichts für unbegründet er­
klärt ist. Ergibt sich aus dem Grundbuch, daß für 
einen nach Zahlung der Hypothek eingetragenen Ei­
gentümer die Vorschriften über den Erwerb im 
öffentlichenGlaubendesGrundbuchs zutreffen, 
so ist die Eintragung nurzulässig, wenn ein rechts­
kräftiges Urteil vorgelegt wird, in dem der Ei­
gentümer zur Duldung der Auswertung verurteilt 
worden ist. Der Aufwertungsbetrag wird wie bei 
der gezahlten, aber noch eingetragenen Hypothek be­
rechnet. Die wieder eingetragene Hypothek erhält 
den Rang, den sie zur Zeit der Löschung hatte, so­
weit nicht in der Zeit von der Löschung bis zum 
1. Juli 1925 neue Rechte an dem Grundstücke 
erworben sind. Hinter diesen muß die wiedereinge­
tragene Hypothek zurücktreten.

Auch derjenige, der eine Hypothek abgetre­
ten und die Gegenleistung nach dem 14. Juni 1922 
oder unter Vorbehalt der Rechte angenommen hat, 
hat einen Anspruch auf Auswertung. Der Aufwer­
tungsbetrag tritt aber hinter den Aufwertungsbetrag 
des Erwerbers der Hypothek und allen beim In­
krafttreten des Auswertungsgesetzes eingetragenen 
Rechten zurück.

Der Eigentümer ist befugt, im Range nach 
dem an erster Stelle aufgewerteten Rechte und 
vor den diesem nachgehenden Rechten eine Hypo­
thek oder Grundschuld in Höhe von 25 v. H. des 
Goldmarkbetrages des aufgewerteten Rechtes mit dem 
üblichen Zinsfuß eintragen zu lassen. Der üb­
liche Zinsfuß ist zur Zeit aus 10 v. H. jährlich fest­
gesetzt. Sind in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem an erster Stelle aufgewerteten Recht an­
dere aufgewertete Rechte eingetragen, die demsel­
ben Gläubiger zustehen, und ist dieser Gläubiger 
ein öffentlich-rechtliches Unternehmen, z. B. 
eine städtische Sparkasse, oder ein Unternehmen, das 
unter Staatsaufsicht steht und nach Gesetz oder 
Satzung bestimmte Beleihungsgrenzen einzuhal­
ten hat, z. B. eine Hypothekenbank, eine Versiche­
rungsgesellschaft, so entsteht die Rangstelle erst hin­
ter all diesen Rechten in Höhe des zusammenge­
rechneten Aufwertungsbetrages dieser Hypotheken. Es 
kann auch noch hinter dem an zweiter Stelle 
aufgewerteten Rechte, falls ihm ein weiteres aus­
gewertetes Recht nachfolgt, eine weitere 
Rangstelle für den Eigentümer entstehen, wenn die 
Goldmarkbeträge der an erster Stelle und an 
zweiter Stelle aufgewerteten Rechte zusammen die 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden 
Sicherheitsgrenzen nicht übersteigen. Die 
Sichcrheitsgrenze wird nach dem berichtigten Wehr­
beitragswert des betreffenden Grundstücks bemessen. 
Die Goldmarkbeträge der vorgehendcn Hypotheken 
dürfen demnach bei ländlichen Grundstücken 2/3, 
bei städtischen Grundstücken 1/2 nicht übersteigen. 
Ist noch an dritter Stelle ein aufgewertetes 
Recht vorhanden und liegt auch dieses noch inner­
halb der Sicherheitsgrenzen, so entsteht auch 
hinter diesem noch eine Rangstelle, falls noch ein 

■ ausgewertetes Recht folgt, und so weiter soweit noch 
folgende Rechte auch in die Sicherheitsgrenze fal­
len. Hinter dem Recht, dem kein aufgewertetes



Recht mehr folgt, wenn auch noch wertbeständige 
Rechte folgen, kann eine Rangstelle nicht eingetra­
gen werden. Beispiel: Es sind eingetragen gewesen:
1. Januar 1918 aus einem städtischen Grundstück 
Hypotheken von 100000 M., 50000 M. und 30000M. 
in vorstehender Reihenfolge, der Goldmarkbetrag ist 
daher gleich dem Nennbeträge. Hinter der ersten 
Hypothek steht dem Eigentümer auf jeden Fall eine 
Rangstelle in Höhe von 25000 GM. zu. Be­
trägt der berechnete Wehrbeitrag des Grundstücks 
z. B. 340000 M., die Hälfte also 170000 M., so 
würde dem Eigentümer auch noch hinter der zweiten 
Hypothek von 50000 M. eine Rangstelle in 
Höhe von 12500 GM. zustehen, da die zusammen­
gerechneten Goldmarkbeträge der 1. und 2. Hypo­
thek unter 170000 M. bleiben. Hinter der 3. Hy­
pothek von 30000 Goldmarkwert würde eine Rang­
stelle im vorliegenden Falle nicht mehr entstehen 
können.

Die Schaffung dieser Rangstellen für den Ei­
gentümer soll ihm die Befriedigung seines Kredit­
bedürfnisses erleichtern. Er kann diese Rang­
stellen nach Bedürfnis mit Hypotheken oder 
Grundschulden ausfüllen, die dann den Rechten, 
die hinter der Mutterhypothek stehen, Vorgehen. 
Sind jedoch bereits Rechte aus dem Grundstück vor 
dem Inkrafttreten des Aufwertungsgesetzes ein­
getragen, die auf Reichsmark, ausländische Währung 
oder einen wertbeständigen Maßstab lauten, so 
nehmen sie in der Reihenfolge ihres Ranges diese 
dem Eigentümer vorbehaltenen Rangstellen ein. 
Der Eigentümer kann die Rangstelle also in diesem 
Falle nur noch so weit ausnutzen, als hier nicht schon 
wertbeständige Rechte in die Stelle eingerückt sind. 
Nach dem Inkrafttreten des AwG. eingetragene 
Rechte rücken zwar nicht in die Stelle ein, sie er­
halten aber den Vorrang vor der Rangstelle, wenn 
diese zur Zeit der Eintragung noch nicht ausgesüllt 
ist. Die Rangstelle ist nicht pfändbar, mit der Ver­
äußerung des Grundstücks geht sie auf den neuen 
Eigentümer über. Der Eigentümer kann auf die 
Rangstelle verzichten.

Zinsen sind für aufgewertete Hypotheken, die 
nicht gelöscht sind, und solche, die auf Grund eines 
Vorbehalts aufgewertet sind, vom 1. Januar 1925 
ab zu zahlen. Der Zinssatz beträgt vom 1. Januar 
1925 ab 1,2 v. H., vom 1. Juni 1925 ab 2,5 v. H., 
vom 1. Januar 1926 ab 3 v. H. und vom 1. Ja­
nuar 1928 ab 5 v. H. jährlich. Bei den gelöschten 
Hypotheken, die kraft Rückwirkung wieder einge­
tragen werden, beginnt die Verzinsung mit dem 
Beginn des auf die Wiedereintragung folgenden Ka­
lendervierteljahres, spätestens jedoch mit dem 
1. April 1926.

Die Fälligkeit der aufgewerteten Hypotheken 
ist bis zum 1. Januar 1932 hinausgeschoben. 
Es werden also Hypotheken, welche ohne Kündigung 
fällig werden, oder die nach den bisherigen Ver­
einbarungen bereits vor dem 1. Januar 1932 fäl­
lig geworden wären, nunmehr mit dem 1. Januar 
1932 fällig, Hypotheken, deren Fälligkeit von einer 
Kündigung abhängig ist, können vom Gläubiger 
frühestens zum 1. Januar 1932 gekündigt wer­
den. Bestimmungen in Gesetzen, Satzungen und Ver­
trägen, die für besondere Fälle eine vorzeitige Fäl­
ligkeit der Schuld anordnen, bleiben unberührt. 
Bestimmt also der Darlehnsvertrag z. B., daß die 
Hypothek fällig werden soll, wenn die Zinsen nicht 
pünktlich binnen zwei Wochen nach Fälligkeit gezahlt 
werden, so kann, wenn dieser Fall nach dem 1. Ja­
nuar 1925 eintritt, die Hypothek auch vor dem 

1. Januar 1932 zurückgefordert werden. Der Eigen­
tümer ist aber berechtigt, seinerseits die Hypothek 
vor dem 1. Januar 1932 mit Frist von 3 Monaten 
zu kündigen. Er ist in diesem Falle berechtigt, 
einen sog. Zwischenzins abzuziehen. Dieser Ab­
zug ist zurzeit unter Zugrundelegung eines Zins­
fußes von 7 v. H. berechnet. Der Barwert der 
Forderung danach ist in einer Tabelle für jeden 
Monatsersten bis zum 1. Januar 1932 berechnet 
(RGBl. 1928 S. 49). Der Barwert auf 100 be­
trägt z. B. am 1. Januar 1930 96,70 v. H., 
1. Januar 1931 98,27 v. H. Diese Abzüge muß 
sich der Gläubiger auch gefallen lassen, wenn die 
Forderung auch aus anderen Gründen, z. B. we­
gen Nichtzahlung von Zinsen fällig wird, ferner 
auch im Konkursverfahren und Zwangsversteige­
rungsverfahren. Bei Tilgungshypotheken (Amorti­
sationshypotheken) kann auf Antrag des Gläubigers 
die Aufwertungsstelle höhere Tilgungsbeträge als 
die vereinbarten festsetzen, jedoch nicht so lange die 
Zwangswirtschaft währt. Tilgungshypotheken, die 
zu einer Teilungsmasse gehören (s. unten), können 
auf Antrag des Gläubigers durch die Aufwertungs­
stelle in Abzahlungshypotheken, d. h. in eine durch 
bestimmte Zahlungen zu tilgende Hypothek umge­
wandelt werden, oder auch, wenn der Restbetrag 
500 GM. nicht übersteigt, in am 1. Januar 1932 
fällige Hypotheken. In jedem Fall kann die Rück­
zahlung einer Tilgungshypothek unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von 1 Jahr zum 1. Ja­
nuar 1938 verlangt werden. Dies kann auch im 
Grundbuch eingetragen werden.

2. Aufwertung von Grundschulden, Ren­
tenschulden und Reallasten. Für Grund­
schulden gelten dieselben Bestimmungen wie für die 
Hypotheken mit Ausnahme derjenigen, welche die 
Aufwertung der persönlichen mit der Hypothek 
verbundenen Forderungen betreffen. Persönliche 
Forderungen, zu deren Sicherung die Grundschuld 
bestellt ist, unterstehen der freien Aufwertung. 
Rentenschulden (s. dort) sind eine Unterart der 
Grundschulden, für sie gilt dasselbe wie für Grund­
schulden, nur finden hier die Bestimmungen ü6ct die 
Rückzahlung, Verzinsung und Tilgung nicht An­
wendung; dafür gilt folgende Bestimmung: Wieder­
kehrende Leistungen, die auf Grund einer Renten­
schuld geschuldet werden, sind im Jahre 1925 mit 
40 v. H., vom 1. 1. 1926 ab mit 60 v. H. und vom 
1. 1. 28 ab in voller Höhe des Aufwertungs­
betrages zu bewirken. Rückständige Leistungen gel­
ten als erlassen. Für Reallasten gilt dasselbe wie 
für Rentenschulden. Die Rangstelle des Eigen­
tümers entsteht auch nach Grundschulden, Renten­
schulden und Reallasten. Renten, die in Altenteil­
verträgen bestimmt sind und Bersorgungsansprüche 
bei Stammgütern und Familienfideikommissen fal­
len nicht unter dieses Gesetz. Für sie gelten das 
Reichsgesetz vom 18. 8. 1923 und die Preuß. VO. 
vom 8. 9. 1923 (s. dort). Gutt. Slg.: Aufwer­
tungsrecht.

3. Schiffs- und Bahnpfandrechte: Für diese 
gelten die Bestimmungen wie für Hypotheken, nur 
die Rangstelle (Rangbefugnis) des Eigentümers ent­
steht nicht.

4. Aufwertung von Schuldverschreibun­
gen und Jndustrieobligationen (AwG. §§ 33 
bis 46). Ansprüche aus verzinslichen oder anstatt 
der Verzinsung mit Aufgeld rückzahlbaren Schuld­
verschreibungen, die auf den Inhaber lauten oder 
durch Jndossamen't übertragbar sind, die von na­
türlichen Personen, Personenvereinigungen oder ju-



Aufwertung. 41

ristischen Personen des Privatrechts ausgegeben 
lind, werden auf 15 v. H. des Goldmarkbetrages 
aufgewertet. Es handelt sich dabei um Schuldver­
schreibungen, die nicht unter eine der folgenden 
Nummern fallen. DieAufwertung erfolgt inReichs- 
mark, nicht in Goldmark. Soweit die Schuld­
verschreibungen durch Hypotheken gesichert sind, 
sind auch diese Hypotheken nur in Höhe von 15 v. H. 
aufzuwerten und auch in RM. (§ 4 AwG.). An der 
Auswertung nehmen auch die Gläubiger teil, deren 
Stücke schon aus gelost oder gekündigt sind, sofern 
sie sich noch im Besitz der Stücke befinden. Der 
Goldmarkbetrag wird nach dem § 2 Abs. 2 AwG. 
berechnet. Stichtag ist der Tag der Ausgabe, bei Aus­
gabe vor dem 1. 1. 1918 gilt der Nennbetrag als 
Goldmarkbetrag, bei späteren Ausgaben findet Um­
rechnung nach der Tabelle des AwG. statt. Auf 
den Tag des Erwerbes der Schuldverschreibung durch 
den Gläubiger kommt es nicht an. Anmeldung ist 
nicht erforderlich. Für die Fälligkeit bleiben die 
bisherigen Bestimmungen der Schuldverschreibung 
bestehen, das gilt insbesondere auch für Fälligkeit, 
auf Grund einer Auslosung. Die Zahlung kann 
aber nicht vor dem 1. Januar 1932 verlangt wer­
den, auch wenn nach dem bisherigen Bestimmungen 
oder auf Grund einer Kündigung die Fälligkeit be­
reits vor diesem Tage eimgetreten war.

Die Aufwertungsbetiräge sind bis zum 1. 1. 
1925 unverzinslich. Von dann ab beträgt der Zins­
satz 2 v. H., vom 1. 1. 1926 ab 3 v. H. und vom 
1. 1. 1928 ab 5 v. H.

Altbesitzer erhalten neben der allgemeinen 
Aufwertung ein Genuß recht, d. h. eine Beteiligung 
am Reingewinn des Schuldners oder an dem Liqui­
dationsgewinn. Dieser Altbesitz ist binnen einer be­
stimmten Frist anzumelden. Die Fristen sind jetzt 
abgelaufen. Als Altbesitzer gelten diejenigen Gläu­
biger, die Schuldverschreibungen vor dem 1. Juni 
1920 erworben haben und bis zur Anmeldung Gläu­
biger geblieben sind. Als Nennbetrag des Genuß­
rechts werden 10. v. H. des Goldmarkbetrages der 
Schuldverschreibung zugrunde gelegt. Der Altbesitz 
muß auf den Schuldverschreibungen durch Stempel­
aufdruck kenntlich gemacht werden. Über das Ge­
nußrecht können besondere Schuldverschreibungen 
ausgegeben werden, die je nachdem wie die Schuld­
verschreibungen auf den Inhaber oder an Order 
lauten. Sie müssen mindestens über Nennbeträge 
von 20 RM. lauten und durch 10 teilbar sein, ent­
stehende Spitzenbeträge, d. h. Beträge, die nicht mehr 
durch 10 teilbar sind, sind durch Zahlung des 
Nennbetrages abzulösen. Die Inhaber des Genuß­
rechts sind nicht anteilsmäßig am Reingewinn be­
teiligt, sondern nur teilweise. Zunächst verbleiben 
6 v. H. des Jahresreingewinns den gewinnberechtigten 
Geschäftsinhabern oder Gesellschaftern. Der dann ver­
bleibende Überschuß wird aus die gewinnberech- 
tigten Gesellschafter oder Geschäftsinhaber und die 
Inhaber der Gennßrechte in der Weise verteilt, daß 
für je 1 v. H., das als Gewinnanteil in irgend 
einer Form den Geschäftsinhabern oder Gesell­
schaftern zugewiesen wird, je 2 v. H. bis insge­
samt 6 v. H. des Gesamtnennbetrages der Genuß­
rechte auf die Inhaber der Genußrechte entfallen. 
Diese letzten Beträge sind dann bis zur Höhe des 
ursprünglichen Zinssatzes-^Schuldverschreibung, je­
doch nicht über 5 v. H. hinaus, zur Verzinsung der 
Genußrechte zu verwenden. Ein überschießender 
Betrag ist zur Tilgung des Nennbetrages der Ge­
nußrechte zu verwenden. Soweit Mittel zur Til­
gung der Genußrechte vorhanden sind, erfolgt die 

! Tilgung durch Auslosung. Der Schuldner ist auch 
berechtigt, die Genußrechte durch Zahlung des Nenn­
wertes abzulösen oder an Stelle der Genußrechte 
eine Zusatzaufwertung oder Barabsindung zu ge­
währen, die aber nicht unter dem Wert liegen darf, 
den die Genußrechte zur Zeit der Gewährung haben.

5. Aufwertung von Pfandbriefen und 
ähnlichen Schuldverschreibungen (AwG. §§47 
bis 50). Die Aufwertung von Ansprüchen aus Pfand­
briefen, Rentenbriesen und ähnlichen Schuldverschrei­
bungen (§ 47 AwG.) unterscheidet sich von der 
Aufwertung der vorgehend behandelten Ansprüche 
dadurch, daß kein bestimmter Hundertsatz für 
die Aufwertung festgesetzt ist, sondern, daß aus den 
am 13. Februar 1924 zur Deckung der ausgewerteten 
Pfandbriefe und Schuldverschreibungen bestimmten 
Werten und einigen anderen Werten eine Te.i- 
lungsmasse gebildet wird, die unter die Gläu­
biger gleichmäßig im Verhältnis der Goldmarkbe­
träge ihrer Ansprüche verteilt wird. Die Vertei­
lung nehmen die Banken unter Aufsicht der Auf­
wertungsbehörde selbst vor. Einer Anmeldung be­
darf es nicht. Nur wenn auf die Pfandbriefe Zah­
lungen geleistet oder neue Pfandbriefe ausgegeben 
werden sollen, kann die Bank durch öffentliche Auf­
forderung Anmeldung der Ansprüche und Vor­
legung der Pfandbriefe oder Schuldverschreibungen 
verlangen mit der Wirkung, daß wenn die Briefe 
innerhalb der Frist nicht vorgelegt werden oder der 
Anspruch nicht nachgewiesen wird, die auf die nicht 
eingereichten Briese fallenden Anteile hinterlegt teer? 
den können. Die Ausschüttung der Teilungs­
masse soll in erster Linie durch Barzahlung,' 
erfolgen. Mit der Verteilung ist zu beginnen, so­
bald nach der Entscheidung der Aufsichtsbehörde hin­
reichend bare Masse vorhanden ist. Soweit Bar­
masse noch nicht in hinreichender Menge vorhanden 
ist, sollen Goldpfandbriese (1 GM. = V2790kg 
Feingold) den Gläubigern in Anrechnung des end­
gültigen Aufwertungsanteils ausgchändigt werden, 
die mindestens mit 41/2 v. H. jährlich verzinslich 
und zum Nennbetrag einzulösen sind. Die Bank 
kann den Gläubigern auch mit Zustimmung der Auf­
sichtsbehörde Abfindung anbieten, z. B. in Pfand­
briefen. Das Angebot muß dreimal im Reichs­
anzeiger eingerückt werden und gilt als angenom­
men, wenn nicht innerhalb 3 Monat nach dem 
letzten Einrücken ein Teil der Gläubiger, dessen Gold­
markansprüche mindestens 15 v. H. der Goldmark­
ansprüche sämtlicher zu berücksichtigender Gläubiger 
beträgt, schriftlich bei der Aufsichtsbehörde wider­
sprochen hat.

6. Aufwertung von Schuldverschreibun­
gen der Genossenschaften des öffentlichen 
Rechts als Unternehmer wirtschaftlichem Be­
triebe (AwG. §§ 51—54). Ansprüche aus ver­
zinslichen oder mit Aufgeld zurückzahlbaren, aus 
Inhaber lautenden oder durch Indossement 
übertragbaren Schuldverschreibungen, die von ju­
ristischen Personen öffentlichen Rechts als Un­
ternehmer wirtschaftlicher Betriebe ausgegeben 
sind, werden ohne Rücksicht, ob sie durch Hypothek 
gesichert sind oder nicht, auf 15 v. H. in Reichsmark 
aufgewertet. Anmeldung ist nicht erforderlich. Ge­
nußrechte für Altbesitzer werden hier nicht ge­
währt. Unter diesen Begriff fallen z. B. Schuld­
verschreibungen, die ein Kleinbahnunternehmen her­
ausgegeben hat, das von einem Kreis, einer Ge­
meinde betrieben wird. Nicht dazu gehören die 
Schuldverschreibungen des Reichs, der Länder und
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Gemeinden, die dem Anleiheablösungsgesetz unter­
stehen.

7. Sparkassenguthaben (AwG. §§ 55—61). 
Sparkassenguthaben sollen in der Weise aufgewer­
tet werden, daß ähnlich wie bei den Pfandbriefen 
eine Verteilungsmasse gebildet werden soll. Nach 
dem Vorgänge Preußens haben die meisten Länder 
indessen einen festen Satz von 12l/2°/o des Gold­
markbetrages festgesetzt. Dieser Satz ist durch die 
Preuß. Verordnung v. 26. 7. 27 (GS. 149) auf 
15°/o erhöht worden.

8. Private Versicherungsunternehmun­
gen (AwG. §§ 59—61; DVO. z. AwG. Art. 95— 
115). Lebens-, Unfall-, Haftpflicht- und alle 
ähnlichen Versicherungen, die einen Prämienre­
servefonds zu bilden hatten, bilden aus dem ge­
samten am 14. Februar 1924 vorhandenen aufgewer- 
teten Vermögen und einem etwa aus sonstigen Ver­
mögen zu leistenden Beitrag einen Aufwertungsstock, 
der einem von der Aufsichtsbehörde zu bestellenden 
Treuhänder überwiesen wird, der es nach einem von 
der Behörde genehmigten Teilungspl-an zu verwenden 
hat. Soweit die Versicherungsansprüche fällig sind, 
sind sie durch Barzahlungen zu berichtigen. An 
dieser Verteilung nehmen auch die Gläubiger teil, 
die sich während des Währungsverfalls Leistungen 
nur unter Vorbehalt oder ohne solchen in der. 
Zeit vom 15. Juni 1922 bis 14. Februar 1924 
angenommen haben. Soweit Versicherungsansprüche 
noch nicht fällig sind, wird grundsätzlich für sie 
ein neues Bersicherungsverhältnis begründet, 
aus Grund dessen das Bersicherungsunternehmen 
haftet. Die Versicherung kann eine beitragsfreie 
oder beitragspflichtige sein. Der Versicherte 
kann aber die beitragspflichtige Versicherung ab­
lehnen und muß dann seinen Aufwertungsanteil 
ausgezahlt erhalten, wenn nicht für solchen Fall 
der Teilungsplan eine beitragsfreie Versicherung 
vorsieht. Für Versicherungsnehmer, für die sich 
nur geringfügige Aufwertungsbeträge ergeben, ins­
besondere für die, deren Versicherungsvertrag nach 
bient 1. Januar 1919 abgeschlossen ist, sind auch 
noch andere Regelungen zulässig (DVO. z. AwG. 
Art. 104, 105, 114). Für kleine Vereine ist ein 
vereinfachtes Verfahren ohne Treuhänder zugelassen. 
Für die zu leistenden Zahlungen kann den Ver­
sicherungen in der Regel Stundung bis zum 31. 
Dezember 1932 gewährt werden.

9. Freie Aufwertung. Alle anderen als die 
vorgehenden Ansprüche sind nach allgemeinen Be­
stimmungen aufzuwerten. Voraussetzung für die 
Aufwertung ist stets, daß zwischen der Begründung 
der Forderung und der Fälligkeit eine erhebliche 
Entwertung eingetreten ist, Forderungen, für welche 
die Leistungen vor dem 15. August 1922 angenom­
men worden sind, werden, lebenswichtige Ge­
schäfte abgesehen, nach Rechtsprechung des Reichs­
gerichts nicht aufgewertet. Doch hat die Recht­
sprechung sonst auch vielfach die Auswertungskrast 
rückwirkend bis zum 15. Juni 1922 erstreckt. In­
dessen können Auswertungsansprüche, von Ausnahmen 
in ganz besonderen Fällen abgesehen, aus während 
der Inflationszeit abgewickelten Geschäften, die 
bisher noch nicht gerichtlich geltend gemacht sind, 
heute als verwirkt angesehen werden.

Forderungen, die Zug um Zug mit der Errich­
tung des Geschäftes gezahlt worden sind, können 
natürlich nicht ausgewertet werden, so z. B. bei 
Abschluß eines Kaufvertrages geleistete Anzahlun­
gen, da ja hier keine Entwertung eingetreten ist. 
Die Tabellenwerte sind für die freie Aufwertung 

im allgemeinen nicht zugrunde zu legen. Maßge­
bend sind die Grundsätze der allgemeinen Billig­
keit. Doch hat das AwG. in §§ 63—66 auch für die 
Frage Aufwertung einige Beschränkungen fest­
gesetzt: Danach darf die Aufwertung von Vermö­
gensanlagen, das sind besonders Darlehen, 25 
v. H. des Goldmarkbctrages nicht übersteigen. 
Ter Goldmarkbetrag ist bei solchen Anlagen, wenn 
sie vor dem 1. Januar 1918 begründet sind, der 
Nennwert, wenn später, der durch Umrechnung auf 
Grund der Tabelle des Aufwertungsgesetzes berech­
nete Wert. Als Vermögensanlagen in diesem Sinne 
sollen aber nicht gelten Ansprüche aus Gesell- 
schastsverträgen und anderen Beteiligungsver- 
hältnissen, die sog. Absindungen der Miterben bei 
Gutsüberlassungsverttägen und Erbauseinander- 
setzungen, Abfindungen unterhaltsberechtigter Per­
sonen gegenüber der Unterhaltsverpflichteten, Gutha­
ben von Arbeitern und Angestellten bet Fabrik- und 
Werksparkassen und Ansprüche an Betriebs-Pensions­
kassen. Nicht aufgewertet sind Ansprüche aus 
einem Kontokorrent oder einer anderen laufen­
den Rechnung, einschließlich der Ansprüche aus dem 
Postscheckverkehr, ausgenommen von Einlagen der 
Arbeitnehmer bei Arbeitgebern. Nicht aufgewer­
tet sind ferner Bankguthaben mit Ausnahme 
derjenigen der Arbeitnehmer bei den Arbeitgebern. 
Nicht aufgewertet sind auch bei den öffentlichen 
Hinterlegungskassen hinterlegte Beträge.

10. Aufwertung öffentlicher Anleihen s. Anleihe­
ablösungsgesetz.

Augenentzündung bei Pferden s. Gewährleistung 
usw. 9.

Auktion s. Versteigerung.
Ausbesserung von Gebäuden durch den Pächter 

s. Pacht 1.
Ausbeutung s. Wucher.
Ausbildung, geistige und sittliche, der Mündel, 

s. Vormund 2; Aufwendungen für die, Anrechnung 
bei der Erbteilung, s. Ausgleichung usw.

Ausdehnung des Geschäfts, falsche Angaben über, 
s. Schwindelhafte Reklame.

Auseinandersetzung zwischen Erben s. Erbtei­
lung; von Gesellschaftern s. Gesellschaft 6; bei Gü­
tergemeinschaft s. Gütergemeinschaft, allgemeine usw. 
2; bei der Errungenschaftsgemeinschaft s. Errun- 
genschaftsgemeinschaft 5; des Vaters oder der Mutter 
mit den Kindern bei der Wiederverheiratung s. Ver­
waltung usw. des Kindesvermögens usw. 1.

Ausführung letztwilliger Verfügungen f. Testa­
mentsvollstrecker.

Ausgabe von Schuldverschreibungen auf den In­
haber s. Schuldverschreibungen auf den Inhaber 
usw.

Ausgedinge s. Reallasten u. Altenteil.
Ausgleichung unter Miterben (2050—2057). 

1. Die Ausgleichungspflicht ist die Verpflich­
tung der zur Erbfolge berufenen Abkömmlinge 
eines Erblassers, gewisse Zuwendungen, die im Ge­
setze ausgesührt sind, und die ihnen der Erblasser 
bei seinen Lebzeiten gemacht hat, untereinander 
bei der Erbteilung zum Ausgleich zu bringen. .Diese 
Verpflichtung beruht auf dem Gedanken, daß der 
Erblasser mutmaßlich nicht die gleiche Stammes­
erbfolge der Abkömmlinge habe durchbrechen wollen, 
vielmehr anzunehmen ist, daß die Zuwendungen nur 
eine durch die Verhältnisse gebotene Vorausgabe auf 
den künftigen Erbteil enthalten soll. Andere Mit- 
erbon als Abkömmlinge, z. B. die Witwe des Erb­
lassers, nehmen an der Ausgleichung nicht teil. 
Die Ausgleichung ist zunächst für die gesetzliche



Erbfolge gedacht. Hier gilt folgendes: Ausglei- 
chungspflichtige Zuwendungen sind:

a) Was die Erben als Ausstattung erhalten 
haben. Als Ausstattung bezeichnet das Gesetz solche 
Zuwendungen, die einem Kinde vom Vater oder von 
der Mutter mit Rücksicht auf seine Verheiratung 
oder auf die Erlangung einer selbständigen Lebens­
stellung zur Begründung oder zur Erhaltung der 
Wirtschaft oder der Lebensstellung gemacht werden 
(1624). Es gehört dahin auch die einer Tochter 
bei der Verheiratung mitgegebene Aussteuer (s. 
„Aussteuer usw."), nicht aber z. B. die Kosten der 
Hochzeit und einer Hochzeitsreise, ferner z. B. eine 
Kapitalzahlung zur Begründung oder Ausdehnung 
eines Geschäfts oder zur Übernahme einer Pach­
tung, u. dgl. m. Ist jedoch vom Vater usw. bei 
der Zuwendung bestimmt, daß das Gegebene dem 
Empfänger bei der Erbteilung nicht angerechnet 
werden soll oder daß es nur zu einem bestimmten 
Betrage gerechnet werden soll, so ist diese Be­
stimmung für die Erbteilung maßgebend.

b) Zuschüsse, die einem Kinde zu dem Zwecke 
gegeben sind, um als Einkünfte verwendet zu 
werden (z. B. Zulagen an einen Offizier oder einen 
Beamten, Zuschüsse zu den Haushaltskosten u. dgl.), 
sowie Aufwendungen für die Vorbildung zu 
einem Berufe (z. B. Lehrgeld, Unterhalt wäh­
rend des Besuchs einer Fachschule oder einer Univer­
sität, Doktorpromotionskosten, Unterhalt während der 
Vorbereitung zu einem Staatsamt usw.; dagegen 
nicht die allgemeinen Erziehungskosten, wie 
Schulgeld, Konfirmationskosten u. dgl.); diese Be­
träge aber nur bedingungsweise, nämlich nur dann 
und insoweit, als sie das den Vermögens­
verhältnissen des Erblassers entsprechende 
Maß überstiegen haben. Läßt beispielsweise ein 
Vater den einen seiner Söhne, weil er besonders da­
zu veranlagt ist, studieren, während er den anderen 
ein Handwerk erlernen läßt, so ist klar, daß die 
Ausbildung des ersteren erheblich mehr Kosten ver­
ursacht als die des anderen. Nichtsdestoweniger taun 
der zweite Sohn nicht ohne weiteres verlangen, 
daß die Mehrkosten des Studiums dem Bruder ange­
rechnet werden; er kann dies nur, wenn die dafür 
aufgewandten Kosten den Vermögensverhältnissen 
des Vaters nicht entsprochen haben, wenn also die 
anderen Kinder durch die Aufwendung so erheb­
licher Mittel in ihren künftigen Erbteilen wesentlich 
beeinträchtigt würden. Eine bestimmte Grenze läßt 
sich hier natürlich nicht ziehen; verständigen sich die 
Erben nicht und kommt es zum Prozeß, so ent­
scheidet über die Frage, was angerechnet werben 
soll, das verständige Ermessen des Gerichts. — 
Auch bei diesen (unter b bezeichneten) Zuwendungen 
wird der Erblasser bei der Zuwendung bestimmen 
können, daß sie nicht angerechnet werden sollen. 
Das Gesetz ist in dieser Beziehung zweifelhaft.

c) Zuwendungen anderer Art als die vorbe­
zeichneten, wenn der Vater (die Mutter usw.) bei 
der Zuwendung die Ausgleichung (ausdrücklich 
oder auch stillschweigend) angeordnet hat. Dar­
über, ob der Pflichtteil des Betreffenden durch 
eine solche Verfügung verkürzt werden kann, vgl. 
„Pflichtteil 2".

Nicht nur Kinder, die den Vater oder die Mutter 
beerben, müssen sich das Empfangene anrechnen las­
sen, sondern auch Enkel, die zur Erbschaft ihres 
Großvaters oder ihrer Großmutter gelangen, und 
zwar sowohl das, was ihre Eltern an ausgleichs­
pflichtigen Zuwendungen erhalten haben, als auch 
das, was ihnen selbst nach dem Tode des Va­

ters oder der Mutter von den Großeltern zugewen­
det ist. Haben sie dagegen bei Lebzeiten ihrer 
Eltern eine solche Zuwendung erhalten, so brau­
chen sie sich diese nur dann anrechnen zu lassen, 
wenn der Schenker dies bei der Zuwendung (aus­
drücklich oder stillschweigend) (nicht nach der Zu­
wendung, es sei denn testamentarisch) bestimmt hat. 
Z. B. Erblasser E hatte zwei Söhne A und B. 
B hat eine Ausstattung erhalten. Er schlägt die 
Erbschaft aus. Seine Kinder, die als Erben an 
seine Stelle treten, sind für die Ausstattung des B 
zur Ausgleichung verpflichtet. Auch das muß ein 
Abkömmling zur Ausgleichung bringen, was dem 
Abkömmling zugewendet worden ist, an dessen Stelle 
er getreten ist. Z. B. der Erblasser hinterläßt einen 
Sohn A und einen Enkel X, Sohn des verstorbenen 
Sohnes B. Es war aber noch ein zweiter Sohn 
P des verstorbenen Sohnes B da, der nach dem 
Tode seines Vaters vom Großvater eine Ausstat- 

i tung erhalten hat, dann aber noch vor dem Groß­
vater kinderlos gestorben ist. In diesem Falle muß 
sich X die Ausstattung des Bruders P auf feinen 
gesetzlichen Erbteil anrechnen lassen.

2. Auch bei testamentarischer Erbfolge greift, 
soweit der Erblasser nichts anderes bestimmt hat, 
die Ausgleichung als gesetzliche Vermutung Platz, 
nämlich, wenn der Erblasser die Abkömmlinge als 
Erben auf das eingesetzt hat, was sie als gesetz- 
liche Erben erhalten würden, z. B. seine Kinder 
ohne Angabe von Erbteilen, oder wenn er ihre 
Erbteile so bestimmt hat, daß sie zueinander in 
demselben Verhältnis stehen, wie die gesetzlichen Erb­
teile, z. B. wenn jemand seine Ehefrau auf die 
Hälfte des Nachlasses und seine 3 Söhne aus je 
1/6 des Nachlasses einsetzt, obgleich der gesetzliche 
Erbteil je 1/4 gewesen wäre. Diese gesetzliche Ver­
mutung ist durch den Nachweis eines gegenteiligen 
Willens des Erblassers widerlegbar. Für den Aus­
gleich gelten die unter 1 angeführten Bestimmungen. 
Hat der Erblasser für einen Abkömmling einen Er­
satzerben benannt, so muß dieser, wenn der erstbe­
nannte wegfällt, das zur Ausgleichung bringen, was 
dem weggefallenen Erben zugewendet worden ist.

Selbstverständlich kann der Erblasser durch letzt­
willige Verfügung auch die bei der Zuwendung 
über die Anrechnung getroffene Verfügung ändern 
oder aufheben, nur durch Verfügung unter Lebenden 
ist eine einmal bei der Zuwendung getroffene Ve- 
stimmung nicht abzuändern.

3. Die Ausgleichung (Anrechnung) wird in der 
Weise ausgeführt, daß jedem Miterben, der 
etwas im voraus empfangen hat, der Wert des 
Empfangenen (soweit er es zur Ausgleichung brin­
gen muß) auf seinen Erbteil angerechnet wird. Der 
Wert der sämtlichen Zuwendungen, die zur Ausglei­
chung zu bringen sind, wird dem Nachlasse hinzuge­
rechnet, soweit dieser ben zur Ausgleichung un-

; terein ander verpflichteten Kindern, Enkeln 
usw. zukommt; dem etwa miterbenden Vater (oder 
der Mutter) kommt also das von den Kindern vor 

! dem Tode des Erblassers Empfangene bei der Erb- 
; teilung nicht zugute. Die Ausgleichung ist nur eine 
j rechnungsmäßige durch Einsetzung des Wertes der 
i Zuwendung. Der Wert bestimmt sich nach der Zeit 

der Zuwendung, was freilich zu Härten führen 
kann. Hat ein Kind durch frühere Zuwendungen 
mehr erhalten, als sein Erbteil beträgt, so braucht 
es das Zuviel nicht herauszuzahlen. Beispiele: 
a) Nachlaß 20000. Erben Witwe W. (V-i), 3 Kin­
der A., B., C. je 1/1. Vorweg Erbteil der W. = 
5000, verbleibt Teilungsmasse für die Abkömmlinge
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15000. Es haben einzuwerfen A. 5000, B. 3000, 
C. 1000, zusammen 9000. Es entfallen mithin von 
15000 + 9000 — 24000 auf jedes Kind Vs=8000. 
Es erhalten also A. 8000 — 5000 = 3000; B. 8000 
■—3000 = 5000, C. 8000—1000=7000, zusam­
men A., B., C. 15000. b) Nachlaß 4000. Er­
ben 3 Abkömmlinge A. zu 1/2 D- u. Z. zu je 
1/4. Einzuwerfen haben A. 800, P. 0, Z. 2000, zu­
sammen 2800. Es würden also entfallen von 4000 
+ 2800 = 6800 auf A. i/2 = 3400 — 800 = 2600, 
auf Y. i/4 = 1700 — 0 = 1700, aus Z. V4=1700 
—2000=0, da der Mehrempfang nicht herauszu­
zahlen ist. Z. scheidet daher aus. Es bleiben an 
der Auseinandersetzung beteiligt A. mit V2 — 2/i u. 
I. mit 1/4 oder im Verhältnis ihrer Erbteile zu­
einander A. mit 2/3, d- mit Vs von 4000 Nachlaß 
und 800 Einwerfungsbetrag des A. = 4800. Hier­
von erhalten A. 2/s = 3200 — 800 = 2400, Y. Vs 
= 1600, zusammen beide 4000. Jeder Mit erbe ist 
verpflichtet, den anderen Erben aus Verlangen Aus- j 
kunft über Zuwendungen, die er vom Erblasser 
erhalten hat, zu erteilen, auf Erfordern ein Ver­
zeichnis über die empfangenen Gegenstände vorzu­
legen und nach Lage der Umstände über die Richtig­
keit und Vollständigkeit den Offenbarungseid 
(s. dort) zu leisten. Ist die Ausgleichung bei der 
Erbteilung versäumt worden, so kann sie auch 
später noch gegen den Verpflichteten geltend ge­
macht werden, soweit nicht darauf verzichtet ist.

Auskäufen eines Gläubigers durch den Bürgen 
s. Bürgschaft 3.

Auskunft des Mannes über den Stand der Ver­
waltung des Frauenvermögens s. Eingebrachtes Gut 
der Frau 4; aus dem Grundbuch s. Grundbuch 2; 
aus dem Handelsregister s. Handelsregister 1; aus 
dem Güterrechtsregister s. Güterrechtsregister 3; aus 
dem Vereinsregister s. Vereine 3; des Erbschaftsbe­
sitzers über den Bestand der Erbschaft s. Erbschafts­
klage. — Siehe auch „Ratserteilungen usw." und 
„Auskunfteien".

Auskunstbüro s. Ratserteilung, Üble Nachrede 
usw.

Auskunfteien (Auskunftbüros). Die Auskunf­
teien sind längst eine im geschäftlichen Leben not­
wendige Einrichtung geworden. Das Gesetz hat da­
her besondere Bestimmungen getroffen, die von sonst 
geltenden Rechtssätzen abweichen (vgl. „Üble Nach­
rede usw."), damit die Auskunfteien in ihrer Wirk­
samkeit nicht zu sehr beengt werden oder gar ihre 
Tätigkeit ganz lahmgelegt wird.

1. Die Auskunftei im Verhältnis zu 
ihren Kunden (den Anfragenden). Die Aus­
kunftei ist vertragsmäßig verpflichtet, dem Anfragen­
den auf Grund ordnungsmäßiger und gewissenhaf­
ter Erkundigung die gewünschte Auskunft zu er­
teilen. Sie haftet ihm daher für einen ihm durch 
eine unrichtige Auskunft entstandenen Schaden nicht 
nur, wenn sie die falsche Auskunft vorsätzlich' 
(wissentlich) erteilt hat, sondern auch dann, wenn 
sie bei Erteilung der Auskunft fahrlässig ge­
handelt hat, d. h. unter Außerachtlassung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt (276) oder, wenn 
der Auskunftgebende, was meistens der Fall fein 
wird, „Kaufmann" im Sinne des Gesetzes ist, unter 
Außerachtlassung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns (HGB. 347). Falsche Angaben ver­
stoßen gegen die guten Sitten (BGB. 826). Be­
dient sich die Auskunftei, wie üblich, zur Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten der Mitwirkung von Hilfs­
kräften (Angestellten, Vertrauensmännern), so 
haftet sie für ein etwaiges Verschulden dieser Per-

vou Willenserklärungen.

fönen in gleicher Weise wie für eigenes Verschulden 
(BGB. 278); sie kann sich nicht durch den Nachweis 
schützen, daß sie bei Auswahl und Leitung dieser 
Hilfskräfte sorgsam verfahren sei. Abweichung 
gen von dieser (gesetzlichen) Haftung für falsche 
Auskünfte können aber dadurch begründet werden, 
daß eine verminderte Haftbarkeit oder gar der 
Ausschluß jeder Haftung vertragsmäßig, z. B. durch 
Aufnahme in die Auskunsts- oder Abonnements- 

' bedingungen, vereinbart wird. Daß die Auskunf­
teien in ihren Bedingungen die Haftung für fahr­
lässige falsche Auskünfte regelmäßig ganz aus­
schließen, ist erlaubt (RG.). Die Haftung für vor­
sätzliche (wissentliche) falsche Auskunft kann vertrags­
mäßig nicht ausgeschlossen werden, weil das sitten­
widrig wäre.

2. Die Auskunftei im Verhältnis zu 
dem Angefragten (dem Beauskunfteten).
Fühlt sich jemand, über den eine ungünstige Aus- 

I kunft erteilt ist, hierdurch in ungerechter Weise in 
seiner Ehre oder in seinem geschäftlichen Kredit be­
einträchtigt, so kann er die Auskunftei, wenn sie 
die Unrichtigkeit der Tatsachen kannte oder kennen 
mußte, auf Schadensersatz belangen (8232, 826; 
RG. 7. 6. 09 §§ 14 u. 15, Gutt. Slg. Nr. 37). 
Ist dies nicht der Fall, so ist ein Schadensersatzan­
spruch nicht gegeben und nur ein Anspruch aus 
Unterlassung der falschen Auskunft möglich, sofern 
es sich eben um vertrauliche Auskunft handelte 
und der Empfänger der Auskunft ein berechtig­
tes Interesse an ihr hatte. Die Vorschrift ist 
immerhin noch recht dehnbar. So soll z. B. Ungün­
stiges nicht in einer unterstrichenen Form, sondern 
nur, soweit zum Ganzen eben nötig, gesagt wer­
den (RG.). Der Mittelweg zwischen der Wahrung 
der Interessen des Kunden und derjenigen des Be­
auskunfteten ist also nicht leicht zu finden. Vor­
sichtige Angabe der wesentlichen Wahrheit ist das 
Richtige. Auch strafrechtlich ist der durch eine 
falsche ungünstige Auskunft Geschädigte geschützt — 
aber regelmäßig auch nur dann, wenn die Auskunft 
wissentlich falsch erteilt ist —, indem er, 
wenn die Mitteilung geeignet war, seine Ehre 
zu verletzen oder seinen Kredit zu schädigen, Ver­
urteilung des die Auskunft Erteilenden zu einer 
Geld- oder Gefängnisstrafe, sowie zu einer an ihn 
zu zahlenden Buße (Strafges.-Buch §§ 187, 188) 
erwirken kann.

Auslagen s. Aufwendungen, des Vormundes s.
Vormund 7. Vgl. auch: Aufwendungen.

Ausländer, Erwerb von Grundeigentum durch, 
s. Grundeigentum 1; Vormundschaft über, s. Vor­
mundschaft 5.

Ausländische Ehegatten, Güterrecht derselben, f.
Eingebrachtes Gut der Frau 9.

Ausländische Währung s. Leistungen 1. 
Auslegung testamentarischer Bestimmungen s.

Testament.
Auslegung von Willenserklärungen (Verträgen).

Willenserklärungen, einseitige oder zweiseitige (Ver­
träge), werden häufig nicht so abgegeben oder ge­
faßt, daß über allen Zweifel klar ist, was die Partei 
oder die Parteien gewollt haben. Es muß dann 
der Wille der betreffenden Person, die Absicht der 
vertragschließenden Teile durch Auslegung fest­
gestellt werden. Es kommt dabei nicht allein auf 
den Wortlaut der mündlichen Erklärung oder des 
Schriftstücks an, sondern es sind nach dem einzelnen 
Fall auch andere Umstände, wie die Verkehrssitte, 
ein etwaiger besonderer Sprachgebrauch, der Inhalt 

■ und Verlauf gepflogener Vorverhandlungen u. dgl.



mehr, in Betracht zu fliesn. Feste Regeln lassen sich 
hierüber nicht aufstellen; das Gesetz spricht daher, 
abgesehen von besonderen Vorschriften für bestimmte 
Fälle, nur den allgemeinen Satz aus, daß bei Aus­
legung einer Willenserklärung der wirkliche Wille 
zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinne 
des Ausdrucks zu haften ist (133). Es ist die Kunst 
der Juristen und Gerichte, hier das Richtige zu 
treffen und den Parteien zu dem nach objektiver 
Ansicht richtigen Recht zu verhelfen, das natürlich 
in solchem Falle nicht den Wünschen beider Par­
teien, die ja darüber in Streit geraten waren, ent­
sprechen kann. Näheres s. in den Artikeln „Aus­
legung^' und „Treu und Glauben" im HdR. I 436 ff. 
u. VI 54ff. Dem richterlichen Ermessen muß vom 
Gesetze naturgemäß ein weiter Spielraum gelassen 
werden. Für Verträge enthält aber das Gesetz die 
sehr wichtige besondere Vorschrift, daß sie so auszu­
legen sind, wie Treu und Glauben mit Rück­
sicht auf die Verkehrssitte es erfordern (157); 
eine Auslegung des Vertrages, die mit den Grund­
sätzen von Treu und Glauben in Widerspruch stehen 
würde, kann nicht als vom Recht gewollt angesehen 
werden. Insbesondere muß ein Gewerbetreibender 
die Verkehrssitte gegen sich gelten lassen, wenn er 
nicht seinen abweichenden Willen unzweideutig sei­
nem Kunden zu erkennen gegeben hat (RG.). Der­
jenige also muß weichen, der mit den Erklärungen 
einen anderen Sinn verbunden hat, als ihn die 
maßgebenden Kreise damit verbinden. Man sehe 
also auf deutliche Verständigung bei allen Abma­
chungen. Doch was man nicht vermuten konnte, 
weil es ganz ungewöhnlich ist, braucht man auch 
nicht zu fürchten.

Über die Auslegung letzt willig er Verfügungen 
s. Testament.

Ausleihen von Geld s. Darlehen; durch einen 
Vormund s. Vormund 4 u. Anlegung von Mündel­
geldern; durch den Vater (die Mutter) s. Verwal­
tung usw. des Kindesvermögens 1.

Auslobung einer Belohnung oder eines Preises 
(657—661). 1. Es kommt häufig vor, daß jemand 
zur Erreichung eines persönlichen Zweckes oder im 
höheren Interesse in öffentlicher Bekanntma­
chung (durch die Zeitung, durch Anschlag, Ausruf 
usw.) dem, der eine bestimmte Leistung, sei dies 
die bloße Vornahme einer Handlung oder die 
Herbeiführung eines bestimmten Erfolges, vollbrin­
gen wird, eine Belohnung oder einen Preis ver­
spricht, z. B. für die Ermittelung eines Baum­
frevlers oder eines anonymen Briesschreibers, für 
das Wiederbringen einer verlorenen Sache, für den 
Nachweis einer Stelle u. dgl. Ein solches öffent­
liches Versprechen nennt man eine Auslobung. 
Sie begründet, wenn die betreffende Leistung wirklich 
in der bestimmten Weise erfolgt ist,' für den Aus­
lobenden die Verpflichtung, sein Versprechen zu er­
füllen, d. h. dem, der die Leistung bewirkt hat, 
den versprochenen Lohn (Preis) zu zahlen. Ob 
dieser von der Auslobung Kenntnis gehabt oder 
ob er mit Rücksicht auf die Auslobung gehandelt 
hat, daraus kommt regelmäßig nichts an. Selbst­
verständlich muß die Auslobung ernstlich gemeint 
gewesen sein. Die Behauptung, daß nur ein Scherz 
vorliege, schützt den, der sie erlassen hat, nicht ohne 
weiteres (s. „Scherz"). Die Auslobung kann aber 
widerrufen werden, jedoch nur so lange, bis die 
Handlung vorgenommen ist; der Widerruf ist auch 
nur dann wirksam, wenn er in derselben Weise 
wie die Auslobung selbst bekanntgemacht ist oder 
wenn er durch eine besondere Mitteilung erfolgt.

Ein Widerruf ist unzulässig, wenn in der Auslobung 
daraus verzichtet ist. Als ein Verzicht aus den Wi­
derruf ist es im Zweifel anzusehen, wenn in der 
Auslobung für das Vollbringen der Handlung eine 
bestimmte Zeit gesetzt ist. Sonst aber handelt 
der Bewerber auf seine Gefahr; wird die Auslobung 
widerrufen, ehe die Leistung bewirkt oder der Er­
folg erzielt ist, so hat er keinen Anspruch auf Ent­
schädigung wegen etwa aufgewendeter Zeit, Mühe 
und Kosten. Durch den etwa eintretenden Tod des 
Auslobenden wird das Verhältnis nicht berührt, so­
lange nicht die Erben die Auslobung ordnungsmäßig 
widerrufen haben.

Einer besonderen Regelung bedürfen die Fälle, 
wenn Mehrere die ausgesetzte Belobung be­
anspruchen. Haben Mehrere (jeder für sich) die 
Handlung vollbracht, so hat der die Belohnung zu 
fordern, der die Handlung zuerst vorgenommen 
(z. B. den Baumfrevler zuerst angezeigt) hat; haben 
Mehrere zu gleicher Zeit dieselbe Handlung vorge­
nommen, so gebührt jedem ein gleicher Teil der 
Belohnung. Läßt sich die Belohnung wegen ihrer 
Beschaffenheit nicht teilen oder soll nach dem In­
halt der Auslobung nur einer die Belohnung er­
halten, so entscheidet das Los. Haben Mehrere zu 
dem erzielten Erfolge mitgewirkt, so hat der Aus­
lobende die Belohnung unter Berücksichtigung des 
Anteils eines jeden an dem Erfolge nach billigem 
Ermessen unter sie zu verteilen. Ist die Vertei­
lung offenbar unbillig vorgenommen, so kann der, 
welcher sich benachteiligt glaubt, Festsetzung durch 
gerichtliches Urteil verlangen. Es braucht sich aber 
der Auslobende in diesen Streit nicht einzumischen; 
er kann die Auszahlung der Belohnung so lange ver­
weigern, bis die Beteiligten den Streit über ihre 
Berechtigung unter sich ausgetragen haben; jeder 
von ihnen kann verlangen, daß die Belohnung für 
alle hinterlegt wird. Der Auslobende kann auch 
ohne solche Aufforderung durch die Hinterlegung 
der Belohnung sich von seiner Verpflichtung befreien 
(s. „Hinterlegung"). Ist die Belohnung unteilbar 
oder soll sie nach dem Inhalte der Auslobung nur 
einem zufallen, so entscheidet auch hier das Los.

2. Eine besondere Art der Auslobung ist das 
Preisausschreiben (661). Dieses ist nur gültig, 
wenn in der Bekanntmachung eine Frist für die 
Bewerbung bestimmt wird. Da es sich hier meist 
um die Aussetzung eines Preises für die Lösung 
einer Aufgabe aus dem Gebiete der Wissenschaft, 
der Kunst, der Technik usw. oder um das Raten 
von Rätseln, die Herstellung von Reklameversen od. 
dgl. handelt, welche u. U. einen größeren Zeit- 
und Arbeitsaufwand erfordert, so muß der Be­
werber die Sicherheit haben, daß die Konkurrenz 
eine zeitliche Begrenzung hat und der Auslobende 
sich nicht auf unbestimmte Zeit hinaus der Zu­
erkennung des Preises mit der Begründung ent-
schlagen kann, daß er noch auf eine bessere Lei­
stung warte. Wer sich also an einer Preisbewer­
bung beteiligen will, versichere sich vorher da­
von, ob in der Bekanntmachung eine Frist für die 
Bewerbung bestimmt ist. Die Entscheidung dar­
über, ob eine innerhalb der Frist erfolgte Bewerbung 
den Bedingungen des Preisausschreibens entspricht 
oder wer von den mehreren Bewerbern die Aus­
gabe am besten gelöst hat, gebührt dem (denen), 
der in der Bekanntmachung bezeichnet (als Preis­
richter bestimmt) ist; in Ermangelung solcher Be­
stimmung hat der Auslobende selbst die Entschei­
dung zu treffen. Die Entscheidung durch den (oder 
die) Preisrichter oder den Auslobenden selbst ist für
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die Beteiligten maßgebend; die Bewerber haben 
nicht das Recht, auf eine Begutachtung durch Sach­
verständige oder auf gerichtliche Entscheidung an­
zutragen. Sind nach dem Urteil der Preisrichter 
oder des Auslobenden die Arbeiten mehrerer Be­
werber gleich preiswürdig, so ist der Preis unter 
sie gleichmäßig zu verteilen; ist der Preis nicht 
teilbar oder soll er nach der Bestimmung in dem 
Ausschreiben nur einem zusallen, so entscheidet 
wiederum das Los. Selbstverständlich ist aber dem 
Auslobenden unbenommen, in dem Preisausschrei­
ben andere Bestimmungen über die Zuerteilung des 
Preises usw. zu treffen. Ob die Werke, welche die Be­
werber um einen ausgeschriebenen Preis dem Aus­
lobenden oder den Preisrichtern einliefern, in das 
Eigentum des Auslobenden übergehen, wenn der 
Bewerber einen Preis erhält oder auch, wenn er 
einen solchen nicht erhält, das hängt von den 
Bedingungen des Preisausschreibens ab. Ist dar­
über nichts gesagt, so ist der Bewerber, selbst wenn 
ihm ein Preis zuerteilt ist, nicht verpflichtet, das 
Eigentum an seinem Werke dem Auslobenden zu 
übertragen. Manche sog. „Preisausschreiben" sind, 
da die Lösung der Ausgabe überaus leicht ist und es 
dem „Auslobenden" weniger auf diese Lösung als 
auf irgendeine Reklamewirkung ankommt, Ausspie­
lungen (s. Spiel).

Ausscheiden eines Gesellschafters s. Gesellschaft 
7 u. Offene Handelsgesellschaft 5; Ausscheiden aus 
einem Schuldverhältnis s. Übernahme einer frem­
den Schuld.

Ausschlagung einer Erbschaft s. Annahme und 
Ausschlagung usw.; wegen Verletzung des Pflicht­
teils s. Pflichtteil 1; Ausschlagung einer Erbschaft 
durch eine Ehefrau s. Eingebrachtes Gut der Frau 
5; Ausschlagung einer Erbschaft durch den Vormund 
s. Vormund 6 B 5.

Ausschreiben eines Preises, einer Belohnung 
usw. s. Auslobung.

Aussetzung einer Erbteilung s. Erbteilung 2; 
Aussetzung einer Belohnung s. Auslobung.

Aussperrung. Aussperrung, Streik und Verruss­
erklärung (Boykott) sind Formen der Ausschließung, 
der Sperre, aber verschiedener Art.

Die Aussperrung ist das Mittel im Arbeits- 
kampf auf fetten des Arbeitgebers, dem aus feiten 
des Arbeitnehmers der Streik entspricht. Tie meisten 
Rechtssätze sind daher für Streik und Aussper­
rung gleich und es muß hier auf die ausführliche 
Behandlung im Art. Streik verwiesen werben. 
Aussperrung (und Streik s. d.) muß man, falls 
sie nicht unter voller Einhaltung der Kündigungsfrist 
und der Wahrung der Treugesichtspunkte in geho­
benen Arbeitsverhältnissen geschehen, als Ver­
tragsbruch (s. Arbeits- und Dienstvertrag unter 6) 
bezeichnen; denn öffentlich-rechtliche Gesichtspunkte, 
Verkehrssitte, Machtfaktoren oder dgl. können 
die rechtliche Beurteilung arbeitsvertraglicher Fra­
gen nicht ändern. Der „Herr im Hause"-Standpunkt 
des Arbeitgebers besteht insoweit nicht, als dieser 
verpflichtet ist, dem, der zur Ersüllung seiner Ar­
beitspflicht bereit und in der Lage ist, Lohn oder 
Gehalt zu zahlen. Mithin ist jede Aussperrung 
unberechtigt, lvenn sie ohne Kündigung erfolgt und 
mit Lohnvorenthaltung für die Tage der kündi­
gungslosen Aussperrung verbunden ist.

Die Aussperrung ohne Einhaltung der Kündi­
gungsfrist ist also Vertragsverletzung, wenn nicht 
und soweit nicht im einzelnen Fall ein zu sofortiger 
kündigungsloser Entlassung berechtigender Grund 
nach §§ 123, 124a GO., § 626 BGB., §§ 70—72 

HGB. vorliegt (vgl. Art. Kündigung, Entlassung, 
Arbeitsvertrag). Liegt ein solcher Grund nicht vor, 
so hat der Ausgesperrte Anspruch auf Lohn und 
Schadenersatz. Akkordarbeiter haben bei nicht aus­
reichender Beschäftigung nach § 124 Nr. 4 GO. 
ein Recht zu sofortigem Austritt.

Die Aussperrung mit Einhaltung der Kündi­
gungsfrist ist die Ausübung eines Machtmittels im 
Wirtschaftskampf ohne zivilrechtliche und öffentlich- 
rechtliche Folgen, da ja hier das Kündigungsrecht 
gewahrt wird.

Man hat versucht, die Aussperrung als Ver­
stoß gegen die guten Sitten zu einem rechts­
erheblichen Tatbestand zu machen. Das ist falsch. 
Die Aussperrung ist eine wirtschaftliche Kampsmaß­
nahme. Ebenso luic solche seitens der Arbeiterschaft 
durch Streik zur Anwendung kommt und tote die 
Arbeitnehmerschaft kein gegen die guten Sitten ver­
stoßendes Verhalten der Arbeiter darin erblickt, daß 
Arbeitnehmer andere Arbeiter in ihren wirtschaft­
lichen Lohn- und Klassenkämpfen unterstützen, trotz 
der durch diese Handlungsweise für die Arbeitgeber 
eintretenden Schädigung, so muß auch durchaus eine 
gleiche Beurteilung den Kampfmaßnahmen der Ar­
beitgeber zuteil werden (RG.).

Aber beachtlich bleiben doch die „guten Gründe" 
der Aussperrung, also eine Unterscheidung, ob die 
Aussperrung wild und willkürlich (analog dem 
„wilden" Streik) oder ob sie „berechtigt erscheint. 
Ein absolutes Recht der Aussperrung (wie des 
Streiks) wird man also nicht statuieren können und 
ist auch durch den das Koalitionsrecht sichernden 
Art. 159 RV. nicht gegeben worden; es bleibt viel­
mehr stets noch die Frage, ob das Kampfmittel 
unter Verletzung anderer erheblicher Pflichten ange­
wendet wird. Näheres s. im Art. Aussperrung im 
HdR. I 466 ff.

Ausspielen von Sachen s. Spiel und Wette.
Ausstattung s. Aussteuer usw.; Anrechnung bei 

der Erbteilung s. Ausgleichung unter Miterben; 
Ausstattung von Werken, Schutz der, s. Warenbe­
zeichnungen usw.

Ausstellung von Schuldverschreibungen aus den 
Inhaber s. Schuldverschreibungen usw. II.

Aussteuer, Ausstattung von Kindern (1620 bis 
1625). 1. Heiratet eine Tochter, so sind die El­
tern, und zwar zunächst (siehe unten) der Vater 
verpflichtet, ihr eine angemessene Aus st euer mit­
zugeben. Unter Aussteuer sind die beweglichen 
Sachen zu verstehen, die zur Einrichtung des neuen 
Hausstandes und zur persönlichen Ausstattung der 
jungen Hausfrau nötig find. Was int einzelnen 
dazu gehört, kann das Gesetz nicht feststellen; es 
entscheidet darüber, soweit nicht Sitte und Gebrauch 
Anhaltspunkte geben, im Prozeßfalle das richter­
liche Ermessen. Die Aussteuer muß „angemessen" 
sein; die Angemessenheit wird sich bestimmen ein­
mal nach dem Stande des Schwiegersohns, anderer­
seits nach dem Stande und den Vcrmögensverhält- 
nissen der Eltern der Braut. Hat die Tochter 
eigenes Vermögen, aus dem sie sich eine Aussteuer 
anschafseu kann, oder bedarf sie wegen des Ein- 
richtungsbesitzes ihres Ehemannes einer Aussteuer 
nicht, so sind die Eltern nicht verpflichtet, ihr 
eine solche mitzugeben. Die Verpflichtung der 
Eltern besteht auch sonst nur insoweit, als sie zur 
Gewährung der Aussteuer nach ihren Verhältnissen 
imstande sind; um dies zu beurteilen, sind ihre 
anderweitigen Verpflichtungen, insbesondere Unter- 
haltsverpflichtungen (s. d.) und die für die anderen 
Kinder beschafften oder noch zu beschaffenden Aus-



steuern, zu berücksichtigen; es muß den Eltern bei 
Erfüllung aller dieser Verpflichtungen noch so viel 
verbleiben, daß ihr standesmäßiger Unterhalt nicht 
beeinträchtigt wird. Ist der Vater zur Gewährung 
der Aussteuer außerstande oder ist er verstorben, so 
ist die Mutter verpflichtet, die Aussteuer zu geben, 
wenn und soweit die vorgedachten Voraussetzung­
gen vorliegcn. Ist also der Vater unvermögend, 
die Mutter aber wohlhabend oder reich, so wird 
die Mutter, da der Vater nur eine geringe Aus­
steuer oder gar keine geben kann, das, was an einer 
angemessenen Aussteuer fehlt, zulegen oder die Aus­
steuer allein beschaffen müssen. Hat sie sich wieder 
verheiratet, so kann sie die Aussteuer nicht deshalb 
verweigern, weil ihr jetziger Mann die Nutzung 
ihres eingebrachten Vermögens habe. Kann die 
Tochter ihre Aussteuer vom Vater deshalb nicht 
-erlangen, weil er sich im Auslande aufhält oder 
die Rechtsverfolgung gegen ihn im Jnlande mit 
erheblichen Schwierigkeiten verknüpft sein würde, so 
muß gleichfalls die Mutter die Aussteuer geben; sie 
kann aber Ersatz des Gegebenen vom Manne ver­
langen. Die Tochter geht ihres Rechts, eine Aus­
steuer zu verlangen, verlustig, wenn sie ohne Ein­
willigung der Eltern heiratet, obwohl nach dem 
Gesetz die Einwilligung, sei es des Vaters oder der 
Mutter, zur Heirat erforderlich war. (S. über die 
Einwilligung der Eltern zur Verheiratung der Kin­
der das Nähere unter „Ehehinderniffe 1 c".) So­
weit eine Einwilligung der Eltern oder eines von 
ihnen .gesetzlich nicht erforderlich ist, gibt das Feh­
len der Einwilligung den Eltern keinen Grund, der 
Tochter die Aussteuer zu verweigern. Dagegen ist 
die gesetzliche Verpflichtung der Eltern zur Aus­
steuerung der Tochter besonders in dem Falle von 
Wichtigkeit, wenn die Verheiratung der Tochter ge­
gen den Willen der Eltern erfolgt, weil diese aus 
uichtigen Gründen ihre Einwilligung versagten und 
dadurch die Tochter gezwungen haben, das Vor­
mundschaftsgericht um die Erteilung der Einwilli­
gung an Stelle der Eltern anzugehen. Die Tochter 
kann dagegen eine Aussteuer von den Eltern nicht 
verlangen, wenn sie sich einer Verfehlung schul­
dig gemacht hat, die den zur Gewährung einer, 
Aussteuer verpflichteten Elternteil berechtigen würde, 
ihr im Testament usw. den Pflichtteil zu enb 
ziehen (s. „Pflichtteil 5"). Endlich kann die Toch­
ter keine Aussteuer mehr verlangen, wenn sie für 
eine frühere Ehe vom Vater oder der Mutter be­
reits eine Aussteuer erhalten hat. Die Tochter kann 
ihr Recht (ihren Anspruch) auf die Aussteuer nicht 
an andere Personen abtreten (zedieren); der An­
spruch auf die Aussteuer kann auch nicht von Gläu­
bigern der Tochter gepfändet werden (ZPO. 851). 
Der Anspruch der Tochter auf eine Aussteuer geht 
verloren, verjährt, wenn sie ihn nicht binnen einem 
Jahr von der Hochzeit an geltenld macht (solange 
die Tochter noch minderjährig ist, läuft aber die 
Verjährung nicht); durch den Tod der Frau oder 
des zur Aussteuer verpflichteten Elternteils geht das 
Recht auf die Aussteuer dagegen nicht verloren; 
es kann von den Erben der Frau und gegen die 
-Erben dec Eltern geltend gemacht werden. Die 
Tochter kann auch schon vor der Verheiratung auf 
gerichtliche Feststellung der Verpflichtung ihres 
Vaters (ihrer Mutter), ihr eine dem Werte nach zu 
bestimmende Aussteuer mitzugeben, klagen (ZPO. 
256), wenn sie ein wirtschaftliches Interesse daran 
hat, daß dies schon jetzt festgestellt werde (RG.). 
— Eine Verpflichtung, auch die Söhne auszu­
steuern, liegt den Eltern nicht ob, da diese regel­

mäßig so erzogen werden, daß sie beim Verlassen 
des Elternhauses in der Lage sind, sich das zur 
Einrichtung Erforderliche aus eigenen Kräften zu 
beschaffen.

2. Als Ausstattung (1624) bezeichnet das Ge­
setz alles das, was die Eltern (der Vater oder die 
Mutter oder beide) einem Kinde (Sohn oder Toch­
ter) mit Rücksicht auf seine Verheiratung 
oder aus die Erlangung einer selbständi­
gen Lebensstellung, zur Begründung oder zur 
Erhaltung der Wirtschaft oder der Lebensstellung 
geben oder versprechen. „Ausstattung" ist also nicht 
gleichbedeutend mit „Aussteuer"; die für die Aus­
steuer geltenden gesetzlichen Vorschriften gelten nicht 
auch für jede andere Ausstattung. Es besteht keine 
gesetzliche Verpflichtung der Eltern, den Töchtern, 
sofern sie nicht heiraten, sowie den Söhnen eine 
Ausstattung im obigen Sinne zu geben. Hat 
aber das Kind von den Eltern tatsächlich eine solche 
Ausstattung erhalten, so gilt dies als die Ersül- 
luug einer sittlichen Pflicht seitens der Eltern und 
das Gesetz bestimmt, daß das zu dem erwähnten 
Zweck dem Kinde Gegebene oder Versprochene nicht 
als Schenkung angesehen werden soll. Die Be­
deutung dieser Vorschrift besteht darin, daß für 
Schenkungen (s. d.) besondere, erschwerende gesetz­
liche Bestimmungen getroffen sind, die auf die ge­
dachten Ausstattungen keine Anwendung finden sol­
len (noch, weniger selbstverständlich auf die eigent­
liche Aussteuer, da das Geben einer solchen gesetz­
liche Pflicht ist). Insbesondere kann eine Ausstat­
tung auch mündlich gültig versprochen werden. Die 
Vorschrift bezieht sich aber nur auf die vom Vater 
oder von der Mutter, nicht auch auf die von ande­
ren Personen, seien dies auch nahe Verwandte, ge­
währte oder zugesicherte Ausstattung; ja sie bezieht 
sich auch auf die von ben Eltern gegebene Aus­
stattung nur insoweit, als die Ausstattung das den 
Umständen, insbesondere den Vermögensverhältuis- 
sen der Eltern entsprechende Maß nicht übersteigt. 
Steht der Vater oder die Mutter unter Vormund­
schaft, so kann der Vormund eine Ausstattung aus 
seinem (ihrem) Vermögen nur mit Genehmigung 
des Vormundschastsgerichts gültig versprechen oder 
gewähren. Stellt sich heraus, daß das zur Aus­
stattung Gegebene dem Vater (der Mutter) gar nicht 
gehörte oder daß anderen Personen Rechte an dem 
Gegenstände zustehen oder daß das Hingegebene 
Mängel oder Schäden irgendwelcher Art hat, so 
haftet der Vater (die Mutter) hierfür nur insoweit, 
wie der Schenker einer Sache für solche Fehler 
und Mängel gesetzlich haftbar ist; siehe darüber 
„Schenkung 2".

Über die Befugnis der Eltern, bei Hingabe einer 
Aussteuer oder einer Ausstattung Bestimmung dar­
über zu treffen, inwiefern das Gegebene dem Emp­
fänger (der Empfängerin) bei der demuüchstigeu 
Erbteilung etwa nicht angerechne.t werden 
solle, vgl. „Ausgleichung unter Miterbeu".

Austritt aus einem Verein s. Verein.
Ausverkäufe. Gegen den reellen Ausverkauf ist 

auch vom Standpunkte des Gesetzes (Unl. Wett'b. 
Ges. v. 7. 6. 09, §§ 6—10; Gutt. Slg. Nr. 37) 
aus nichts einzuweuden; er ist erlaubt und wird 
auch von anständigen Geschäftsleuten benutzt, um 
bei Überfüllung des Lagers, bei vorgerückter Saison, 
bei beabsichtigter Aufgabe oder Verlegung des Ge­
schäfts, bei Todesfällen zum Zwecke der Auseinan­
dersetzung usw. das ganze Lager oder gewisse Waren­
bestände zu herabgesetzten Preisen tunlichst rasch zu 
räumen. Andererseits werden aber auch ohne be-



rechtigten Anlaß Ausverkäufe angekündigt, um Käu­
fer anzulocken und der anständigen Konkurrenz die 
Kundschaft zu entziehen. Es wird hier der fälsch­
liche Anschein erweckt, als wenn der angekündigte 
Verkauf eine Räumung mit den vorhandenen Be­
ständen, sei es mit dem gesamten Warenlager oder 
mit einzelnen Warengattungen, bezwecke („wegen 
Geschäftsaufgabe", „wegen Ausgabe des Artikels", 
„wegen Auseinandersetzung" usw.). Deshalb ist ge­
setzlich bestimmt worden, daß Ausverkaufsankündi­
gungen den Grund enthalten müssen, der zu dem 
Ausverkauf Anlaß gegeben hat. Dieser Grund muß 
wahr sein. Er darf z. B. nicht Zweck und Ziel 
(für die Reise, wegen geplanten Umbaus, um zu 
räumen) bedeuten, sondern wirklich den Grund und 
Anlaß, der in Tatsachen beruhen muß, z. B. wegen 
Ausgabe des Geschäfts (auch eines Teils des Ge­
schäfts), Umzug, Brandschaden u. dgl. Unzulässig 
sind „Kehrauswochen", „Massenverkauf" u. dgl., 
wenn es sich nicht bloß um nichtssagende Titel han­
delt (Weihnachtsverkauf). Auch wenn das Wort 
„Ausverkauf" nicht in der Ankündigung vorkommt, 
gilt dasselbe. Auch dürfen nicht fälschlich Waren, 
die nicht aus einer Konkursmasse stammen, als 
solche angekündigt oder bezeichnet werden. Vor­
schieben und Nachschieben von Waren beim Aus­
verkauf, d. h. Heranschasfung von Waren eigens zu 
dem Ausverkauf und Ergänzung der Vorräte 
während des Ausverkaufs wird bestraft, wie auch 
jede andere Zuwiderhandlung gegen die Ausver­
kaufsbestimmungen bestraft wird. Ausgenommen 
sind die üblichen Saison- und Inventurausverkäufe, 
für die die Verwaltungsbehörde Zeitpunkt und Zeit­
dauer bestimmt. Ob in dem betreffenden Geschäfts­
zweig solche Ausverkäufe wirklich üblich sind, ist 
manchmal strittig. Sog. Sonderveranstaltungen 
(Weiße Wochen, Ausnahmetage u. dgl.) haben sich 
sehr eingebürgert und werden als erlaubt ange­
sehen, soweit sie sich einer gewissen zeitlichen Ord­
nung fügen. In Wirklichkeit unterscheiden sie sich 
kaum von Ausverkäufen und betreiben auch häufig 
das „Vorschieben" und „Nachschieben" von Waren. 
Unwahre Angaben darf keine derartige Ankündi­
gung enthalten (vgl. Unlauterer Wettbewerb).

Auswanderung des Mannes s. Ehegatten 1; 
des Mündels s. Vormund 2 u. Vormundschaft 5; 
des unter elterlicher Gewalt stehenden Kindes s. 
Eltern und Kinder 4; Abfindung im Falle einer, 
s. Nachlaßverträge.

Ausweis eines Erben s. Erbschein 1.
Außerehelicher Beischlaf s. Uneheliche Kinder; 

Verführung; Schadensersatz wegen unerlaubter 
Handlung 7; Verlöbnis 1.

Auszeichnungen, falsche Angaben über, s. 
Schwindelhafte Reklame 1.

Auszug s. Altenteil u. Reallasten; Auszug aus 
dem Handelsregister s. Handelsregister; Auszug aus 
dem Grundbuch s. Grundbuch 2; beglaubigter Aus­
zug s. Form der Rechtsgeschäfte 4.

Automobil, Haftung für Schäden, s. Haft­
pflicht 7.

Autorrecht s. Urheberrecht u. Verlagsrecht.

ß.
Bäckereien, Anlegung von, s. Grundeigen­

tum 2 d.
Bahn s. Eisenbahn.
Bank, Anlegung von Mündelgeldern bei einer, 

s. Mündelgeld usw.

Bankdepots s. Depots, kaufmännische.
Bankier, Zinseszinsen s. Zinsen; Ratserteilung 

durch einen, s. Ratserteilungen usw.; Pflichten bei 
Aufbewahrung, Anschaffung, Umtausch usw. von 
Wertpapieren s. Depots, kaufmännische; Bankier- 
und Geldwechslergeschäft s. Kaufmann usw. 1.

Banknoten s. Zahlungsmittel, gesetzliche; Aus­
gabe von, s. Schuldverschreibungen auf den In­
haber II; beschädigte usw., s. das. 12.

Bauabstand s. Grundeigentum 3.
Bauchschlägigkeit bei Tieren s. Gewährleistung 

usw. 9.
Bauen über die Grenze s. Grundeigentum 2g; 

Bauen auf der Grenze, Betreten des Nachbargrund­
stücks s. Grundeigentum a. Schluß.

Bauerschastsvorsteher s. Dorfgerichte.
Baufälligkeit, Gefährdung durch, s. Gebäude­

einsturz.
Baugerüste, Errichtung von, s. Grundeigentum 2. 
Bauhandwerker s. Werkvertrag.
Baugewerbe unterliegt nicht dem Haftpflicht­

gesetz, s. Haftpflicht usw. 3.
Baukunst, Werke der, Schutz gegen Nachbildung,, 

s. Urheberrecht.
Bauleute, Sicherung der, s. Werkvertrag 9.
Baumaterialien als Bestandteile eines Ge­

bäudes s. Bestandteile.
Bäume auf der Grenze, s. Grundeigentum 2 f 

und k, 3.
Bauunternehmer s. Werkvertrag; ist unter Um­

ständen Kaufmann i. S. des Handelsgesetzbuchs s. 
Kaufmann usw. 1.

Bauwerk aus fremdem Grund und Boden s. Erb­
baurecht; Bauwerk, Einsturz eines, s. Gebäudeein- 
sturz; Bauwerk, Übernahme eines, s. Werkvertrag; 
Urheberschutz s. Urheberrecht.

Beamte. Schadensersatz wegen Verletzung der 
Amtspflicht. 1. Haftung des Beamten selbst 
(BGB. 839—842). Die nachfolgenden Bestimmun­
gen beziehen sich auf alle Reichs-, Staats-, Pro­
vinzial-, Kreis-, städtische, Gemeinde- und sonstigen 
Kommunalbeamten. Zu den Beamten gehören 
auch die Notare und die Gerichtsvollzieher. Auf 
Privatbeamte beziehen sich die Bestimmungen 
nicht; ebensowenig aus nichtbeamtete Ärzte und auf 
Rechtsanwälte. — Jeder Beamte ist schon nach all­
gemeinen Rechtsgrundsätzen (BGB. 823) für den 
Schaden verantwortlich, den jemand dadurch erlei­
det, daß der Beamte vorsätzlich oder fahrlässig ein 
dem anderen zustehendes Recht widerrechtlich ver­
letzt oder gegen ein den Schutz eines anderen be­
zweckendes Gesetz, insbesondere gegen die allgemeinen 
Strafgesetze, verstößt. Der Beamte ist aber ferner 
nach § 839 BGB. für allen Schaden verantwort­
lich, der einem anderen dadurch zugesügt wird, daß, 
der Beamte vorsätzlich oder fahrlässig eine ihm dem 
Geschädigten gegenüber obliegende Amtspflicht 
verletzt. Dieser Fall liegt auch dann vor, wenn der 
Beamte eine unrichtige amtliche Auskunft er­
teilt, und zwar selbst dann, wenn er zur Erteilung 
der Auskunft gar nicht verpflichtet ist. Ob die 
Amtspflicht, die Dienstvorschrift, welche der Beamte 
verletzt hat, ihn nur dem Dienstherrn, d. h. dem 
Staate, der Gemeinde usw. gegenüber auserlegt ist, 
oder ob sie ihm jedem Staatsbürger oder bestimm­
ten Privatpersonen gegenüber obliegt, ist eine Frage, 
die im einzelnen Falle nur vermittelst Auslegung 
der betreffenden Dienstvorschrift beantwortet werden 
kann. Fällt dem Beamten bloß eine Fahrlässigkeit 
zur Last, so kann er von dem Geschädigten nur



dann in Anspruch genommen werden, wenn dieser 
auf andere Weise keinen Ersatz seines Schadens 
erlangen kann. Ein Amtsrichter hat z. B. einen 
Vormund nicht genügend beaufsichtigt; hier ist zu­
nächst der pflichtwidrig handelnde Vormund für 
den Schaden verantwortlich; auch der, welchem 
etwa durch den Vormund rechtswidrig etwas zu­
gewendet ist, haftet auf Herausgabe des Erhal­
tenen. Erst wenn und soweit von beiden nichts zu 
erlangen ist, hastet der Richter dem Geschädigten. 
Eine besondere Vorschrift gilt für richterliche 
Beamte, also auch Verwaltungsbeamte, die ein 
richterliches Erkenntnis abzugeben haben. Im all­
gemeinen unterstehen auch diese Beamten den vor­
stehend mitgeteilten gesetzlichen Bestimmungen.. 
Verletzt aber ein solcher Beamter bei dem Urteil, 
welches er in einer Rechtssache spricht, seine Amts­
pflicht, so ist er für den dem Beteiligten daraus 
entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, 
wenn die Pflichtverletzung mit einer im Wege des 
gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öf- 
fentlichen Strafe bedroht ist, z. B. § 336 Reichs- 
Strafgesetzbuch. Es hat dies seinen Grund darin, daß 
die richterliche Unabhängigkeit ernstlich bedroht wäre, 
wenn der Spruchrichter für jedes bei einer Urteils­
fällung etwa vorkommende oder ihm von einem 
anderen Gericht als solches auszulegende Versehen 
tion. der einen oder anderen Partei persönlich zur 
Verantwortung gezogen werden könnte. Auf eine 
pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der 
Ausübung des Richteramts findet diese Ausnahme­
vorschrift keine Anwendung; für sie hastet auch der 
richterliche Beamte mach allgemeinen Grundsätzen. 
Übrigens tritt die vorbezeichnete Ersatzpflicht des 
Richters auch dann nicht ein, wenn der durch den 
falschen Urteilsspruch Verletzte vorsätzlich oder fahr­
lässig es unterlassen hat, den ihm durch das Urteil 
zugefügten Schaden durch den Gebrauch eines ihm 
zustehenden Rechtsmittels abzuwen-den.

Ist ein Beamter neben einem anderen (z. B. 
einem Vormunde, einem von ihm eingesetzten 
Güterverwalter usw.) für einen entstandenen Scha­
den haftbar, weil er die Pflichten verletzt hat, die 
ihm in bezug auf die Bestellung des Betreffenden 
zur Geschäftsführung für eine dritte Person oder be­
züglich der Beaufsichtigung der Geschäftsführung 
oder der von ihm zu erteilenden Genehmigung zu 
Rechtsgeschäften oblagen, so kann er seinerseits Er­
stattung des von ihm etwa geleisteten Schadens­
ersatzes von dem, der den Schaden eigentlich herbei­
geführt hat (dem Vormunde, dem Verwalter usw.) 
fordern. Denn der Geschädigte hat die Wahl, ob 
er wegen des erlittenen Schadens den eigentlichen 
Schadenstifter oder den wegen vorgekommener 
Pflichtverletzung ihm gleichfalls haftbaren Be­
amten in Anspruch nehmen will.

2. Haftung des Staats, der Gemeinden 
usw. für Versehen der Beamten. Das Gesetz­
buch hat eine allgemeine Bestimmung über die Haf­
tung des Reiches, der Länder und der Kommunal­
verbände für die Versehen seiner Beamten nicht 
getroffen. Jedoch ist reichsgesetzlich durch § 12 GBO. 
bestimmt, daß, wenn ein Schaden dadurch entsteht, 
daß ein Grundbuchbeamter die ihm obliegende 
Amtspflicht vorsätzlich oder fahrlässig verletzt hat, 
den Geschädigten gegenüber die im BGB. bestimmte 
Verantwortlichkeit an Stelle der Beamten das Land 
oder die Körperschaft, in deren Dienste der Beamte 
steht, trifft. In gleicher Weise ist durch „das Gesetz 
über die Haftung des Reichs für seine Beamten" 
vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 798) die Haftung

C h r i st i a n i, Rechtslextton. IV. Ausl. 

der Reichsbeamten auf das Reich übernommen, so­
weit es sich um Schadensersatzforderungen handelt, 
die daraus entstehen, daß Reichsbeamte in Aus­
übung der ihnen anvertrauten Gewalt vorsätzlich 
oder fahrlässig die ihnen einem Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflichten verletzen. Der Geschädigte 
kann sich in diesen Fällen nur an den Fiskus des 
betreffenden Landes, der Körperschaft oder des 
Reichs halten, nicht an den einzelnen Beamten. 
Diese Bestimmungen bilden eine große Erleichterung 
für die Geschädigten, da diese einmal nicht mehr 
nach dem betreffenden Beamten, der den Schaden ver­
ursacht hat, zu forschen brauchen und zweitens ihnen 
stets ein zahlungsfähiger Schuldner gegenübersteht. 
Ein Anspruch des Geschädigten gegen den Beamten 
selbst ist ausgeschlossen. Dagegen steht dem Reich, 
dem Lande oder der Körperschaft der Ersatzanspruch 
gegen den Beamten zu, durch dessen Handlung der 
Schaden entstanden ist. (Gutt. Slg. Nr. 94.)

Im übrigen sind nach Art. 77 EGBGB. dieVor- 
schristen darüber, ob neben oder vor dem Beamten 
das Land oder die den Beamten anstellende Körper­
schaft hastet, der Landesgesetzgebung überlassen. In 
Bayern (AGBGB. 60, 61) haftet in allen Fällen 
das Land bezw. die anstellende Körperschaft, der 
Beamte hat diesen den Schaden zu ersetzen, ähnlich 
in Württemberg (AGBGB. 202—204) und in 
Baden (AGBGB. 5), nur daß dieses die Forderung 
des Geschädigten gegen den Beamten auf das Land 
übergehen läßt, wenn es den Geschädigten befriedigt. 
In Hessen hastet das Land neben dem Beamten wie 
ein Bürge. In Preußen ist die Haftung des Landes 
vor den Beamten durch, das Gesetz vom 1. August 
1909 (GS. S. 691) eingeführt worden, in gleicher 
Weise wie für Reichsbeamte im Reich. Die Ver­
antwortlichkeit^ des Fiskus entfällt jedoch bei Be­
amten, die ausschließlich aus den Bezug von Ge­
bühren angewiesen sind, z. B. den Notaren, sowie 
bei solchen Amtshandlungen an dem Beamten, für 
die sie eine besondere Vergütung von den Betei­
ligten zu beziehen haben. In Sachsen ist die Haf­
tung des Staates gewohnheitsrechtlich anerkannt.

Soweit nach Landesgesetzen der Staat oder die 
Körperschaft für Amtspflichtverletzungen der Beam­
ten haftet, kann die Landesgesetzgebung auch die 
Schadensersatzpslicht der Beamten ändern. Dies ist 
z. B. in Preußen geschehen, wo der Grundbuch­
beamte nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
hastet. Ist der entstandene Schaden nicht durch das 
Verschulden des Beamten allein hevbeigeführt, son­
dern hat dazu auch ein Verschulden des Geschä­
digten mitgewirkt, so kommen die für solchen Fall 
bestehenden Vorschriften zur Anwendung; siehe 
„Schadensersatz, allgemeine Bestimmungen über".

Etwas anderes ist es, wenn der Beamte, der 
den Schaden zugesügt hat, nicht in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt 
gehandelt, sondern Handlungen vorgenommen oder 
Unterlassungen begangen hat, die privatrecht­
licher Natur sind; es hat z. B. ein vom Staat 
angestellter Baumeister einen Bau so mangelhaft 
ausgeführt, daß er eingestürzt ist und Menschen 
verletzt hat; oder es ist durch die Nachlässigkeit 
eines Beamten eine Grube auf einem städtischen 
Grundstück unbedeckt geblieben und dadurch ein Un­
glück herbeigeführt usw. In solchen Fällen haften 
der Staat oder das Reich (der Fiskus) sowohl, wie 
Gemeinden (Kommunalverbände) und sonstige 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts für jeden Schaden, der jemandem von einem 
Beamten durch eine in Ausführung der ihm zu- 
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stehenden Verrichtungen begangene, zum Schadens­
ersatz verpflichtende Handlung zugefügt ist (31, 89 
BGB.). Diese Bestimmung bezieht sich aber nur aus 
Beamte, die als Mitglieder des Vorstandes oder 
als sonstige verfassungsmäßig berufene Ver­
treter den Staat oder die betreffende Kommune, 
Anstalt usw. repräsentieren, nicht auf bloße 
Angestellte, d. h. zu irgendwelchen Verrich­
tungen bestellte Personen. Inwieweit der Staat, 
die Gemeinde, die Körperschaft usw. für Handlungen 
oder Unterlassungen solcher Personen hasten, dar­
über ist der Artikel „Schadensersatz wegen uner­
laubter Handlung 4" zu vergleichen.

3. Für die Frage, ob dem Staate gegenüber 
einem Beamten, Geistlichen oder öffentlichen Leh­
rer ein Anspruch auf Schadensersatz wegen Ver­
letzung der Amtspflicht zusteht, sind die Vorschriften 
der Landesgesetze maßgebend (EGBGB.; vgl. für 
Preußen G. v. 14. 5. 1914 (GS- S. 117).

Beamte, Erlaubnis zur Verheiratung s. Ehe­
hindernisse 1 i; Abtretung von Besoldungen, Pen­
sionen usw. s. Abtretung einer Forderung 1; Sachen, 
die ihnen nicht abgepfändet werden können, s. Pfän­
dung in der Zwangsvollstreckung 1; Pfändung des 
Diensteinkommens, daselbst 2; Genehmigung zur 
Übernahme einer Vormundschaft s. Vormundschaft 
2; Kündigungsfrist s. Kündigung; Ausrechnung 
gegen Gehaltsforderungen s. Ausrechnung.

Beanstandung der Ware s. Handelskauf 4; 
Beanstandung des Mangels einer Vollmacht s. Ver­
treter, Vertretung.

Bearbeitung von Waren, Übernahme von, s. 
Kaufmann; von Schriftwerken, Schutz der, s. Ur­
heberrecht.

Beaufsichtigung des Vormundes durch den Fa­
milienrat s. Familienrat; vgl. auch: Aufsicht.

Beauftragter s. Auftrag — Vertreter, Ver­
tretung — Vollmacht.

Bedingungen bei Rechtsgeschäften (158—162). 
Bedingte Rechtsgeschäfte kommen häufiger vor, als 
man meint. Sie sind nicht leicht zu deuten, zumal 
man sie oftmals nur schwer von gar nicht getä­
tigten Geschäften unterscheiden kann. Wenn einer 
dem Verkäufer sagt: ich werde das kaufen, wenn ich 
Geld habe, so ist das meist keine bindende Abma­
chung, sondern ein leeres Versprechen; aber wenn 
einer sagt: Ich kaufe das, wenn es wirklich gut ist, so 
weiß man nicht, wieweit er sich selbst das Urteil dar­
über, ob die Ware „gut" ist, vorbehält, also sich 
nur bindet für den Fall, daß er eben „will". Aber 
es gibt auch echte bedingte Rechtsgeschäfte, bei de­
nen über den Eintritt der Bedingung ein objektives 
Urteil möglich ist.

Wenn ein Rechtsgeschäft, ein Vertrag, unter einer 
aufschiebenden Bedingung vorgenommen (ab­
geschlossen) wird, so wird das Geschäft erst gültig, 
wenn die Bedingung eingetreten ist. Beispiel: 
Es kauft jemand eine Kücheneinrichtung unter der 
Bedingung, daß seine Tochter sich bis zu einem be­
stimmten Zeitpunkt verheiratet. Das Geschäft ist 
hier vorläufig in der Schwebe; es ist unsicher, ob 
der Kauf zustande kommen („perfekt") wird; erst, 
wenn der bestimmte Zeitpunkt herangekommen ist, 
ohne daß die Tochter geheiratet hat, ist die Un­
sicherheit zu Ende; das Geschäft ist nicht zustande 
gekommen. Heiratet indes die Tochter vor jenem 
Zeitpunkt, so ist mit diesem Augenblick der Kauf 
perfekt geworden. — Ist dagegen ein Geschäft 
unter einer auflösenden Bedingung vor­
genommen, so ist das Geschäft vorläufig gültig und 
verbindlich; es verliert nur hinterher seine Gültig­

keit, sobald die Bedingung eintritt. Beispiel: Ich 
miete zum 1. Jan. k. I. eine Wohnung mit der 
Bedingung, daß der Mietvertrag nicht gelten soll, 
wenn ich vorher meinen Wohnsitz verlege. Hier ist 
der Vertrag schon zustande gekommen, aber es ist 
unsicher, ob er gültig bleiben wird; verlege ich 
wirklich meinen Wohnsitz vor dem 1. Jan., so wird 
der Vertrag ungültig; kommt der 1. Jan. heran, 
ohne daß ich den Wohnsitz verlegt habe, so ist der 
Vertrag endgültig zustande gekommen. Die Bestim­
mungen, die das Gesetz des weiteren über Bedin­
gungen enthält, sind im wesentlichen folgende: Sol­
len nach dem Inhalte des Rechtsgeschäfts die an 
den Eintritt der Bedingung geknüpften Folgen auf 
einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden, so 
sind im Falle des Eintritts der Bedingung die Be­
teiligten verpflichtet, einander zu gewähren, was 
sie haben würden, wenn die Folgen in dem frü­
heren Zeitpunkt eingetreten wären. Wer unter einer 
aufschiebenden Bedingung berechtigt ist, kann im 
Falle des Eintritts der Bedingung Schadensersatz 
von dem anderen Teile verlangen, wenn dieser 
während der Schwebezeit das von der Bedingung 
abhängige Recht durch sein Verschulden vereitelt oder 
beeinträchtigt. Den gleichen Anspruch hat unter 
denselben Voraussetzungen bei einem unter einer 
auflösenden Bedingung vorgenommenen Rechts­
geschäfte derjenige, zu dessen Gunsten der frühere 
Rechtszustand wieder eintritt. Wird der Eintritt 
der Bedingung von der Partei, zu deren Nachteil er 
gereichen würde, wider Treu und Glauben ver­
hindert, so gilt die Bedingung als eingetreten. 
Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu 
deren Vorteil er gereicht, wider Treu und Glau­
ben herbeigeführt, so gilt der Eintritt als nicht 
erfolgt.

Beeinträchtigungen des Eigentums s. Eigentums­
ansprüche; des Besitzes s. Besitz.

Beerbung eines Verstorbenen s. Erbschaft.
Beerdigungskosten sind Nachlaßverbindlichreiten 

s. Nachlaßschulden 4; Beerdigungskosten eines un­
ehelichen Kindes s. Uneheliche Kinder 2; der un­
ehelichen Mutter s. daselbst 3; eines Getöteten s. 
Schadensersatz wegen unerlaubter Handlung 6 u. 
Haftpflicht usw. 4; eines Unterhaltsberechtigten s. 
Unterhaltspflicht usw. 4.

Beförderung von Personen und Gütern s. 
Kaufmann usw. 1, Frachtführer u. Haftpflicht der 
Eisenbahnen usw. 2.

Befreite Vormünder s. Vormund 9, 10.
Beglaubigung, öffentliche, s. Form der Rechts­

geschäfte 2; beglaubigte Abschriften oder Auszüge 
das. 4.

Begräbnis s. Beerdigung.
Begünstigung von Gläubigern durch den 

Schuldner s. Anfechtung von betrügerischen usw.
Behalten übersandter Waren s. Erfüllung von 

Schuldverhältnissen, Ansichtssendungen, Unbestellte 
Zusendungen.

Behinderung eines Vaters an der Ausübung, der 
elterlichen Gewalt s. Eltern und Kinder 7; eines 
Vormunds s. Pflegschaft 1 a.

Beischlaf, außerehelicher, s. Außerehelicher Bei­
schlaf.

Beistand der Mutter, Beistandschaft s. Mutter 
und Kind 3.

Belastungen einer Sache s. Dingliche Rechte.
Beleihung von Grundbesitz s. Hypothek, Grund­

schuld, Nentenschuld; von Schiffen s. Pfandrecht an 
Schissen; von Hypotheken s. Pfandrecht an Rechten 
usw. 2; von Forderungen s. ebenda 2; von Rech-



Beleihungsgrenze. — Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten.

len s. ebenda 1; von Wechseln, Orderpapieren, Jn- 
haberpapieren s. ebenda 3; von sog. Legitimations­
papieren (Sparkassenbüchern, Versicherungspolicen 
usw.) s. ebenda 3 a. Schl.; von beweglichen Sachen 
s. Pfand (Faustpfand).

Veleihttttgsgrenze s. Mündelgeld 5.
Beleuchtung von Hausfluren, Treppen, Höfen 

risw. s. „Öffentliche Sicherheit''.
Beleuchtungsmittel, Pfändbarkeit derselben, s. 

'Pfändung in bet Zwangsvollstreckung 1.
Belohnung, öffentliches Versprechen einer, s. 

Auslobung.
Benachteiligung von Gläubigern durch den 

Schuldner s. Anfechtung von betrügerischen usw. 
Berechtigungen s. Grunddienstbarkeiten u. Real­

lasten.
Bereicherung, ungerechtfertigte, s. Ungerecht­

fertigte Bereicherung.
Bergelohn s. Strandgut.
Bergrecht s. Mineralien.
Bergwerk, Unfälle in einem, s. Haftpflicht usw. 3. 
Bergwerksbesitzer ist unter Umständen Kauf­

mann i. S. des Handelsgesetzbuchs s. Kaufmann usw. 
1; Schadensersatzpflicht desselben s. Haftpflicht der 
Eisenbahnen usw. u. Schadensersatz, allgemeine Be­
stimmungen über.

Bergwerksgesellschasteu s. Gesellschaft 1.
Berner Übereinkunft s. Urheberrecht.
Bernstein, Aneignung von, s. Aneignung herren­

loser Sachen 2.
Berus, Bestimmung des, s. Eltern und Kinder 

4 u. Vormund 2.
Berufsbildung, Kosten der, Anrechnung bei der 

Erbteilung s. Ausgleichung unter Milerben.
Berussoereine s. Vereine 1.
Berufung. (§§ 511—544 ZPO., Arbeiitsger.- 

Ges. §§ 64, 65.) Um dem Publikum eine erhöhte 
Sicherheit zu geben, daß seine Ansprüche eine ge­
rechte Behandlung durch die Gerichte erfahren, sowie 
ferner um etwaige Fehler des Gerichtes oder der 
Parteien in einem erneutem Verfahren wieder gut 
machen zu können, besteht in sämtlichen Prozessen 
die Möglichkeit durch Einlegung einer Berufung, die 
bereits entschiedene Sache noch einmal einer richter­
lichen Prüfung unterbreiten zu können. Nur in 
Bagatellsachen vor den Amtsgerichten, d. h. in 
Sachen, deren Streitwert RM. 50.— nicht über­
steigt, und in arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten bei 
einer Streitsumme unter RM. 300.— ist die Be­
rufung versagt, es sei denn, daß in arbeitsgericht­
lichen Streitigkeiten das Arbeitsgericht die Berufung 
wegen grundsätzlicher Bedeutung des Rechtsstreits 
für zulässig erklärt.

Durch die Einlegung der Berufung, die grund­
sätzlich durch einen Rechtsanwalt zu erfolgen hat, 
wird der Rechtsstreit vor ein neues Gericht gebracht. 
Die Einlegung der Berufung hat binnen einer Mo­
natsfrist — in arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten 
binnen 2 Wochen — nach Zustellung des Urteils, 
spätestens aber mit dem Ablauf von 5 Monaten 
nach der Verkündung zu geschehen, und zwar durch 
Einreichung der Berufungsschrift bei dem Beru­
fungsgericht. Die Berusungsschrift muß enthalten 
die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die Be­
rufung gerichtet wird, sowie die Erklärung, daß 
gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde. Fer­
ner ist die Berufungseinlegung binnen eines wei­
teren Monats — im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
binnen 2 Wochen — zu begründen. Das Berufungs­
gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die Be­
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rufung an sich statthaft und ob die Einlegung und 
Begründung in der gesetzlichen Frist und Form er­
folgt ist. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, 
so ist die Berufung als unzulässig zu verwerfen; 
andernfalls ist Termin zur mündlichen Verhandlung 
von Amts wegen anzuberaumen.

Auch der Berufungsbeklagte kann sich der Be­
rufung anschließen, dies selbst dann, wenn er bereits 
vorher auf die Berufung verzichtet hatte oder wenn 
die Berufungsfrist verstrichen ist. — Vor dem Be­
rufungsgericht wird der Rechtsstreit von neuem ver­
handelt. Insbesondere können die Parteien Angrifss- 
und Verteidigungsmittel, welche in 1. Instanz nicht 
geltend gemacht worden sind, auch jetzt noch geltend 
machen. Es kann jedoch das Gericht diese zurück­
weisen, wenn durch ihre Zulassung die Erledigung 
des Rechtsstreits verzögert werden würde, oder nach 
Auffassung des Gerichts die Parteien sie infolge, 
großer Nachlässigkeit oder um den Prozeß zu ver­
schleppen, nicht früher vorgebracht haben. Das Be­
rufungsgericht entscheidet selbständig, kann jedoch 
unter gewissen Umständen (vgl. § 538 ZPO.) den 
Rechtsstreit an das Gericht 1. Instanz zurückver­
weisen. — Durch Urteil in der Berufungsinstanz 
wird mit den Klagen, in denen in 1. Instanz die 
Amtsgerichte befaßt waren, die Sache endgültig ab­
geschlossen. Nur in Sachen, die ihren Ausgang vor 
dem Landgericht genommen haben, kann unter Um­
ständen durch Revision eine dritte Instanz ange- 
rusen werden (vgl. Revision). (Wegen der Einzel­
heiten vgl. HdR. Bd. 1, Seite 634 f.)

Berufung zur Vormundschaft s. Vormund 1. Be­
rufung zur Erbschaft s. Gesetzliche Erben.

Beschädigung durch Tiere s. Tiere u. Selbstver­
teidigung 2; durch Kinder, Hausangestellte usw. 
s. Schadensersatz wegen unerlaubter Handlung 4; 
der Mietwohnung s. Miete 4; von Sachen s. Scha­
densersatz wegen unerlaubter Handlung 1; zum 
Zwecke der Abwendung einer Gefahr s. Selbstver­
teidigung 2; eines Wertpapieres s. Schuldverschrei­
bungen auf den Inhaber I 2; von Frachtgut s. 
Frachtführer.

Beschissenheit von Waren, unrichtige Angaben 
über, s. Schwindelhafte Reklame 1.

Bescheinigung s. Zeugnis.
Beschlagnahme (Pfändung) von Forderungen s. 

Pfändung in der Zwangsvollstreckung 2; von Lohn 
Gehalt usw. s. Arbeits- oder Dienstlohn, Pfändung 
von u. Pfändung i. d. Zwangsvollstr. 2.

Beschränkte Geschäftsfähigkeit s. Geschäftsfähig­
keit 2.

Beschrankte Haftung s. Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung; der Erben s. Nachlaßschulden usw.

Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten (1090 bis 
1093). Es kann sich jemand eine „beschränkte per­
sönliche Dienstbarkeit" an einem Grundstück (einem 
Hause, einem Garten, einem Feldgrundstück usw.) 
bestellen lassen. Er hat dann das Recht, das Grund­
stück in einzelnen Beziehungen (die in dem 
abzuschließenden Vertrage näher zu bestimmen sind) 
zu benutzen, z. B. zur Entnahme von Steinen, 
Sand usw., oder es steht ihm persönlich sonst gegen 
das Grundstück eine Befugnis zu, wie sie den Ge­
genstand einer Grunddienstbarkeit (s. d.) bilden 
könnte, z. B. das Recht, das Grundstück als Über­
gang zu benutzen, die Bebauung zu verbieten u. 
dgl. Von einer Grunddienstbarkeit unterscheidet sich 
ein solches Recht dadurch, daß es dem Berechtigten 
für seine Person, nicht dem Eigentümer eines 
bestimmten Grundstücks als solchem zusteht. Über 
die Bestellung (Begründung) einer solchen Dienst- 
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